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Stenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 6. Juni 1893 
unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Johann Nep. 
Prix und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Raimund Grübl. 


Nürgermeiſter Dr. Prix: Die Verſammlung iſt beſchluſs— 
fähig, die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Herr Gem.-⸗Rath Gregorig entſchuldigt fein Ausbleiben 
von der heutigen Sitzung. 


2. Herr Gem.⸗Rath Dr. v. Billing erſucht um einen 
Urlaub von vier Wochen. Ebenſo Herr Gem-Rath Herold. 
Keine Einwendung? Iſt bewilligt. 

Herr Gem.⸗Rath Rückauf bittet um Verlängerung ſeines 
Urlaubes von heute an auf vierzehn Tage. 

Keine Einwendung. 

Herr Gem.⸗Rath Hipp erſucht um einen Urlaub von vier 
Monaten. 

Keine Einwendung. 


3. Der ehemalige Gem.⸗Rath Herr Zag ͤrski theilt mit, 
dafs er feine Stelle als Mitglied des Bezirksſchulrathes niederlegt. 

Zur Kenntnis. 

Ich bitte, die Einläufe bekanntzugeben. 


Schriftführer Gem.-Nath Dr. Zimmermann (liest): 

4. Anfrage des Gem.-Nathes Tomola an den Bürger⸗ 
meiſter: | 

Seit Anfang des Monates April wird in der Strecke Währing, Haupt— 
ſtraße (Ecke der Marktgaſſe), aufwärts mit Überſetzung in die Herrengaſſe beim 
Greiſenaſyl und von da ſowohl in der Hauptſtraße als auch in der Herren— 
gaſſe aufwärts hin an der Verlegung des Währingerbaches, beziehungsweiſe 
au der Canaliſierung der Hauptſtraße in Weinhaus gearbeitet. Bei der geringen 
Breite der Hauptſtraße mußten die ausgehobenen Erdmaſſen bis an die rechts 
gelegene Häuſerreihe aufgeſchichtet werden, während links ein kaum 0˙5 m 
breiter Straßenrand frei geblieben iſt, welcher aber nicht bloß als Paſſage für 
Fußgänger, ſondern auch als Fahrlinie für Schubkarren in Verwendung 
genommen worden iſt. Bei dieſer Sachlage iſt es ſelbſtverſtändlich, dass eine 
außerordentliche Verunreinigung der Straße nicht zu vermeiden war und 
jedermann hat ſich in das Unvermeidliche gefügt. Nun ſind aber die Arbeiten 
in der Hauptſtraße ſeit Pfingſten, d. i. ſeit mehr als vierzehn Tagen, beendet, 
ohne dafs eine gründliche Inſtandſetzung der Straße vorgenommen worden 
wäre. Die Kothkruſten werden bei einigem Regen in ein knöchelhohes Kothmeer 
verwandelt, durch welches ſich ſelbſt die urwüchſigſten Naturmenſchen nur im 
Gigerlaufzug, nämlich mit aufgeſchlagenen Hoſen und mit Verzicht auf jedwede 
Sicherheit für glückliche Behaltung der Stiefel ſchlagen können. Die beider— 
ſeitigen Anrainer legen wohl auch Bretter über die Straße, wodurch dieſelbe 
lebhaft an Debreczin bei Regenzeit erinnert. 

Weiteren Anlass zur Klage mufßs aber auch der Umſtand geben, dafs ſeit 
Beginn der erwähnten Arbeiten die Tramway bloß bis zum Währinger Brau— 
haus fährt, reſpective dass ſeit Beendigung der Arbeiten in der Hauptſtraße 
der volle Verkehr bis zur Bockgaſſe noch nicht aufgenommen worden iſt. Die 
vielen Beamten, welche in Gerſthof wohnen, genießen daher das Vergnügen, 
noch weiter wie bisher, und das auf pußtaartig ſchlechter Straße laufen zu 
müſſen, bis fie eines Tramwayvehikels anſichtig werden. Der Herr Bürger— 
meiſter wird freilich erwidern, der Straßengrund fer derartig aufgelockert, dafs 
mit der Schienenlegung nicht ſofort begonnen werden könne. Ich möchte aber 
darauf hinweiſen, dafs, als vor drei Jahren dieſelben Arbeiten im unteren 
Theile der Hauptſtraße vorgenommen wurden, die Schienen unmittelbar nach; 
Paſſierbarmachung der Straße wieder eingelegt werden konuten, weil die Erde 
genügend feſt eingeſtampft worden war. Im übrigen gibt es ja auch provi— 
ſoriſche Geleiſe, welche gewiſs hätten gelegt werden können und ſollen. 

Ju Anbetracht dieſer Übelſtände erbitte ich mir vom Herru Bürgermeiſter 
Antwort auf folgende Fragen: 


1. Wird die ordnungsmäßige Inſtandſetzung der Hauptſtraße 
in Währing alsbald in Angriff genommen, oder ſoll dies erſt 
dann geſchehen, wenn die bedauernswerten Paſſanten den ganzen 
Koth an ihren Stiefelſohlen nach allen Bezirken hin vertragen 
haben? 

2. Wird die Wiener Tramwah-Geſellſchaft veranlasst werden, 
den Verkehr in der Hauptſtraße in Währing ehethunlichſt wieder 
bis zur Bockgaſſe aufzunehmen? 
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Vürgermeiſter: Ich werde dieſe Interpellation in der 
nächſten Sitzung beantworten. 

Schriftführer Gem.⸗Rath Dr. Zimmermann (liest): 

5. Antrag des Gem.⸗Nathes Heiler und Genoſſen: 

Die ſeinerzeitige Einführung des Schlachthauszwanges, deſſen großen 
fanitären Wert wir erſt nach und nach anzuerkennen in der Lage waren, hat 
jetzt ſelbſt die große Zahl der damaligen Gegner dieſer Einrichtung durch die 
überaus ſegensreiche Wirkung desſelben eines Beſſeren belehrt, jo daßs jetzt 
bereits alle Hauptſtädte, wie auch kleinere Städte in anerkennenswerter Weiſe 
bemüht ſind, eigene Schlachthäuſer zu errichten. 

Durch die immer zunehmende Zahl der neu errichteten Schlachthäuſer 
ſind auch die Erfahrungen auf dieſem Gebiete anhaltend vorgeſchritten und iſt 
es leicht erklärlich, dafs die ſpäter und insbeſondere die in letzterer Zeit errichteten 
Schlachthäuſer durch den immer nach Vollkommenheit ſtrebenden Erfindungsgeiſt 
auch bedeutend verbeſſert wurden und unter Zuhilfenahme der Fortſchritte in 


der Technik, die Anſtalten zur höchſten Vollkommenheit zu bringen, um einerſeits 
ſich den immer mehr geſteigerten ſanitären Anforderungen auzupaſſen, ins⸗ 
ſondere auf Erzielung eines rationellen Betriebes, andererſeits aber die ſicheren 
Regieauslagen, welche den Communen und hauptſächlich den Gewerbsleuten 
durch den Schlachthauszwang erwachſen, durch Gegenvortheile möglichſt ein- 


übringen. 

Wenn ein Schlachthaus den heutigen Auforderungen unbedingt entſprechen 
ſoll, fo iſt vor Allem unerläſslich, dajs mit demſelben auch die Einrichtung 
einer Anlage zur künſtlichen Kühlung des geſchlachteten Fleiſches verbunden wird, 
denn die Conſervierung des geſchlachteten Fleiſches durch die Kälte iſt nicht nur 
in ſanitärer, ſondern auch in wirtſchaftlicher Beziehung von großem Werte. 

Das friſche Fleiſch übergeht unter Einwirkung der warmen Temperatur 
raſch in Fäulnis, und dieſer Umſtand iſt es auch, mit welchem die Fleiſchhauer 
und großen Conſumenten den Kampf zu beſtehen haben, denn durch dieſen 
übelſtand werden die Fleiſchhauer im Sommer vor die Alternative geſtellt, 
entweder ihre Schlachtungen auf ein den ſchwankenden Conſumverhältniſſen ſehr 
ſchwer anzupaſſendes Maß zu beſchränken, wodurch ſie oft den Auforderungen 
ihrer Kunden nicht genügen können, andererſeits aber Gefahr laufen, dafs ihr 
Fleiſchvorrath verdirbt oder mindeſtens minderwertig wird. 

Durch die Erfindung und Einrichtung von Kühlanlagen, in welchen 
erwieſenermaßen das Fleiſch friſch erhalten und conſerviert wird, iſt allen 
dieſen Übelſtänden abgeholfen. Die Kühlanlagen ſind für die Fleiſchhauer, ſelbſt 
bei ihren Einkäufen am Viehmarkte, von großem Werte, da ſelbe die jeweilige 
Preislage des Marktes dadurch auszunützen imſtande wären, ſo auch keine 
Rückſichten auf ihre Conſumverhältniſſe zu nehmen hätten. 

Die Fleiſchhauer kämen demnach in die Lage, bei billiger Preisconjunctur 
größere Viehvorräthe zu kaufen, ohne dieſes bis zum Schlachttage füttern und 
unterhalten zu müſſen, was ihuen ermöglicht, durch billigen Einkauf Vortheil 
zu erzielen und ſich von dem Markte unabhängig zu machen. 

Die Einrichtung der Kühlanlagen enthebt den Fleiſchhauer bei den 
Schlachtungen jeder Rückſicht auf das Quantum, da durch die Möglichkeit, daſs 
das Fleiſch, ohne dass die Qualität auch nur im geringſten darunter leidet, 
wocheulang in den Kühlhäuſern conſerviert werden kann, die Fleiſchhauer eine 
beliebige Anzahl Vieh ſchlachten und das Fleiſch bis zur Verkaufsgelegenheit 
in den Kühlräumen aufbewahren können. 

Heute müſſen die Fleiſchhauer zur Conſervierung ihrer Fleiſchvorräthe 
ſich des Natureiſes bedienen, was mit umſtändlichen Manipulationen verbunden 
iſt, und iſt die längere Conſervierung des Fleiſches durch Natureis ohne Be— 
einträchtigung der Qualität erwieſenermaßen gar nicht zu erreichen, da in den 
Eisgruben jede Lufteirculation fehlt und das ſchmelzende Eis die Luft durch⸗ 
feuchtet, was dem Fleiſche durchaus ſchadhaft iſt, daher dasſelbe ſehr bald fein 
friſches Ausſehen verliert, ſich mit Schleim überzieht, einen faden Geſchmack 
bekommt und Neigung zum Verderben zeigt. 

Auch in ſanitärer Beziehung hat die Kühlung des Fleiſches mittels 
Natureis ihre ſehr bedeutenden Übelſtände, da die Provenienz des Eiſes ſehr 
häufig nicht entſpricht, denn dieſes Eis iſt oft von Gewäſſern bezogen, welche 
Uureinlichkeiten, wie Pflauzenreſte, Bacterien ꝛc. in ſich ſchließen und dann 
beim Schmelzen in den Eisgruben Schimmelbildung und unangenehmen fäu— 
ligen Geruch erzeugen, welchen das Fleiſch annimmt. Leider laſſen ſich dieſe 
Übelſtände ſelbſt bei der größten Vorſicht wicht vermeiden. 

Es iſt daher vom nationalökonomiſchen Standpunkte aus Pflicht der 
Communalverwaltungen, bei den zu erbauenden Schlachthäuſern oder bei 
Schlachthäuſern, welche vor längerer Zeit erbaut wurden, derartige Anlagen 
von Kühlhäuſern zu errichten, da ſolche Anlagen für den einzelnen Fleiſchhauer 
durch den Schlachthauszwang wie auch durch die ziemlich hohen Koſten der— 
ſelben nicht durchführbar find, der Communalverwaltung aber reichliche Ein: 
nahme ſichern, die wieder der Geſammtbevölkerung zunutze kommen. 

Ebenſo iſt es auch von größter Wichtigkeit und im Intereſſe der höheren 
ſtentabilität bei Aufſtellung einer Kühlanlage, die Maſchinen derart anzulegen, 
dass dieſe auch Kryſtalleis erzeugen können. 

Die hiedurch entſtehenden Mehrkoſten find nur unweſentlich, die Betriebs- 
koſten dieſer Anlage aber werden durch den Verkauf des Eiſes gedeckt; da das 
von der Maſchine erzeugte Eis chemiſch rein hergeſtellt werden kann, jo werden 
gewiss die Krankenhäuſer gerne hievon Abnehmer fein, was dieſen Gelegenheit 
bietet, au Stelle des geſundheitsſchädlichen Natureiſes chemiſch reines Eis zu 
verwenden, wodurch einem hochwichtigen hygieniſchen Bedürfniſſe Rechnung 
getragen iſt. 

Eines dritten geſchäftlichen Vortheiles muſs hier auch noch Erwähnung 
gemacht werden, und zwar können dieſelben Maſchinen, welche die Kühlanlagen 
betreiben, mit unweſentlichen Koſten auch die elektriſche Beleuchtung beſorgen. 
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Die Gefertigten ſtellen folgende Anträge: 
Der Gemeinderath möge beſchließen: 
1. daſs in dem Schlachthauſe von St. Marx ehebaldigſt 


Kühlanlagen zur Conſervierung des Fleiſches errichtet werden; 


2. dafs die Maſchinen der Kühlanlagen derart conſtruiert 
werden, dafs ſelbe auch Kryſtalleis erzeugen können; 

3. dass mit dieſer maſchinellen Einrichtung das Schlachthaus 
ſowie die Marktanlagen von St. Marx elektriſch beleuchtet werden 
können; | 

4. dafs eine Kühlanlage auch in der Großmarkthalle für 
den En gros-Fleiſchmarkt errichtet werde. 

Hürgermeifter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem. -Rath Dr. Zimmermann (liest): 

6. Die am 5. Juni in Margarethen ſtattgefundene allge— 
meine. Wählerverſammlung hat folgende Reſolution einſtimmig be— 


ſchloſſen und bittet, dieſelbe als Petition entgegenzunehmen: 
Die am 5. Juni in Margarethen abgehaltene allgemeine Wählerverſammlung 


ſpricht ihre eulſchiedene Miſsbilligung darüber aus, dass die Majorität des 


Wiener Gemeinderathes die von Dr. Karl Lueger im Namen der Minorität 
geftellten Anträge über die Höhe, ſowie über die Art der Begebung des An⸗ 
lehens für die Hochquellen-Waſſerleitung abgelehnt hat. Sie fordert die Minorität 
auf, trotzdem mit aller Energie dahin zu wirken, daſs die Begebung des An— 
lehens nur im Wege der öffentlichen Subſeription mit 
Ausſchluſs jeder Vermittlung erfolge. 


Bürgermeiſter: Dient zur Kenntnis. 

Schriftführer Gem.-Nath Dr. Zimmermann (liest): 

7. Die am 5. Juni in Margarethen ſtattgefundene allge— 
meine Wählerverſammlung übermittelt ferner folgende Reſolution 
als Petition: 


| Die am 5. Juni d. J. ſtattgefundene allgemeine Wählerverſammlung in 
Margarethen ſpricht ſich mit aller Entſchiedenheit dagegen aus, dajs ein Theil 
des Pferdemarktes in ein Pferdeſchlachthaus umgewandelt werde, und erſucht 
10 löblichen Gemeinderath, den diesbezüglichen Antrag des Stadtrathes abzu— 
ehnen. 


Vürgermeiſter: Dient zur Kenntnis. 

Wir ſchreiten zur Tagesordnung. Ich erſuche den Herrn 
Gem.-Rath Kreindl zum Referate. 

8. Dieferent Gem.-Rath Kreindl: Ich habe die Ehre, 
zur Zahl 3545 zu berichten. Es betrifft die Reconſtruction und 
Adaptierung des Armenhauſes in Pötzleinsdorf, Hauptſtraße Nr. 102. 

Es liegt ein Commiſſions-Protokoll vor, worin geſagt wird, 
daſs mehrere Mauern ſchlecht find, und dass in dieſem Haufe fünf 
Parteien ſind, darunter drei, welche die Armenpflege genießen. Es 
iſt nöthig, dafs dieſe Adaptierungen platzgreifen. Der Koſtenbetrag 
iſt kein großer, er beläuft ſich im ganzen auf 637 fl. 42 kr. 
Nachdem dieſe Poſt von 5000 fl. ſchon erſchöpft iſt, ſo iſt ein 
Zuſchuſscredit in dieſer Höhe nöthig. Ich bitte um Ihre Ge— 
nehmigung. 

Bürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich. — Nach einer Pauſe:) Es iſt dies nicht der Fall. 
Der Antrag iſt genehmigt. 


Beſchluſs: Die für die Reconſtruction und Adaptierung des 
Armenhauſes in Pötzleinsdorf, Hauptſtraße 102, noth⸗ 
wendigen Koſten per 637 fl. 42 kr. werden genehmigt 
und die Bedeckung dieſer Auslage auf den Reſervefond 
verwieſen. 

9. Referent Gem.⸗Nath Joſef Müller: Ich habe die 
Ehre, zu referieren über den Act Zahl 3475. Derſelbe betrifft eine 
Zuſchrift der General-Inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahuen in 
Betreff des abzuſchließenden Übereinkommens zwiſchen der Gemeinde 
Wien und der Dampftramwah-Geſellſchaft vormals Krauß & Comp. 


Nun 
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über die gemeinſamen Herſtellungen an der Wienflufs-Negulierung 
und Wienthallinie. 

Die geehrten Herren wiſſen bereits, dafs das hohe k. k. Handels 
miniſterium eine Vorlage der Commiſſion für Verkehrsanlagen 
unterbreitet hat bezüglich der Ausführung und Herſtellung der 
Localbahnlinie, insbeſondere der Localbahn der Wienfluſslinie. 

In dieſer Vorlage war enthalten der Entwurf der Conceffiong- 
urkunde und der Conceſſionsbedingungen. In dieſer Conceffiong- 
urkunde iſt ein Paſſus enthalten, welcher folgenden Inhalt hat 
(liest): 

„Nachdem der Dampftramway-Geſellſchaft vormals Krauß 
& Comp. in Wien die Bitte um Ertheilung der Conceffion zum 
Baue und Betriebe der im Punkt II des mit dem Geſetze vom 
18. Juli 1892, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 109, genehmigten Programmes 
unter A II, lit. d, e und f, dann unter B II, lit. i, angeführten 
Localbahnlinien der Wiener Stadtbahn geſtellt hat, ſo finden wir 
uns bewogen, in Erwägung der Gemeinnützigkeit des Unternehmens 
der genannten Geſellſchaft dieſe Conceſſion auf Grund des obigen 
Geſetzes, dann des Eiſenbahn-Conceſſionsgeſetzes vom 14. September 
1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 238, ſowie der Geſetze vom 17. Juni 1887, 
R.-G.⸗Bl. Nr. 81, und vom 28. December 1890, R.-G. Bl. 
Nr. 229, ferner des n.⸗ö. Landesgeſetzes vom 18. Juli 1892, 
L.⸗G. und Vdog.⸗Bl. Nr. 42, zu ertheilen.“ 

Es iſt auch den geehrten Herren bekannt, dass die Commiſſion 
für die Verkehrsanlagen in ihrer Sitzung vom 3. Juni beſchloſſen 
hat, dieſer Conceſſionsurkunde ihre Zuſtimmung zu ertheilen und 
dieſelbe an das k. k. Handelsminiſterium zu leiten bezüglich der 
Conceſſionsertheilung an die Firma vormals Krauß & Comp. Ich 
will hier erwähnen, dafs ſeinerzeit der Gemeinderath in ſeiner Sitzung 
im Mai 1892 bei der Berathung der Tracenreviſion der Stadt— 
bahn den Beſchluſs gefasst hat, die Verleihung der Conceſſion an 
dieſe Firma nicht zu befürworten. Er hat ſogar beſchloſſen, dass 
die Gemeinde ſich vorbehalte, wenn der Bau dieſer Bahn nicht 
von der Commiſſion für die Verkehrsanlagen in eigener Regie 
durchgeführt wird, um die Conceſſion zur Erbauung dieſer Bahn 
ſelbſt anzuſuchen. Nun, auf dieſe Angelegenheit werde ich mich 
nicht einlaſſen, nachdem ich die Überzeugung habe, dafs dieſe 
Sache bezüglich der Conceſſion ſelbſt mit den hier vorgelegten 
Vereinbarungen, welche zu ſchließen ſind, mit der Unternehmung 
vormals Krauß & Comp. nicht in directem Zuſammenhang ſtehe. Ich 
habe das nur deshalb erwähnt, um zu conſtatieren, dafs es nicht 
von der Gemeinde allein abhängt, die Conceſſion dieſer Firma zu 
übertragen. 

Es hängt ab von dem Beſchluſſe der Verkehrsanlagen— 
Commiſſion, welche, wie ich bereits mitgetheilt habe, ſich dafür 
ausgeſprochen hat, die Conceſſion an die Firma zu empfehlen. 
Weiters iſt die definitive Conceſſions⸗Zuſprechung vom Handels⸗ 
miniſterium und ſchließlich von der Allerhöchſten Sanction abhängig. 
Ich mufs aber den Herren wenigſtens meine perſönliche Meinung 
mittheilen und glaube, dass diefe auch von ſehr vielen der geehrten 
Herren getheilt werden wird, daſs nämlich nach dem Stande der 
Sache, nach den Verhandlungen, wie dieſelben bis jetzt gediehen 
find, wohl anzunehmen iſt, dafs die Localbahnlinien, wie fie im 
Punkt II A des Programmes enthalten ſind, wahrſcheinlicherweiſe an 
dieſe Firma übertragen werden. Nun werde ich auf die Sache 
einzugehen mir erlauben. Ich bemerke, dass insbeſondere zwei 
Theile der Verkehrsanlage, und zwar die Wienthallinie und die 
Wienfluſs⸗Regulierung derart zuſammenhängen, dass man dieſelben 
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von einander nicht trennen kann. Es iſt daher unbedingt noth— 
wendig, bei der Bauherſtellung der einen auf die andere einzugehen, 
und es iſt auch bereits im Programme ein Paragraph enthalten, 
welcher darauf hinweist, dass die Koſten zwiſchen dieſen beiden 
Unternehmungen gegenſeitig unter gewiſſen Principien feſtzuſtellen 
iind, Es heißt nämlich im Geſetze vom 18. Juli 1892, R.⸗G Bl. 
Nr. 109, folgendermaßen: 

„Hinſichtlich der Vertheilung der Koſten jener Anlagen, welche 
Sowohl die Wienfluſs-Regulierung als auch die Bahnherſtellung 
betreffen, hat nach Fertigſtellung der Projecte eine genaue Aus— 
einanderſetzung in der Richtung ſtattzufinden, dass jede dieſer beiden 
Unternehmungen nur mit jenen Koſten belaſtet wird, welche durch 
dieſelbe bedingt ſind.“ 

In Anbetracht dieſes Umſtandes hat nun das h. k. k. Handels- 
miniſterium ſich an die General-Inſpection gewendet, ſie möge 
diesbezüglich Verhandlungen einleiten, welche über die Koſten und 
die Auftheilung dieſer Koſten im vorhinein ſchon Klarheit ſchafft. 

Es hat ſich für die Gemeinde, reſpective für die Vertreter 
der Gemeinde, für den Herrn Bürgermeiſter insbeſondere, darum 
gehandelt, ob in dieſe Verhandlungen einzugehen iſt oder nicht. 
Die Erwägung war die, ob es zweckmäßig und für die Gemeinde 
vortheilhaft iſt, noch vor der Ertheilung der Conceſſion mit der 
Firma vormals Krauß & Comp. Vereinbarungen zu treffen, welche 
in Kraft zu treten hätten, falls dieſe Geſellſchaft die Conceſſion erhält. 

Ich glaube, daſs das Eingehen in dieſe Verhandlungen nicht 
nur eine Pflicht, ſondern eine Vorſicht der betreffenden Herren, 
insbeſondere des Herrn Bürgermeiſters, war, damit bereits vorher, 
ehe die definitive Conceſſion zugeſagt iſt, d. h. ehe die Unter— 
nehmung ihre Conceſſion — wenn ich ſo ſagen darf — in der Taſche 
hat, dieſe auf gewiſſe Bedingungen eingeht, auf die ſie eventuell 
nach definitiver Zuſage der Conceſſion nicht eingegangen wäre. 

Infolge deſſen ſind unter Zuziehung unſeres Bauamtes und der 
General-Inſpection Verhandlungen angebahnt worden, aus dieſen 
Verhandlungen iſt der Vertrag vom 29. April 1893, der den geehrten 
Herren vorliegt, zuſtande gekommen. Es iſt dies ein Vertrag zwiſchen 
der Gemeinde Wien als Unternehmerin der Wienfluſs-Regulierung 
und der Firma vormals Krauß & Comp. als demjenigen Theile, der 
vielleicht in Zukunft die Bahn durchzuführen haben wird. Der Vertrag 
iſt fo ſtipuliert, daſs er für die Firma vormals Krauß K Comp. 
abſolut bindend iſt, während die Gemeinde Wien nur dann an 
denſelben gebunden iſt, wenn die Conceſſion an dieſe Firma über— 
tragen wird. Die Gemeinde Wien hat ſich hiemit alle Rechte ge— 
wahrt, und es iſt meine volle Überzeugung, dafs es abſolut nöthig 
iſt, dieſe Arbeiten, welche ſo ineinander greifen, vorher ſicher— 
zuſtellen und eine Vereinbarung bezüglich der Auftheilung der 
Koſten zu treffen. 

Ich werde nun näher auf den Vertrag ſelbſt eingehen. Wie 
Sie aus dem Verichte des Bauamtes erſehen haben werden, haben 
die Verhandlungen längere Zeit in Anſpruch genommen; es ſind 
vom 1. März 1892 bis 19. März 1892 zehn Conferenzen ab- 
gehalten worden, außerdem haben noch nachträglich bis zur Per— 
fectionierung des Vertrages zwei weitere Conferenzen ſtattgefunden. 
Es hat ſich zunächſt darum gehandelt, die Auftheilung der Koſten 
für dieſe gemeinſame Arbeit für die einzelnen Theile vorzunehmen. 
Die Koſten beſtehen hauptſächlich aus den Koſten für die Grund— 
einlöſung, aus den Koſten der gemeinſamen Bauherſtellungen, 
ferner aus den Koſten für die Herſtellung der Canäle und Ausläufe, 
die in den Wienfluſs zu münden haben. 

1* 
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Ehe ich nun auf dieſe einzelnen Punkte eingehe, möchte ich 
den geehrten Herren die hier auf der Tafel aufgehängten Pläne, 
nachdem dieſelben die Grundlage dieſes Übereinkommens bilden, 
näher erklären. 

Ich erſuche die Herren, die Pläne näher anzuſehen, oder wenn 
ſie es ſchon gethan haben, ſich dieſelben in Erinnerung zu bringen. 
In dieſen Plänen iſt in der Mitte ein rother Strich, der die Achſe 
der Wienfluſs-Regulierung bedeutet. Dieſelbe iſt mit Kilometer 24 bis 
80 ſtationiert und geht vom Schikanederſteg bis zur Einmündung 
des Lainzerbaches. Neben dieſer rothen Linie, und zwar auf dem 
rechten Ufer, finden Sie eine zweite rothe Linie, welche mit Kilo— 
meter 35 bis 91 ſtationiert iſt, und zwar in derſelben Strecke 
vom Schikanederſteg bis zur Einmündung des Lainzerbaches. Zu 
jeder Seite dieſer beiden rothen Linien ſind blaue Linien eingezeichnet: 
dieſe bezeichnen die Grenze der gemeinſamen Regulierung, das heißt 
jene Grenze, welche aus der Regulierung des Wienfluſſes und aus 
der Herſtellung der Bahn reſultiert. Das ſind jene Grenzen, welche 
die Regulierung und Bahn gegen die benachbarten Straßen abſchließen. 
Was nun zwiſchen dieſe blauen Linien fällt, mufs eingelöst werden, 
weil das in das Terrain der Regulierung fällt. Außer dieſen Linien 
ſind aber noch auf beiden Seiten, insbeſondere am linken Ufer rothe, 
ſchwach gezogene Linien eingezeichnet. Dieſe Linien bedeuten die 
Grenze der Grundeinlöſung. Bei jedem Bruchpunkte dieſer Linien 
iſt ein kleiner Ring eingezeichnet; ſoweit ſoll die Grundeinlöſung für 
dieſe beiden gemeinſamen Unternehmungen ftattfinden und da ſollte 
dieſe Grenze auch als Baſis für den Vertrag dienen. Nun möchte ich 
noch bemerken, dafs die Bahnlinie im Wienthal nicht ununterbrochen 
in continuo neben der Regulierung des Wienfluſſes läuft. Es iſt 
ein Stück, wo die Bahn von der Wienregulierung ſich entfernt, 
und zwar iſt das derjenige Theil, welcher zwiſchen der Stieger— 
brücke und der Viehtriebbrücke gelegen iſt, wo die Bahn in die 
Jakobgaſſe geführt iſt. In dieſem Theile hat keine Auseinanderſetzung 
ſtattzufinden, weil keine gemeinſamen Punkte in dieſer Strecke vor— 
handen find. Ich möchte noch bemerken, dass es infolge der Lage 
der Bahn am rechten Ufer nothwendig geworden iſt, dafs die Regu— 
lierung des Wienfluſſes ſich mehr gegen die linke Seite gerückt hat, 
das heißt, daſs das Wienufer mehr gegen links geſchoben wird, und die 
Summen, die für die Grundeinlöſung auf dieſe Strecke entfallen, 
ſind daher nicht ganz auf Conto der Wienregulierung zu ſchreiben. 

Ich komme nun zur Grundeinlöſung. Bei dieſer Auseinander— 
ſetzung haben ſich die Verhandlungen im Anfang ſehr ſchwierig gezeigt. 
Es iſt von Seiten der General-Inſpection ein Vorſchlag bezüglich 
der Auftheilung der Grundeinlöſungskoſten gemacht worden, der 
folgendermaßen lautete: Dass die Bahn denjenigen Theil einzulöſen 
hat, welchen ſie von dem gemeinſamen Theile der Regulierung 
occupiert, und die Gemeinde, reſpective die Wienfluſs-Regulierung 
denjenigen Theil, welchen ſie von dem gemeinſamen Theile in 
proportionaler Weiſe occupiert. Es hätte ſich darnach folgendes 
Verhältnis ergeben: Die Unternehmung hätte in der currenten 
Strecke, d. h. dort, wo keine Stationen ſind, etwa ein Viertel der 
Grundeinlöſungskoſten zu tragen gehabt und die Gemeinde drei 
Vierteltheile. In jenen Theilen, wo Stationen eingeſchaltet ſind, 
die Sie auch auf dem Plane erſehen können, hätte die Bahn ein 
Drittel der Grundeinlöſungskoſten zu leiſten gehabt und die Ge— 
meinde zwei Drittel. Um die Koſten der Grundeinlöſung feſtzuſtellen, 
ſind auch die Koſtenvoranſchläge feſtgeſetzt worden. Dieſelben haben 
ergeben, daſs die ganze Grundeinlöſung auf dieſer Strecke ſich auf 
circa zweieinhalb Millionen Gulden belaufen hätte. Von dieſen 
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zweieinhalb Millionen wäre nach dem Schlüſſel, welchen die 
General⸗Inſpection vorgeſchlagen hat, auf die Gemeinde ein Betrag 
von 1,800.000 fl. entfallen. Die geehrten Herren werden wohl 
zugeben, dass dieſer Auftheilungsmodus für die Gemeinde ein Sehr 
harter wäre und wurde derſelbe auch von Seiten der Vertreter der 
Gemeinde gegenüber der Bahnunternehmung als unhaltbar ge— 
kennzeichnet. | 

Es iſt nun, um eine genauere Fixierung des Grundeinlöſungs— 
betrages zu erhalten, eine gemeinſame Achſe der Wienfluſs-Regulierung 
mit der Bahn an Ort und Stelle abgeſteckt worden. Es ſind die Auf— 
nahmen gemacht und iſt eine genaue Berechnung derjenigen Koſten 
angeſtellt worden, welche die Grundeinlöſung erfordert und es iſt 
unter dem Princip der Gemeinſamkeit bei den Arbeiten ein Betrag 
von 1,800.000 fl. für die Grundeinlöſung herausgekommen. 

Trotz dieſer bedeutenden Reſtringierung wäre aber auf die 
Gemeinde bei Einhaltung des von der General-Inſpection ange— 
gebenen Schlüſſels ein Betrag von 1,300.000 fl. entfallen. Auch 
dies ſchien noch unannehmbar. Es iſt weiters beſprochen worden, daßs 
es im äußerſten Falle möglich ſei, einen Vorſchlag zu acceptieren, 
wonach die Grundeinlöſung zu gleichen Theilen vorgenommen wird, 
d. h. wenn die Unternehmungen von dieſen 1,800.000 fl. — 
900.000 fl. und die Gemeinde 900.000 fl. übernimmt. 

Bei dieſer Gelegenheit ſind auch die Principien der Verwertung 
dieſer Grundflächen fixiert und in den Vertrag aufgenommen worden. 
Es iſt hier zu bemerken, dass diejenigen Flächen, welche außerhalb 
der Baulinie gelegen ſind und eingelöst werden, von der Gemeinde 
nur mit demjenigen Betrage an die Unternehmung zu refundieren 
ſind, welcher als Straßengrund zu beziffern iſt, d. h. wo nicht 
der Baugrund und nicht das Haus zu calculieren iſt, ſondern nur 
ein Theil hievon, da dieſer Grund dann nur zu Straßenzwecken 
dient. Ferner iſt eine Vereinbarung getroffen bezüglich derjenigen 
Gründe, welche Baugründe auch für die Zukunft bleiben, und daran 
ſollten beide vertragſchließende Theile gemeinſam participieren. Das 
waren die erſten Bedingungen. 

Nun möchte ich mir erlauben, hinſichtlich der gemeinſamen 
Arbeiten Folgendes zu erwähnen: Die gemeinſamen Arbeiten, 
welche ſowohl die Wienfluſs-Regulierung als auch die Bahn— 
herſtellung treffen, ſind die Mauer, welche zwiſchen beiden gelegen 
iſt, d. h. die rechtsſeitige Widerlagsmauer der Wienfluſs-Regulierung 
oder die linksſeitige Stütz- und Futtermauer der Bahn gegen den 
Wienfluſs, und zwar reicht dieſelbe vom Schikanederſteg bis zur 
Viehtriebbrücke — da bleibt ein Stückchen aus, weil es keine ge— 
meinſame Trace iſt — und von der Stiegerbrücke bis zur Lainzer— 
brücke, wo die beiden Tracen zuſammenfallen. Dieſelbe hat eine 
Länge von circa 4700 m. Nun hat es ſich darum gehandelt, die 
Koſten dieſer Mauer feſtzuſtellen, und das iſt, wie Sie ja aus dem 
Bauamtsberichte erſehen, auf ziemliche Schwierigkeiten geſtoßen, 
und zwar aus dem Grunde, weil die Unternehmung für den Wien— 
fluſs geſagt hat: ich brauche für mich dieſe Mauer nicht jo ſtark 
— und im Gegenhalt dazu die Bahnunternehmung geſagt hat: 
ich brauche die Mauer auch nicht ſo ſtark, ſie gilt für mich nur 
als Stützmauer; man kann ſie viel ſchwächer machen, ſie braucht 
nicht in dieſen Dimenſionen ausgeführt zu werden, wie der andere 
Theil es verlangt. 

Das war eigentlich ein Streit, deſſen Finaliſierung ſehr ſchwierig 
war. Endlich hat man ſich aber geeinigt, ein Profil feſtzuſtellen, welches 
hier in einer Beilage erſichtlich iſt. Dieſes Profil hat einerſeits 
als Wide rlager der Wien-Einwölbung zu dienen, andererſeits als 
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Stütz⸗ und Futtermauer für die Bahntrace. Dieſelbe ift innerhalb 
des ganzen Körpers des Widerlagers des Wienfluſſes gelegen. 

Wie die geehrten Herren hier (demonſtriert auf dem Plane) 
ſehen, iſt das das Widerlager des Wienfluſſes, und es liegt die 
in Rede ſtehende Mauer mitten drin. Sie hat an der oberen 
Krone eine Dimenſion von 145 m, an der unteren von 2˙46 m, 
eine Höhe von 2˙25 und 2˙16 m. 

Es hat ſich nun darum gehandelt, die Koſten für dieſe Mauer feit- 
zuſtellen, und find dieſelben in einer hier beigelegten Tabelle enthalten. 
Sie beſtehen aus den Koſten der Erdaushebung, der Fundament— 
herſtellung des darüber befindlichen Mauerwerkes und einer Deck— 
ſchichte. Im erſten Theile ſind die Poſten per laufenden Meter 
angegeben, und zwar ſind die Preiſe ziemlich günſtige. Die Erd— 
verführung iſt mit 2 fl. 20 kr., das Mauerwerk mit II fl. 24 kr. 
eingeſetzt, alſo mit ziemlich guten Preiſen. Der laufende Meter 
dieſer Mauerherſtellung koſtet demnach 193 fl. 60 kr. Der erſte 
Theil zwiſchen dem Schikanederſteg und der Viehtriebbrücke, von 
Kilometer 3505 bis Kilometer 5'660, in einer Länge von 2155 m, 


wird unter Zugrundelegung des Einheitspreiſes von 193 fl. 60 kr. 


mit 399.208 fl. berechnet. 

Der zweite Theil, von der Stiegerbrücke aufwärts, und zwar 
von Kilometer 6550 bis Kilometer 9103, in der Länge von 
2553 m würde 472.260 fl. 80 kr. koſten, und zwar bereits nach 
Abzug eines gewiſſen Theiles, welcher bei der Fundierung erſpart wird. 

Die Geſammtkoſten würden 871.468 fl. 80 kr. betragen. 

Es war nun nicht möglich, zu erzielen, daſs die Unternehmung 
ſich herbeiließ, dieſe Mauer ganz auf eigene Koſten auszuführen, 
und zwar aus folgendem Grunde. Die Herren wiſſen, dajs die 
Unternehmung von Krauß K Comp. bereits für einen Theil ihrer 
Bahn die Conceſſion hat, und zwar von der Hundsthurmerlinie auf— 
wärts. Es iſt die Trace an der Wien gelegen und es hat dieſe Unter— 
nehmung gegen das Wienufer zu bereits eine Stützmauer hergeſtellt. 

Die Unternehmung ſagt daher: Ich beſitze die Conceſſion, ich 
habe in dieſer Strecke meine Mauer bereits fertig, folglich kann 
mich niemand verpflichten, ein zweitesmal eine Mauer aufzuführen. 
Trotzdem iſt es aber gelungen, die Unternehmung zu veranlaſſen, 
daßs fie die Koſten des zweiten Theiles dieſer Mauer zur Hälfte 
beſtreitet, das iſt mit 236.130 fl. 40 kr., jo dafs noch 635.338 fl. 


40 kr. zu decken find. Ich mußs bemerken, dass dieſer Betrag von 


635.338 fl. 40 kr. eigentlich als eine Einnahme aufzufaſſen iſt, 
weil in dem vom Bauamte aufgeſtellten Koſtenvoranſchlage die ganzen 
Koſten der Mauer inbegriffen ſind, und nachdem wir einen Theil 
derſelben zurückbekommen, ſo iſt es eigentlich eine Erſparnis. Damit 
war man von Seite der Gemeinde aber noch immer nicht zufrieden 
und man wollte noch mehr erreichen, und zwar wenn möglich 
die ganzen Grundeinlöſungskoſten auf die Unternehmung zu über⸗ 
tragen gegen dem, dass die Gemeinde die Herſtellung der Mauer 
auf ſich nimmt. 

Es ſind in einer Tabelle, die, wie ich glaube, auch im Bau— 
amtsberichte auf der letzten Seite abgedruckt iſt, die ſämmtlichen 
Grundeinlöſungsobjecte enthalten, die ſich auf die gemeinſamen 
Arbeiten beziehen und die in den Plänen mit rothen Linien, mit 
Ringen bezeichnet und umrahmt ſind. 

Aus demſelben erſehen Sie, dafs insbeſondere derjenige Theil, 
welcher an der Magdalenenſtraße gelegen iſt, von Nr. 1 bis 35, 
und das ſind lauter ziemlich gute, auch theilweiſe neue Häuſer, 
ganz eingelöst werden ſoll; von der Magdalenenſtraße aufwärts 
ſind die Häuſer, wie ſie hier ſind, Nr. 37 bis 39, theilweiſe von 
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der Mollardgaſſe ebenfalls einzulöſen. Im weiteren Verlauſe ſehen 
Sie ebenfalls die Objecte, welche zur Einlöſung kommen ſollen, 
auch ſind diejenigen Objecte angegeben, welche am rechten Ufer 
zur Einlöſung gelangen ſollen, und zwar iſt die Anſicht der Ver— 
treter der Gemeinde, wie ich bereits geſagt habe, dahin gegangen, 
zu erzielen, dafs die Gemeinde die Herſtellung der Mauern über— 
nimmt, während die Grundeinlöſung die Unternehmung übernehmen 
ſoll. Demnach würde ſich Folgendes herausgeſtellt haben: 

Es würden für Einlöſungen circa 1,430.000 fl. entfallen ſein, 
weil eigentlich 370.000 fl. für die Einlöſung der Häuſer von 
Nr. 25 bis 37 in der Magdalenenſtraße nothwendig waren, welche 
eigentlich nicht ſo direct in die Regulierung hineinfallen, welche 
mehr wegen Herſtellung des Choleracanales und mehr wegen Ver— 
breiterung der Straßen nothwendig ſind, die Hälfte von dieſen 
1,430 000 fl. hätte nun die Gemeinde, die andere Hälfte die Bahn 
zu bezahlen, daher 715.000 fl. gegenüber den 871.468 fl. In der 
Schluſsconferenz vom 29. Mai iſt es nun gelungen, eine Ver— 
einbarung zu treffen, dahin gehend, dafs die Unternehmung die 
Häuſer ganz einlöst, d. h. auch mit der der Gemeinde zufallenden 
Hälfte von 715.000 fl., daßs fie außerdem diejenigen Häuſer 
einlöst, die zur Regulierung der Magdalenenſtraße und zur Her— 
ſtellung des Choleracanales nothwendig, mit einem Betrage von 
370.000 fl. 

Es hätte daher die Unternehmung den Betrag von 1,085. 000 fl. 
auszugeben, gegenüber dem auf die Gemeinde entfallenden (in gleichen 
Theilen gerechnet) Betrage für die Mauern von 871.468 fl. 

Daraus erſehen die Herren, dafs dieſe Vereinbarungen von 
bedeutendem Werte für die Gemeinde ſind und das insbeſondere 
auch deshalb, weil die Grundeinlöſungen gewiß ſehr ſchwierige ſind. 
Die geehrten Herren, die mit Grundeinlöſungen zu thun hatten, 
wiſſen, daſs derartige Grundeinlöſungen bei Expropriation immer mit 
großen Schwierigkeiten verbunden find. Es mufs nicht das Object 
als ſolches, der Grund als ſolcher bewertet und entſchädigt werden, 
es müſſen auch gewiſſe Entgänge und Entſchädigungen, wenn ich ſo 
ſagen darf, in Rechnung gezogen und berechnet werden, daher es 
ſehr miſslich iſt, derartige Objecte in ſolcher Ausdehnung einzu— 
löſen, und ich muſs von meinem Standpunkte als Sachverſtändiger 
bei Expropriation für Eiſenbahnen aufrichtig jagen, dals ich nie— 
manden darum beneide, eine derartige Expropriation durchzuführen 
und auch die Koſten zu bezahlen. | 

Ein weiterer Vortheil, wenn ich fo jagen darf, iſt der, daſss 
auch jene Theile zur Einlöſung kommen, welche eigentlich nicht ſo 
direct: mit der gemeinſamen Regulierung ſelbſt zuſammenhängen, 
welche nicht direct mit der Regulierung des Wienfluſſes und der Her— 
ſtellung der Bahn zuſammenhängen und bei welchen nicht im vorhinein 
beſtimmt angegeben werden kann, ob ſie zur Expropriation gelangen 
oder nicht, eben aus den vorangegebenen Gründen, und das iſt 
insbeſondere in der Häuſerinſel in der Magdalenenſtraße, und zwar 
zwiſchen den Nummern 21 bis 35 der Fall. Wenn die geehrten 
Herren Gemeinderäthe den Plan anſehen, finden Sie, daſs die 
Häuſer ziemlich weit hinter den blauen Linien gelegen find, ſo dass 
es möglich wäre, dafs die Statthalterei ſagen würde, ich bewillige 
die Expropriation nicht in dieſer Ausdehnung, ich bewillige ſie nur 
etwa einen bis zwei Meter von dieſer blauen Linie. Dadurch 
würden die Häuſer nicht zur Demolierung kommen, auch nicht zur 
Einlöſung. Daher würden dieſelben ſtehen bleiben, und die Gemeinde 
müfste, wenn fie die Regulierung dieſes Theiles der Magdalenen⸗ 
ſtraße durchführt, dieſe Häuſer aus eigenem einlöſen, und müſste, 
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wenn der Choleracanal umgelegt werden würde, auch die Häuſer 
eventuell zur Einlöſung bringen. Nun, nach der vorliegenden Ver- 
einbarung löst die Unternehmung dieſe Häuſer ein und übergibt 
dieſelben der Gemeinde; falls ſie aber nicht expropriiert werden 
ſollten, ſo erlegt die Bahnunternehmung der Gemeinde denjenigen 


Betrag hiefür, welcher eventuell bei der Expropriation herauskommen 


würde. Die Gemeinde mufs nur eine Refundierung eintreten laſſen, 
dahin, daS fie bloß den Betrag für jene Fläche zurückbezahlt, 
welche nach dem Baugeſetz, § 9, als Straßengrund zu bezahlen iſt. 

Daraus erſehen Sie, dafs gewißs einige Vortheile in dieſem 
Übereinkommen bezüglich der Grundeinlöſung, bezüglich der gemein— 
ſamen Arbeiten enthalten ſind. 

Ich möchte noch eine Bemerkung daran knüpfen. Wenn die Be 
merkung gemacht werden ſollte, daſs die Bahnunternehmung, wenn 


ſtattfinden würde, gar keine Einlöſung vornehmen müste, fo möchte 
ich dementgegen Folgendes bemerken, und es iſt dieſe Bemerkung 
ſehr deutlich dem Plane, welcher dieſer Vereinbarung beigeſchloſſen 
iſt, zu entnehmen. In dieſem Plane ſehen Sie, daſs hinter dieſer 
gewiſſen gemeinſamen Mauer ein Mauerwerkskörper gelegen iſt, 
welcher als Widerlager der Wienfluſs-Regulierung zu dienen hat. 
Es müfste alſo, wenn die Bahn hier nicht gebaut würde, eventuell 
auch doch noch die Einlöſung bis zu dieſer Kante ſtattfinden, und 
das iſt eben jene Kante, welche die Grenze der Bahn bildet. Es 
würde ſich das vielleicht noch etwas modificieren; aber gewiſss iſt, 
daſs die Wienfluſs⸗Regulierung, wenn ſie allein durchgeführt würde, 
auch bedeutende Einlöſungen von Häuſern nothwendig machen würde. 
Ein weiterer Umſtand ift der, dafs, nachdem dieſe beiden 
Verkehrsanlagen, die Bahn und die Wienregulierung, derart zu— 
ſammenhängen, das heißt, dafs die Bauarbeiten derart ineinander 
greifen, dass es ſehr ſchwer ſein würde, bei der Abrechnung alles 
das auseinander zu halten, was für die eine und was für die 
andere Unternehmung gemacht wurde, es zu großen Streitigkeiten 
und Unannehmlichkeiten führen und es ſchwer ſein würde, die 
Koften für die eine und die Koſten für die andere Unternehmung 
auseinander zu halten. Es iſt daher bei derartigen ineinander 
greifenden Arbeiten viel beſſe r, bereits vorher einen Modus zu 
finden und gewiſſe Arbeiten zu trennen, damit nachträglich keine 
Auseinanderſetzungen, keine Unannehmlichkeiten. herauswachſen. 
Nun komme ich noch auf einige Bedingungen zu ſprechen, die 
im Vertrage enthalten ſind. Es iſt zunächſt Punkt 1 betreffend die 
Strecke Hütteldorf— Lainzerbach. In dieſer Strecke hat die Gemeinde 
nicht die Abſicht, eine Einwölbung zu machen, infolge deſſen werden 
bei dieſem Theile der R egulierung keine gemeinſamen. Widerlager ge— 
macht. Es verpflichtet ſich daher die Unterneh mung, die hier nöthigen 
Widerlager, die Stützmauern, welche nothwendig ſind gegen das 
Ufer, auf eigene Koſten herzustellen unter Aufrechthaltung eines 
Normalprofils der Sohle des Wienfl uſſes von 20 m. Außerdem iſt 
in dem Übereinkommen feſtgeſetztt daßs dasjenige Steinmaterial, 
welches aus der Demolierung der jetzt beſtehenden Mauer zwiſchen 
dem Wienfluſſe und der jetzigen Bahn! gewonnen wird, der Gemeinde 
zur freien Verfügung überlaſſen wird. Weiters wird auch das 
Pflaſter, welches ſich an der Wienböſchung. befindet, unentgeltlich 
ins Eigenthum der Gemeinde übertragen. Es wird ferner die Bahn 
verpflichtet, ihre Trace auf die rechte Böſchung zu legen, fo dais 
es möglich iſt, daneben noch eine Querſtraße in der nöthigen 
Breite herzuſtellen. Auch bezüglich der Eigenthumsverhältniſſe 
wurde das Erforderliche in den Vertrag aufgenommen. Die Bahn 


| zutheilen. 
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ſoll darnach Eigenthümerin desjenigen Theiles werden, welchen ſie 
occupiert und der zwiſchen der inneren Mauerflucht dieſes gemein— 
ſamen Widerlagers und der äußeren Mauerflucht der Bahnabſchluſs⸗ 
mauer am rechten Ufer gelegen iſt. Dieſer Theil wird in das Eifen- 
bahnbuch übertragen und verpflichtet id) die Unternehmung, bei 
der Herſtellung der Straße über der Überwölbung der Bahn zu 
geſtatten, daſs die Straße von der Gemeinde benützt wird. Ferner 
iſt ein Punkt in dem Vertrag, welcher auf eine Entſchädigung ab- 
zielt. Es wird feſtgeſetzt, dafs bei dem Theile, welcher oberhalb 
des Kunſtprofils gelegen iſt, das iſt jenes Dreieck, welches in dem 
Plane mit p mo bezeichnet iſt und welches die jetzige Wienfluss— 
Böſchung bildet, für die nöthigen Erdarbeiten eine Entſchädigung 
an die Gemeinde zu leiſten iſt, nachdem die Gemeinde bei der 


Herſtellung der Mauer die Abtragung auf ſich nehmen mußs. 
die Wienfluſs⸗Regulierung ohne gleichzeitiger Herſtellung der Bahn . 


Dann iſt eine Vereinbarung aufgenommen, nach welcher ſich 
die Unternehmung verpflichtet, jenen Theil der Mauer auf ihre Koſten 
herzuſtellen, welchen fie zur feinerzeitigen Einwölbung ihres Bahn— 
terrains nothwendig hat, d. i. der über die rothgeſtrichelte Mauer 
in Querprofilen hervorragende Theil. Ferner ſind alle Koſten, 


welche ſich nachträglich herausſtellen ſollten, derart aufzutheilen, 


daßs diejenigen Koſten, welche die Bahn treffen, von der Bahn— 
unternehmung, diejenigen, welche die Wienfluſs-Regulierung treffen, 
von dieſer zu tragen ſeien; auch diejenigen Arbeiten, welche durch 
die Behörde aufgetragen werden, ſind nach dieſem Principe auf— 
Auch bezüglich der Canäle iſt eine Vereinbarung darin 
liegend aufgenommen, dass die Ausfluſscanäle in den Wienflußs 
von der Gemeinde, ſämmtliche Sicherungen dieſer Canäle unter der 
Bahn aber auf Koſten der Unternehmung durchzuführen ſind. 
Aus dieſen Hauptumriſſen ſehen die geehrten Herren, das 
dieſe Bedingungen gewijs ſolche ſind, die das finanzielle Intereſſe 
der Gemeinde wahren; und es iſt nur zu empfehlen, dafs dieſelben 
angenommen werden. Das präjudiciert durchaus nicht dem Um— 
ſtande, ob dieſe Bahn durch die Firma vormals Krauß K Comp. 
oder jemand anderen hergeſtellt wird. Es iſt nur aus Vorſicht dieſer 
Vertrag zum Abſchluſs gekommen, im Falle die Arbeiten an dieſe 
Firma übergeben werden, damit die Gemeinde ſich ihre Vortheile 
ſichert. Ich glaube, daſs da jeder von den geehrten Herren als 
Vertreter der Gemeinde auch darauf bedacht fein muss, da dieſe 


Vereinbarungen für die Gemeinde günſtige ſind, was auch in den 


Grundzügen, die Ihnen vorliegen, niedergelegt iſt, auch dafür 
ſtimmen wird. Ich empfehle Ihnen daher die Annahme dieſes Antrages. 

Gem.-Nath Dr. Tueger (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Wenn Sie den Antrag des Stadtrathes heute annehmen, 
fo iſt über das Schickſal, wenn die Conceſſion der Localbahn⸗ 
linien verliehen wird, vollſtändig entſchieden; die Regierung 
wartet nur auf die Genehmigung dieſes Übereinkommens ſeitens 
des Gemeinderathes. Sobald die Genehmigung erfolgt, wird auch 
die Conceſſion ertheilt werden, und ich glaube, wenn wir heute 
beſchließen, wird die Conceſſion morgen ertheilt werden; ſo gnädig 
hat man es bei der hohen k. k. Regierung. Warum die Coneeſſion 
an die Firma Krauß & Comp. ertheilt werden wird, das weiß ja 
ein jeder von Ihnen; das iſt ja ſchon eine uralte Geſchichte; es 
iſt allgemein bekannt, dafs es ſeit Jahren heißt, daſs niemand 
anderer als die Firma Dampftramwah-Geſellſchaft vormals Krauß 
K Comp. die Coneeſſion für dieſe Linien bekommt. Es war noch 


keine Rede von den ſogenannten großen Wiener Verkehrsanlagen, 


ſo hat man ſchon davon geſprochen, und wenn Sie die Linie 
anſehen, welche die betreffende Geſellſchaft bis zur Hundsthurmer— 


rr ANNA KNA. 


linie gebaut hat, fo werden Sie ſehen, dafs dieſelbe ſchon in der 
Hoffnung gebaut worden iſt, daßs fie einmal mindeſtens bis zur 
Eliſabethbrücke verlängert werden wird. Wie Sie über die Conceſſions— 
verleihung an die Firma Krauß & Comp. denken, weiß ich nicht; 
ich ſage es offen, ich erblicke darin einen Scandal (Zuſtimmung 
links), ich erblicke darin ein Vorgehen, welches nicht genug ſcharf 
getadelt und kritiſiert werden kann. Ich bitte Sie daher, vereinen 
Sie die Verhandlung über dieſen Gegenſtand mit der Verhandlung 
über jenen Gegenſtand, welcher die Verleihung der Conceffion an 
die Firma Krauß & Comp. betrifft. Es wird dieſe Angelegen- 
heit wahrſcheinlich in der morgigen oder übermorgigen Sitzung 
des Stadtrathes vollſtändig erledigt, und am Freitag kann dann 
im Plenum darüber berathen werden. Die General-Debatte wird 
ſich dann auf beide Auträge erſtrecken, es kann die Sache unter 
einem durchgeführt werden, und ich bin überzeugt, dass dieſe 
Methode der Behandlung in dieſem Falle die einzig richtige iſt. 
Ich ſtelle daher den Antrag, es möge die Berathung dieſes 
Gegenſtandes von der Tagesordnung der heutigen Sitzung 


abgeſetzt und dieſelbe vereint werden mit der Berathung über 


den Antrag, betreffend die Ertheilung der Conceſſion an die Firma 
Krauß & Comp. (Beifall linls.) 

Bürgermeiſter: Was den Vertagungs-Antrag anbelangt, fo 
hat ſich der Herr Referent darüber auszuſprechen. Was aber die 
Bemerkung betrifft, daſs beide Gegenſtände vercint behandelt werden 


ſollen, fo erkläre ich, das das unmöglich iſt, und ich könnte es 


unmöglich zugeben, weil dann ein ſolches Durcheinander entſtünde, 
dass gar kein Beſchluss zuſtande käme. 

Der Herr Referent hat das Wort. 

Referent: Bezüglich des Vertagungs-Antrages möchte ich 
bemerken, daßs es wohl geboten iſt, dieſe Angelegenheit fo raſch 
als möglich zu erledigen, und ich glaube, dass es im Intereſſe 
der Gemeinde gelegen iſt, die Vereinbarung mit dieſer Firma 
noch vor Ertheilung der Conceſſion zu treffen. Die Herren wiſſen 
ja, wie raſch die Dinge gehen. Es kaun in nächſter Zeit, vielleicht 
ſchon morgen oder übermorgen, das Handelsminiſterium der Firma 
die Conceſſion ertheilen. Dann iſt die Gemeinde in der unan— 
genehmen Lage, mit jemandem zu verhandeln, der bereits die 
Conceſſion in der Taſche hat. Ob Sie dann noch dieſe Vortheile aus 
der Sache ziehen können, ob Sie dann noch an dem feſthalten 
können, was hier erreicht iſt, das iſt eine Frage. Ich glaube, die 
Behandlung des Antrages des Collegen Steiner, der den Um— 
ſtand betrifft, ob überhaupt Schritte zu machen find dagegen, dais 
die Conceſſion an die Firma übertragen werden ſoll oder nicht, 
hängt mit dem vorliegenden Gegenſtande aber gar nicht zuſammen. 
Die Referate können wohl unter einem verhandelt werden, hängen 
aber gewiſs nicht zuſammen, weil der eine Beſchluss erſt zur 
Geltung kommt, wenn die Firma von Krauß & Comp. die Con— 
ceſſion erhalten haben wird. Das präjudiciert dieſer Sache gar 
nicht, das geſchieht nur vorbehaltlich der Conceſſionsertheilung, 
und darin liegt, meine geehrten Herren, der große und bedeutende 
Vortheil für die Gemeinde, mit jemandem in Verhandlung zu 
treten und abzuſchließen, der noch nicht im Beſitze dieſer Conceſſion 
iſt. Ich würde Sie daher ſehr erſuchen, dieſe Sache nicht zu ver— 
tagen, und zwar auch deshalb nicht, weil, wie ich geſagt habe, 
dieſe zwei Sachen gar nicht zuſammenhängen; ſie gehen ganz 
ſeparat. Sie können das vorgelegte Referat annehmen und doch 
nachträglich, wenn Sie wollen, beſchließen: der Vertrag tritt dann 
nicht in Kraft. (Lebhafter Widerſpruch links.) Mir erſcheint das ſo 
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logiſch, wie 2mal 2 gleich 4. Ich habe doch auch Mathematik gelernt, 
ich weiß nicht, was man dahinter ſucht. Ich erkläre, daſs das gar 
nicht zuſammenhängt. Wenn Sie dies auch annehmen, können 
Sie morgen beſchließen, es der Firma nicht zu geben. Wir ſind 
ja nicht die einzigen, welche competent ſind. Wenn wir die ein— 
zigen wären, die competent wären, der Firma dieſe Arbeiten zu 
geben, dann wäre es etwas anderes. Wir haben aber eigentlich be— 
züglich der Conceſſionsertheilung nicht viel zu ſagen. (Lebhafter 
Widerſpruch und Unterbrechungen links.) 

Bürgermeiſter (das Glockenzeichen gebend): 
Ruhe! 

Referent: Es iſt fo. Die Verkehrsanlagen-Commiſſion hat 
darüber zu beſchließen, ſie hat beſchloſſen. Das Handelsminiſterium 
beſchließt, und dann kommt die Allerhöchſte Sanction. Ich bitte, 
das iſt eine Thatſache, die im Programm bereits beſtimmt worden 
iſt, alſo hat die Gemeinde keine derartige Ingerenz, keine Einfluſs— 
nahme auf die Conceſſionierung. (Widerſpruch links.) Ich bitte, 
das ſind Thatſachen, da gibt es keine Widerrede. 

Wie geſagt, wir haben mit der Conceſſionierung gar nichts zu 
thun, und wenn der Herr Bürgermeiſter dieſe beiden Sachen, den 


Ich bitte um 


Antrag Steiner und das heutige Referat, zuſammengeben würde, 


ſo könnten fie auch nur fo behandelt werden, dafs zuerſt der eine 
Antrag angenommen wird und dann der zweite zur Verhandlung 
kommt. Nehmen Sie heute den Antrag an, ſo können Sie doch 
morgen oder übermorgen, wenn das Referat herkommt, beſchließen, 


was Sie wollen, ohne dafs dem präjudiciert iſt. Ich erſuche daher 


im Intereſſe der Arbeit (Lebhafter Widerſpruch links) in die Ver— 
handlung heute einzugehen. Ich bitte, es iſt gerade von dieſer Seite, 
beſonders von Herrn Dr. Lueg er gejagt worden, dafs man nichts 
verzögern ſoll, um den Leuten Arbeit zu ſchaffen. Jetzt ſind wir 
mit dem Wagen endlich über dem Berg in der Ebene: jetzt wollen 
die Herren einen Hemmſchuh anlegen. 

Ich glaube alſo, heute über die Sache zu verhandeln, dies 
wäre im Vortheil der Gemeinde gelegen, ohne daſs damit dem 
zweiten Gegenſtande präjudiciert würde. Ich würde Sie erſuchen, 
den Vertagungs-Antrag nicht anzunehmen. 

Gem.⸗Nath Dr. Tueger (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Meine Herren! Ich conſtatiere thatſächlich, daſßs in den Con— 
ceſſionsbedingungen ausdrücklich auf den zwiſchen der Gemeinde 
Wien und der Firma Krauß & Comp. abzuſchließenden Vertrag 
verwieſen wird, dafs daher die Conceſſion auf Grund der jetzt 
vorliegenden Urkunden und Bedingniſſe gar nicht ertheilt werden 
kann, bevor Sie nicht über den Vertrag Beſchluſs gefasst haben. 

Mürgermeiſter: Das iſt eigentlich keine thatſächliche Be 
richtigung. 

Gem.-Nath Värtl (zur Abſtimmung): 
namentliche Abſtimmung mittels Namensaufruf. 

Bürgermeiſter: Es iſt namentliche Abſtimmung mittels 
Namensaufruf beantragt; ich erſuche jene Herren, welche mit dieſem 
Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Abgelehnt. | . 

Ich bitte nun diejenigen Herren, welche mit der Vertagung 
des Referates einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Abgelehnt. 

Ich bitte daher diejenigen Herren, welche in der Sache ſelbſt 
zu reden wünſchen, das Wort zu ergreifen. | 

Gem.-Nath Gauguſch: Aus den Aisführungen des Herrn 
Referenten habe ich entnommen, dafs nach dem Projecte die Stadt⸗ 


Ich beantrage 
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bahn an der Grenze des Bezirkes Wieden als Untergrundbahn 
geführt wird. Es iſt aber aus den Ausführungen des Herrn 
Referenten nicht zu entnehmen geweſen: Iſt es eine Untergrund— 
bahn, die gedeckt geführt wird oder nicht? Das iſt eine Frage. 
Die zweite, die ich mir zu ſtellen erlaube, bezieht ſich auf Folgendes: 
Es iſt im Plane auch enthalten, dafs von der Eliſabethbrücke weg 
eine Abzweigung, eine Untergrundbahn, zum Kaiſerbad geführt 
wird. Aus dem Plane und den Ausführungen des Herrn Referenten 
iſt dies nicht erſichtlich geweſen. Ich möchte mir daher Aufklärungen 
erbitten: 1. Ob im IV. Bezirk die Bahn als gedeckte Untergrund— 
bahn geführt wird? 2. Was der Plan nicht ſagt und was doch be— 
ſchloſſen wird — nämlich, ob ein Umſteig⸗ oder eventuell Rangier— 
bahnhof im IV. Bezirke gedacht iſt? Darüber würde ich mir Aus— 
kunft erbitten. 

Referent: Bezüglich der Eindeckung habe ich bereits darauf 
hingewieſen, dafs ſich die Geſellſchaft verpflichtet, auch ſeinerzeit die 
Mauer aufzurichten, welche zur Einwölbung nothwendig iſt. Es 
iſt die Trace der Wienthalbahn in dem von mir behandelten Theile 
zur Eindeckung projectiert und hergerichtet und wird nach Feſtſtellung 
der Überwölbung eingedeckt werden und eine Straße darüber geführt. 

Bezüglich der zweiten Frage, dafs nämlich nicht weitere Theile 
der Wienthallinie auf dieſem Plane vorhanden find, bemerke ich, dafs es 
ich hier nur um den Theil handelt, welcher im Zuſammenhange mit der 
Wienfluſs⸗Regulierung ſteht, und dass daher die anderen Theile nicht 
eingezeichnet ſind, auch die Bahnhofanlagen und die auf die Bahn 
bezüglichen Details nicht, weil ſie nicht Gegenſtand des Referates ſind. 

Nürgermeiſter: Wünſchen Herr Gemeinderath fortzuſetzen? 

Gem.-Nath Gauguſch: Ich bin in Vertretung des IV. Be— 
zirkes hier und es iſt durchaus nicht gleichgiltig, was mit den von 
dem Bezirke ſo hoch gehaltenen Anlagen am Wienufer geſchieht. 
Seinerzeit wurde geſagt, der ganze Reſſelpark müſſe fallen ... 

Nürgermeiſter (unterbrechend): Ich bitte, es handelt ſich 
nicht um die Führung der Trace, ſondern um die Vereinbarung, 
welche Koſten die Wienfluſs-Regulierung, und welche Koſten die 
Stadtbahn zu tragen hat. Das iſt etwas ganz anderes, als was 
der Herr College Gauguſch vorbringt. Letzteres gehört nicht zur 
Sache. Wenn die politiſche Begehung geſchieht, kann das in Frage 
kommen. Hier iſt aber darüber nichts zu ſagen. 

Gem.⸗Nath Gauguſch: .. . . Ich bitte um Entſchuldigung, 
daſs ich geſtört habe, aber ich habe geglaubt, bevor eine Bahn 
conceſſioniert wird, muss dieſe Frage erörtert werden. 

Gem.-Nath Dr. Daum: Im Protokolle wird von den Grund⸗ 
einlöſungen bezüglich der Häuſer geſprochen, welche auf die ſoge— 
nannte Häuſerinſel fallen, nämlich Nr. 1 bis 35 Magdalenenſtraße. 
Im Verzeichniſſe auf Seite 7 des Bauamtsberichtes iſt eine große 
Menge Realitäten als einzulöſen aufgezählt, unter welchen aller— 
dings dieſe Häuſer enthalten ſind, es ſind jedoch noch eine Menge 
anderer Realitäten, darunter die Häuſer Nr. 2 und 4 Wienſtraße 
und noch einige, bezüglich deren über die Theilung zwiſchen der 
Gemeinde und der Geſellſchaft im Referate nichts geſagt iſt. Ich 
möchte alſo um Aufklärung bitten, ob die Einlöſung dieſer Häuſer 
die Unternehmung allein trifft oder zum Theil auch die Gemeinde? 

Referent: Von den in dieſem Grundeinlöſungsplane be⸗ 
zeichneten Häuſern werden jene ganz eingelöst, welche in der Grund— 
einlöſungs⸗Rubrik als ganz ſtehen, von den anderen, zum Beiſpiel 
Nr. 37 2c. der Magdalenenſtraße, wird nur ein Theil eingelöst, und 
zwar der Theil, welcher im Plane genau bezeichnet iſt; die Grenzen 
der Grun deinlöſung find genau fixiert. Die Koſten der ganzen Grund— 
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einlöſung, mit Ausnahme des Theiles, wo eine gemeinſame Be— 
rührung der Bahn mit der Wienfluſs-Regulierung nicht ſtattfindet, 
trägt ausſchließlich die Unternehmung. 

Gem.-Nath Dr. Daum: Auch bezüglich der Häuſer Wien⸗ 
ſtraße Nr. 2 und 4? Das iſt aus dem Referate nicht zu entuehmen. 

Referent: Die find auch darin enthalten. 

Gem.⸗Nath Dr. Tueger: Meine Herren! Wenn Sie die 
Conceſſiousurkunde und das Programm leſen, fo werden Sie finden, 


dags die betreffenden Conceſſionäre ſolche Rechte bekommen, wie ſie 
keine anderen Conceſſionäre irgend einer Bahn in Wien jemals 


bekommen haben oder bekommen werden. Nach dem Programme 
müſſen wir dieſer Bahngeſellſchaft allen Grund und Boden, den 
ſie benöthigt, unentgeltlich abtreten, mit Ausnahme der ſogenannten 
verkäuflichen Baugründe. Wir aber müſſen Straßen und Park— 
anlagen unentgeltlich abtreten. Mir hat mein alter Freund von 
der Wieden, der Herr Gem.-Rath Gauguſch, ſehr gut gefallen. 
Der hat ſich erkundigt, was mit dem Park vor der Technik geſchieht. 
— Raſiert wird er. 

Wozu giebt es denn Bahnen, die müſſen ja die Parkanlagen 
ruinieren. Er hat ſich weiter erkundigt, wo ſie zugedeckt wird. Ein 
Stück wird zugedeckt, dann bleibt wieder ein Stück offen, damit 
der Rauch herauskommen kann. Der Herr Gem.-Rath Gauguſch 
wird ſein Kreuz mit den Wählern haben, wenn die Geſchichte 
gemacht werden wird, er hat nur die eine Entſchuldigung für ſich, 
daßs er glücklicherweiſe nicht da war, wie das beſchloſſen worden 
iſt. Dieſe Bahn wird alles ruinieren, was wir Schönes längs der 
Wienufer haben, die geſammten Gartenanlagen werden in mörderiſcher 
Weiſe zugrunde gerichtet, und gegenüber dieſer Bahn müſſen wir daher 
all dasjenige fordern, was wir überhaupt zu fordern berechtigt 
find. Wenn ein ſolcher . . . . .. in die Schönheiten unſerer Stadt 
einbricht, fo ſoll er wenigſtens zahlen, bis er ſchwarz wird. Das iſt 
der Standpunkt, den man einer ſolchen Geſellſchaft gegenüber ein— 
nehmen ſoll. 

Der Herr Referent hat Ihnen auseinander geſetzt, dajs der 
Vertrag angeblich ſehr günſtig it. Ich mufs geſtehen, ſelbſt wenn 
ich für die Anträge des Herrn Referenten ſtimmen würde, ich hätte 
das Referat in der Weiſe nicht erſtattet. Meine Herren! Es ift nicht 
klug, ſelbſt wenn es wahr wäre, der Außenwelt gegenüber die Sache 
ſo darzuſtellen, als ob die Gemeinde Wien förmlich bei der Sache 
profitieren würde. (Rufe links: Sehr richtig!) Es iſt nicht klug, 
ſelbſt wenn es wahr wäre; es iſt aber unklug und um noch ſoviel 
unklüger, als es nicht richtig iſt. Es iſt nämlich eine Thatſache, und 
dieſe kaun auch der Herr Stadtbaudirector nicht leugnen, daſs die 
Häuſereinlöſungen nur deshalb vorgenommen werden müſſen, weil 
eben die Stadtbahn gebaut wird. Wenn die Localbahn nicht gebaut 
werden würde, fo könnte die Wienfluſs⸗ Regulierung in dem jetzigen 
Bette durchgeführt werden, und es würde nur dort, wo die Inſel 
iſt, auf der Margarethenſtraße, eine ganz geringfügige Grund— 
einlöfung vielleicht nothwendig ſein, aber eine Grundeinlöſung, die 
die Häuſer gar nicht tangiert und die auch deshalb nicht viel koſtet. 
Wenn alſo die Häuſer eingelöst werden müſſen, ſo geſchieht das 
nur wegen des Baues der Localbahn, und es tft daher kein Geſchenk, 
ſondern die verfluchte Pflicht und Schuldigkeit der betreffenden 
Bahnunternehmung, die Koſten der Häuſereinlöſung zu tragen. Da 
ſchenkt uns dieſelbe nichts, wir aber, meine Herren, ſchenken dieſer 
Bahngeſellſchaft Folgendes: Wir bauen die geſammte Scheidemauer 
auf unſere alleinigen Koſten, trotzdem dieſe Trennungsmauer von 
der Bahn ebenſogut benützt wird wie von uns. (Rufe links: Sehr 


un 


richtig!) Ich glaube, das ift fo unbeſtreitbar als nur irgend etwas. 
(Zuſtimmung links.) Wenn dieſe Mauer nicht von uns gebaut 
würde, müsste die Bahn eine eigene Scheidemauer bauen. Alſo, 
wir ſchenken etwas der Geſellſchaft, wir ſind diejenigen, die ein 
Opfer bringen, wie es bisher noch immer der Fall war. Bisher 
hat uns noch nie irgend eine Actiengeſellſchaft ein Opfer gebracht, 
ſondern immer haben wir das Oßfer gebracht, und ſo iſt es auch 
hier. Es wird geſagt werden: „Die Mauer müfstet Ihr fo wie 
jo machen, auch wenn die Bahn nicht gebaut würde.“ — Gewils; 
aber die Bahn benützt die Mauer mit, und da ſind wir nicht 
verpflichtet, das unentgeltlich zuzugeſtehen. Ich habe daher ſchon 
im Stadtrathe den Antrag geſtellt und ſtelle ihn auch hier, es ſolle 
von der Geſellſchaft noch verlangt werden, dass fie überdies die 
Hälfte der Koſten der Trennungsmauer im Betrage von 435.734 fl. 
40 kr. zu bezahlen habe. Dieſe Summe entſpricht dem halben 
Betrage, den Sie auf der vorletzten Seite, auf Seite 9 des Berichtes 
des Stadtbauamtes abgedruckt finden. 

Die Forderung, die ich ſtelle, iſt eine außerordentlich gering— 
fügige, meine Herren, und ich glaube, daſs die betreffende Geſell— 
ſchaft nicht bloß juridiſch, ſondern auch moraliſch verpflichtet iſt, 
dieſen Beitrag zu bezahlen. Es wird Ihnen geſagt werden: „Das 
geht nicht. Wenn fo etwas verlangt wird, würde Krauß & Comp. 
nicht um die Conceſſion anſuchen.“ 

Meine Herren! Ich verſichere Sie, der Tag, an dem ich dieſe 
Botſchaft höre, wäre für mich ein Freudentag. Ich würde es mit 
unendlicher Freude begrüßen, wenn die Herren Krauß & Comp. 


ihr Geſuch um Conceſſionierung dieſer Bahn zurückziehen. Ich 


würde es mit unendlicher Freude begrüßen, wenn die Conceſſion 
der Firma Krauß & Comp. nicht gegeben wird. Es iſt freilich 
an einer anderen Stelle mir erwidert worden: „Sie müſſen aber 
dann Ihren Wählern ſagen, dass die Bahn überhaupt nicht gebaut 
wird.“ 

Darauf erwidere ich Folgendes: Wenn es richtig wäre, dass 
die Bahn überhaupt nicht gebaut wird, wenn fie Krauß & Comp. 
nicht baut, ſo iſt es patriotiſcher, daſs ſie nicht gebaut wird, als 
daſs die fremde Firma Krauß & Comp. dieſe Bahn baut. 
(Widerſpruch rechts.) 

Wir ſind nicht Egypten, wir ſind nicht ein Land, welches 
dazu beſtimmt iſt, einfach ausgebeutet zu werden von dem fremden 
Capital. Nein! Wenn wir nicht imſtande ſind, aus Eigenem etwas 
zu ſchaffen, von fremder Hilfe iſt noch kein Reich fett geworden, 
von fremder Hilfe iſt noch kein Volk glücklich geworden. Nur eigene 
Kraft macht ſtark und daher erlaube ich mir, auch heute hier im 
Plenum den Antrag zu wiederholen, den ich im Stadtrathe geſtellt 
habe, und bitte Sie, denſelben anzunehmen. Mein Antrag geht 
dahin, es ſoll noch beigefügt werden, daſs die Dampftramway⸗ 
Geſellſchaft verpflichtet würde, überdies die Hälfte der Koſten der 
Scheidungsmauer im Betrage von 435.734 fl. 40 kr. zu bezahlen. 
Ich empfehle Ihnen die Annahme dieſes von mir geſtellten Antrages. 

Noch etwas. Man hat mir nahegelegt, ich ſolle den Antrag 
ſtellen, überhaupt keinen Vertrag abzuſchließen. Dieſen Antrag 
ſtelle ich deshalb nicht, weil es im Programm heißt, dass nach 
den fertiggeſtellten Projecten eine Auseinandertheilung der Koſten 
unter jeder Bedingung ſtattzufinden habe. Alſo, es würde auch, 
wenn wir nichts beſchließen würden, über unſeren Kopf hinweg 
geurtheilt werden. 

Wenn wir das verlangen, was wir zu verlangen unter jeder 
Bedingung berechtigt ſind, ſo kann uns das niemand verwehren, 
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und wenn ein Unrecht geſchieht, dann weiß es die ganze Welt, 
wie von Seite gewiſſer Behörden die Gemeinde Wien behandelt 
wird. Machen Sie ſich, meine Herren, nicht mitſchuldig mit der 
Ertheilung der Conceſſion an die Firma Krauß & Comp. 

Es werden Jahre kommen und es wird der Tag kommen, 
an dem man erzählen wird, wie es möglich geweſen iſt, dass die 
Firma Krauß & Comp. das erlangte. Ich ſage Ihnen daher, 
bewahren Sie Ihre Freiheit und insbeſondere gegenüber Ihren 
Wählern den Umſtand, dass Sie unter jeder Bedingung für das 
Intereſſe der Gemeinde Wien eingetreten ſind und nichts gemeinſam 
haben wollen mit dieſer Conceſſionsertheilung, von der ich nur jagen 
kann, dafs fie ein Scandal für Oſterreich iſt. (Beifall links.) 

Stadtbaudireckor Verger: Ich kann mich ſelbſtverſtändlich 
über die Frage der Conceſſionsertheilung nicht ausſprechen, weil 
dieſe Sache nicht Gegenſtand der heutigen Verhandlung iſt, und 
erlaube mir, über die Grundlagen des Übereinkommens — eines 
Übereinkommens, welches mit jeder Unternehmung getroffen 
werden müßste, ſelbſt wenn die Verkehrsanlagen-Commiſſion aus 
öffentlichen Mitteln den Bau führen würde — einige Worte 
zu ſprechen. Es iſt bemerkt worden, daſs wenn der Wienflufs 
reguliert würde, ohne dass die Bahn gebaut würde, die Häuſer— 
einlöſungen entfielen. Das iſt nicht ganz richtig. Aber ich mache 
aufmerkſam, wenn das auch richtig wäre, daj8 der Gemeinderath 
ſchon vor 10 Jahren beſchloſſen hat, den Wienflußs zu regulieren, 
wenn gleichzeitig die Bahn gebaut wird, und den Bahnbau nur 
dann zuzulaſſen, wenn der Wienfluſs reguliert wird. Es iſt daher 
die Annahme, den Wienfluſs zu regulieren, ohne auf den Bahnbau 
Rückſicht nehmen zu wollen, unzuläſſig, weil ſie gegen Beſchlüſſe 
des Gemeinderathes verſtößt und unpraktiſch wäre. Man könnte 
vielleicht mit Gewalt und mit ſcharfen Krümmungen den Wien— 
fluſsbau einzwängen zwiſchen den beiden Häuſergruppen. Man 
muss aber bei derartigen Anlagen auch auf die Stadtregulierung 
inſofern Rückſicht nehmen, dass die Häuſergruppen, welche der 
Entwicklung der Stadt im Wege ſtehen, bei dieſer Gelegenheit 
beſeitigt werden. | 

Ich kann die Details der Verhandlung, wie ſie verlaufen find, 
in öffentlicher Sitzung nicht ganz entwickeln, ich kann auch 
nicht behaupten, daſs das Geſchäft für die Gemeinde Wien ein 
außerordentlich günſtiges iſt, weil man ſich eben in öffentlicher 
Sitzung mehr Zwang auferlegen mufs; aber ich mufs ſagen, dass 
die Sache ſich auf die Einlöſung von ſechs Häuſern von der 
Rudolfsbrücke aufwärts zur Canalgaſſe zugeſpitzt hat. Man wird 
nun nie leicht beweiſen können, daS die Beſeitigung dieſer Häuſer 
durch die Verſchiebung der Wien infolge des Bahnbaues noth— 
wendig ift, ſondern man wird, wenn man den Plan anſieht, er: 
kennen, dafs fie deshalb beſeitigt werden müſſen, weil der Cholera: 
canal umgebaut werden mufs, alſo ein Object, welches vom Bahn— 
ban ganz unabhängig iſt und welches für ſich ausgeführt werden 
muss. Für dieſe Einlöſung find 370.000 bis 380.000 fl. in 
Anſchlag gebracht worden, und es iſt das Zugeſtändnis erlangt 
worden, dass die Conceſſionswerber dieſe Einlöſungen durchführen. 
Bei dieſer Art der Verhandlungen iſt der große Vortheil erreicht 
worden, dafs die Stadt von der Schwierigkeit der Häuſerein— 
löſung überhaupt befreit iſt; denn in dieſer Richtung fehlt jedes 
Calcul. Heute iſt die Ziffer von 1,800.000 fl. genannt worden. 
Man weiß nicht, wohin die Schätzungen, wenn die Einlöſung 
expropriativ durchgeführt werden muss, führen. Wenn die Gemeinde 
nur mit einem Bruchtheil — ich will nicht einmal ſagen, mit drei 
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Viertel oder mit der Hälfte, ſondern nur mit einem Viertel — 
betheiligt würde, jo weiß man heute nicht, zu welcher Summe 
dies anwächst. Es iſt auch ſchwierig, jenen Theil dieſer Mauer zu 
ermitteln, welcher der Bahnunternehmung zuzuweiſen iſt. Wenn 
man die geſetzliche Beſtimmung im Auge behält, jo heißt es, dass 
jedes Unternehmen mit jenen Koſten zu belaſten iſt, welche durch 
dasſelbe bedingt ſind. Nun iſt der ganze Mauerbau zunächſt durch 
die Wienfluſs⸗Regulierung bedingt. Ob nun die Bahn gebaut wird 
oder nicht, können wir die Mauer — vom Standpunkte der Wien 
fluſs⸗NRegulierung — nicht um einen Zoll ſchwächer machen. 
Die Beweisführung anzutreten, welche Mauerſtärke durch die Bahn 
bedingt iſt, iſt äußerſt ſchwierig. Deshalb iſt das vorgeſchlagene 
Auskunftsmittel das am meiſten im Intereſſe der Gemeinde gelegene. 

Ich möchte bei der Gelegenheit noch anführen, dals die Be— 
ſeitigung der Anlagen nicht mit dieſer Firma Krauß & Comp. 
zuſammenhängt. Selbſt wenn wir die Stadt, die Bahn dort bauen, 
könnten wir doch auch die Gartenanlagen nicht ſchonen, denn eine Bahn 
kann man nicht bauen, ohne den Raum dazu zu haben. Nachdem am 
Wienfluſs alles begrünt iſt und der Wienfluſs verlegt werden muſs, 
wird eine Anderung der dortigen Umgebung eintreten müſſen. 
Wenn verſucht wird, au dem Übereinkommen, welches nach langer, 
mühevoller Arbeit ſoweit gediehen iſt, vielleicht nur deshalb ſoweit 
gediehen iſt, weil der Conceſſionär ſich nicht im Beſitze der Con— 
ceſſion befunden hat, heute zu rütteln, und wenn gemeint wird, es 
ſoll ein Theil der Mauerwerkskoſten auf den Coneeſſionswerber 


überwälzt werden, jo mache ich darauf aufmerkſam, daſs wir einen 


solchen Fall ſchon gehabt haben. Wir hatten die ganze Mauer am 
rechten Ufer auf die Firma Fogerty überwälzt gehabt, aber 
ausgeführt iſt ſie nicht worden. Was nützen derartige Verträge, 
die jo weit gehen, dass die Unternehmung ſich nicht finanzieren 
läſst. Ohne in das Detail mich einzulaſſen, das ich in öffentlicher 
Sitzung vorzubringen mich nicht getraue, kann ich Sie nur ver— 
ſichern, daſs ich das Übereinkommen im Intereſſe der Gemeinde 
für beſtens gelegen erachte. (Beifall.) 

Gem.-Bath Noſenſlingl (contra): Ich habe mich gegen 
die Vorlage eintragen laſſen, mußs aber gleich hinzufügen, dass 
ich mich in einem Dilemma befinde. Ich bin nämlich gegen die Sache, 
weil ich ein principieller Gegner verſchiedener Dinge bin, die ſich 
im Laufe der letzten anderthalb Jahre ereignet haben. Sie werden 
ſich erinnern, dafs ich leider — ich ſage „leider“ und betone es — 
genöthigt war, gegen alles, was hier bezüglich der Verkehrsanlagen 
vorgebracht wurde, Stellung nehmen zu müſſen. 

Ich habe allerdings geglaubt, poſitiv mitarbeiten zu können, 
bin aber nach ruhiger Überlegung und nach reiflichem Studium 
immer wieder zur Erkenntnis gekommen, dass die Art und Weiſe, 
wie alle dieſe Dinge durchgeführt worden ſind und durchgeführt 
werden, nicht jene iſt, welche wir hier als Vertreter der Gemeinde 
wünſchen ſollen. Wir find in eine ſchiefe Ebene abwärts gedrängt 
worden, von einer Poſition in die audere, und wir rutſchen noch 
eine Weile fort. Wir können hier ſagen, was wir wollen, die 
Herren drinnen thun doch, was ſie wollen. (Beifall links.) Wir 
können hier beſchließen, was wir wollen, es wird geradezu in einer 
demüthigenden Weiſe ignoriert. (Beifall links.) Wir haben hier 
beſchloſſen, daſs wir die Unternehmung Krauß nicht haben 
wollen — man kann ja über den Wert einer Privatunternehmung, 
eines Eigen⸗ oder Staatsbaues ſtreiten, darauf will ich nicht ein— 
gehen — aber wir haben das einmal beſchloſſen; wir haben be— 
ſchloſſen, daſs wir die Linie auf der Ringſtraße nicht verlängert 


haben wollen, ſondern auf der Laſtenſtraße. Das hat man alles 
einfach unter den Tiſch geworfen; der Gemeinderath von Wien 
exiſtiert nicht für die Herren. Wir können heute Ja oder Nein 
ſagen, ſo geſchieht doch das, was die maßgebenden Herren wollen. 
Ich weiß nicht, ob Excellenz Wittek oder Hallama Herr der 
Situation iſt, wir find es gewils nicht. 

Irh bin alſo ein principieller Gegner und ich betone das, 
weil ich loyalerweiſe erklären mußs, daſs dieſes Übereinkommen 
mich wirklich angenehm überraſcht hat. Ich war nach den Er— 
fahrungen, welche wir bisher gemacht haben, auf viel Schlimmeres 
gefajst; ich war darauf gefaist, dafs es der Unternehmung gelingen 
werde, auch einen Theil der Koſten für die Häuſereinlöſungen auf 
der Magdalenenſtraße auf uns überzuwälzen; denn es iſt ja kein 
Geheimnis, dafs dieſe Unternehmung nur deshalb auf das rechte 
Ufer gegangen iſt, um den verſchiedenen Häuſereinlöſungen aus— 
zuweichen, nicht aus techniſchen, ſondern aus rein finanziellen 
Gründen, um ſo billig, vielleicht auch jo ſchlecht als möglich davon— 
zukommen. Sie iſt rein kaufmänniſch vorgegangen; was wir dazu 
ſagen, iſt eine andere Sache. 

Ich bin überzeugt, wir ſollen ein Unternehmen unterſtützen, 
welches irgend etwas ſchafft, was für Wien nothwendig iſt. Ich 
ſtehe nicht auf dem Standpunkte, den ein College von jener (linken) 
Seite einnimmt, der überhaupt principiell gegen die Privat— 
unternehmungen iſt. Ich ſage: Wenn dieſe Unternehmung etwas 
ſcützliches ſchafft, ſoll man ihr nichts in den Weg legen, und dass 
ſie dabei Geld gewinnt, iſt natürlich, ſie thut es nicht um unſerer 
ſchönen Augen willen, ſondern weil ſie ein Geſchäft machen will, 
und das billige ich auch vollkommen. Etwas anderes iſt es aber, 
ob wir mithelfen, daran theilnehmen und jemanden unterſtützen 
ſollen, damit er Geld gewinnt, während er bei anderer Führung 
der Trace weniger, die Commune Wien vielleicht mehr gewonnen 
hätte. Ich will nicht in das Meritoriſche eingehen, denn ich habe 
ton seinerzeit in dieſer Augelegenheit Ihre Geduld ſehr in An— 


spruch genommen. Ich will nur ſagen, daſs dieſes Übereinkommen 


wirklich Dank und Anerkennung verdient, das muss ich aufrichtig 
ſagen. Ich bin überzeugt, dafs der Herr Bürgermeiſter und der 
Herr Stadtbaudirector, und wer ſonſt noch betheiligt war, da 
einen zähen und unerbittlichen Kampf ausgefochten haben, und ich 
zolle die Anerkennung und den Dank dafür voll und ganz und 
aufrichtig, und wenn ich dieſes Übereinkommen loslöſen könnte von 
der ganzen Angelegenheit, jo würde ich womöglich mit zwei Stimmen 
dafür ſtimmen. Aber ich kann es eben nicht loslöſen, weil ich ein 
principieller Gegner bin, weil ich es als ein Unglück betrachte, 
dafs die Linie auf der rechten und nicht auf der linken Seite 
geführt wird. Ich erinnere Sie, daßs dieſelbe Unternehmung vor 
mehreren Jahren der Commune Wien eine Linie auf der linken 
Seite proponiert hat (Hört! links), daſs fie damals proponiert 
hat die Einlöſung aller Häuſer (Hört! links), daßs fie proponiert 
hat die Errichtung der einen Mauer vollſtändig auf ihre Koſten. 
Nun natürlich, damals war dieſe Unternehmung etwas unten und 
wir waren ſehr hoch oben, vielleicht zu hoch oben. Ich kenne die 
Details überhaupt nicht, ich will das nur dem gegenüberſtellen, 
was heute iſt. Herr Hallama iſt hoch oben, und wir find ganz 
unten, über uns wird zur Tagesordnung übergegangen, und wenn 
Sie heute Ja oder Nein jagen, fo iſt das ziemlich gleichgiltig. 
Herr Hallama wird die Conceffion bekommen, er wird die 
Bahn fo bauen, wie es ihm passt und nicht, wie es uns paſst. 
Und Sie, meine Herren, werden es auch nicht für gut finden, 
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wegen der Conſequenzen, die ſich ergeben werden, heute einmal 
Nein zu ſagen, nachdem Sie von einer Situation zur anderen 


herabgedrängt worden ſind; Sie können ja ſchon gar nicht viel 


tiefer hinunter, als Sie es ſchon ſind. Es nützt nichts, ſagen e 
was Sie wollen. Ich habe auch nicht geſprochen, um Sie zu 


haranguieren, gegen die Sache zu ſtimmen, ſondern ich habe ge— 
ſprochen, um mich und mein Votum zu rechtfertigen. Das iſt 
mein Standpunkt. Ich muf gegen den Vorſchlag des Stadtrathes 
ſtimmen. 

Gem.-Nath Dr. Scholz (für die Vorlage): Sehr geehrte 


Herren! Es iſt vielleicht ſchon das vierte Eiſenbahnproject, deſſen 


Berathung ich im Gemeinderathe beiwohne. Zuſtande gekommen 
iſt keines. Es entſteht nun die Frage — ich will nicht ſagen, wie 


wir uns dieſem Projecte gegenüber verhalten ſollen, ſondern wie 


ich mich dieſem Projecte gegenüber verhalte. Da trete ich nun vor 
allem an die Sache. Das, worüber wir heute zu beſchließen haben, 
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dieſen Dingen noch ein ganz unſchuldiges Kind bin. Ich weiß 
nichts von den Verhältniſſen des Geldes und was damit zuſammen⸗ 
hängt, nur das eine weiß ich: Ein ſolcher Bahnbau koſtet viel 
Geld. Wenn die Herren das Bedingnisheft anſchauen, welches der 
Conceſſionsurkunde beiliegt, ſo werden Sie daraus erſehen, daßs 
dieſe Bahn ſehr theuer iſt und ſich Jahre hindurch ſchlecht rentieren 
wird, bis vielleicht die Zeit kommt, wo fie endlich eine Rente ab— 
werfen wird. 

Die Herren, die jünger find, wiſſen nicht, dass ſeinerzeit, als 
es ſich um die Fogerty-Bahn handelte, der Unternehmer bereit 
geweſen wäre, die Bahn zu bauen, vorausgeſetzt, dass die Stadt 
ihm ein Erträgnis von drei Percent garantiert, und um dies thun 
zu können, hätte die Stadt jährlich zwei Millionen daraufzuzahlen 
gehabt. Darum kam die Fogerty-Bahn nicht zuſtande. 

Heute tritt der Staat an die Stelle und gibt der Conceſſionärin 


günſtige Bedingungen; wir als Bürger der Stadt können dem 


iſt etwas, was nach meiner Meinung mit dem Projecte ſelbſt, 
reſp. mit der Conceſſionierung des Projectes in gar keinem Zus | 


ſammenhange ſteht, denn, welche Unternehmung immer die Con⸗ 
ceſſion erwirkt, ſie muſs mit uns ein ſolches Abkommen ſchließen. 


Die Frage ſteht nun für mich ſo: Iſt dieſes Abkommen für uns 


günſtig? Wir haben von dem geehrten Herrn Vorredner gehört, 
daſs er der Überzeugung iſt, es ſei günſtig für uns, und wenn er 


zwei Stimmen hätte, fo würde er mit beiden dafür ſtimmen. Es 


fragt ſich nun: Sollen wir das verſchieben und — ich möchte Jagen — 
mit der Frage der Conceſſionierung verquicken? Ich bin der 
Meinung, wenn dieſe Vorlage, wie ſie heute hier liegt, für uns 


günſtig iſt, fo iſt es zweckmäßig, fie heute noch zu beſchließen vor 


der Ertheilung der Conceſſion. Es iſt ja immerhin möglich, dass 
Krauß K Comy. dieſe Conceſſion nicht bekommt, ſondern irgend 


eine andere Unternehmung (Widerſpruch links), und für jede Unter 


nehmung, die dann kommt, iſt der Abſchluss dieſes Übereinkommens 
zu unſeren Gunſten präjudicierlich. Denn wenn eine andere Unter— 
nehmung uns das zugeſtanden hat, jo mufs es jede folgende auch 


| 
| 


Staat nur dankbar fein, wenn er für die Stadt inſofern eintritt, 
als er eine Laſt zu Gunſten derſelben übernimmt. Ich bin der 
Meinung, dass wir, nachdem fort und fort das Geſchrei um Arbeit 
iſt und dieſe Bahn mit der größten Ungeduld erwartet wird, durch— 
aus keinen Grund haben, eine Verzögerung im Laufe der Dinge 
eintreten zu laſſen. 

Ich werde für die Vorlage, die der Herr Referent vertritt, 
mit voller Beruhigung ſtimmen, weil ich überzeugt bin, wie mein 
Herr Vorredner, dass dieſes Übereinkommen günſtig iſt. Über die 
weiteren Dinge wird dann bei der Berathung der Conceſſion noch 
die Rede ſein. 

Ich glaube, die Mehrzahl der Herren wird derſelben 


Meinung ſein. 


Gem.-Nath Steiner (contra): Sehr geehrte Herren! Ich 
glaube, dajs die Ausführungen des unmittelbaren Herrn Vorredners 
ſpeciell nur für die Preſſe berechnet waren. 

Der Herr Collega beruft ſich auf die Mitglieder, welche dem 
Gemeinderathe länger angehören. Ich bin zwar ein jüngeres Mit— 


thun. Ich halte es alſo für ſehr geboten, im Intereſſe der Stadt | glied, aber was Sie jetzt gejagt haben, habe ich ſchon vor zwei 


darauf einzugehen. 

Wichtig iſt es aber doch, dafs man ſchon jetzt die Tracierung 
im ganzen ins Auge fasst; ob die Trace auf dem linken oder auf 
dem rechten Ufer geführt wird, das iſt meiner Meinung Neben— 
ſache. Einmal muss die Bahn über die Wien, entweder oben oder 
unten. Entweder mußs fie über die Wien bei der Radetzkybrücke, 
wenn fie am linken Ufer geführt wird, oder fie mufs über die Wien 
bei der Radetzkybrücke, wenn ſie am rechten Ufer geführt wird. In 
dem Falle, als fie vom linken Ufer auf das rechte Ufer geht, muss 


ſie ſogar zweimal hinüber. Für die Paſſagiere iſt das auch vollkommen 


gleichgiltig. Die Bahnen ſind potencierte Straßen. Nachdem heute der 
Tramway⸗ und Ounibusverkehr ein vollkommen ungenügender iſt, 


nachdem mit der Vergrößerung der Stadt und der nothiwendigen | 
er hebt die Verzehrungsſteuer ſeit zwei Jahren ein, aber etwas 


ſtetigen Zunahme der Bevölkerung dieſes Ungenügen immer größer 
wird, fo müſſen wir Bahnen bauen. Es mufs dazu kommen, dass 
eine Stadtbahn gebaut wird und die Hauptlinie dieſer Bahn muss 
im Wienthale liegen, denn alle Bahnen folgen den Fluſsthälern 
mehr oder weniger und auch dieſe Bahn mußs dort gehen, weil 
fie ſonſt durch alle Häuſerblöcke durch müsste, oben oder unten, 
wie ſie es jetzt in England machen, und natürlich iſt das noch 
viel theuerer. 

Auf die Frage, ob das ein Scandal iſt, dafs Krauß & Comp. 
die Conceſſion bekommt, kann ich mich nicht einlaſſen, weil ich in 


Jahren gehört; Arbeit iſt jedoch bis jetzt nicht geſchaffen, und es 
wäre einmal an der Zeit, dass die Herren Referenten des Stadt— 
rathes am Referententiſch damit anfhören zu ſagen: Wir bilden 
einen Hemmſchuh; jetzt in der Ebene wollen wir einen Hemmſchuh 
anlegen. Nun, jetzt geht es über Berg und Thal, und es kommt 
doch nichts weiter. Man iſt ja ſo vorſichtig, die Sitzungen der 
Verkehrs⸗Commiſſion ſind geheim und die Bevölkerung weiß gar 
nicht, was geſchieht, das mus offen gejagt werden. 

Der Herr Vorredner hat bemerkt, daſs der Staat fo viel 
leiſtet. Ja, was leiſtet er denn? Ich bitte, es doch zu ſagen! Es 


hat ſchon gelegentlich der Debatte über die Einverleibung der Vor— 


orte mit Wien der Herr Statthalter geſagt, kein Miniſter habe 
ſo viel für Wien geleiſtet wie der jetzige Finanzminiſter. Nun, 


anderes leiſtet die Regierung heute nicht. Wenn Seine Excellenz 
oder der Herr Referent entgegentreten und mir die Vortheile ſchildern 
können, die wir durch die Einverleibung der Vororte oder den Ban 
dieſer Linie ſchon erzielt haben, dann gebe ich mich geſchlagen, ſonſt 
aber nicht. 

Die Verzehrungsſteuer in den Vororten iſt ſo hoch, daſs wir 
dieſes Capital, welches die Regierung inveſtieren will, damit ver— 
zinſen und amortiſieren können; das iſt richtig, bis jetzt iſt dies 
nicht widerlegt worden. Aber eines muss ich bemerken, damit es 
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nicht wieder heißt, es iſt zu fpät. Als ich meinen Antrag in der 
Sitzung vom 30. Mai einbrachte, wurde mir von jener (rechten) 
Seite und auch von einigen meiner Herren Collegen geſagt, dieſer 
Antrag komme zu ſpät! Ja, meine Herren, wie wäre es denn 
möglich geweſen, ihn früher einzubringen? Ich wuſste ja erſt aus 
der „Neuen Freien Preſſe“ vom 25. Mai 1893, wie überhaupt die 
Conceſſion lautet, es weils ja gar niemand etwas! Vielleicht wussten 
die Herren in der Verkehrs-Commiſſion es früher, aber uns Ge— 
meinderäthen wurde nichts davon geſagt. (Gem.⸗Rath Dr. Lueger: 
Wir wussten auch nichts!) Als ich das geleſen hatte, habe ich — 
offen gejagt — gedacht, es handle ſich um Ertheilung einer Con— 
ceſſion für eine Transverſallinie in Galizien, aber nicht um die 
Conceſſion für eine Wiener Localbahn. (Beifall links.) Eines noch! 
Der Herr Bürgermeiſter hat erklärt, daſs eine Debatte über die 
Conceſſionsurkunde nicht ſtattfinden wird, und ich werde mir alſo 
dann meine Gegen-Anträge zu ſtellen erlauben; aber eine Anfrage 
muss ich an den Herrn Bürgermeiſter richten. 

In der Sitzung vom 24. Mai 1892 wurde vom Gemeinde— 
rathe ein Beſchluſs gefafst, welcher lautet: Die Gemeinde Wien 
ſpricht ſich gegen die Vergebung der Conceſſion an die Firma 
Krauß & Comp. aus; der Gemeinderath behält ſich vor, wenn 
der Bau dieſer Bahnen nicht von der Commiſſion für Verkehrs- 
anlagen in eigener Regie durchgeführt wird, um die Conceſſionie— 
rung zur Erbauung dieſer Bahn anzuſuchen. 

Und nun erlaube ich mir an den Herrn Bürgermeiſter die 
Frage: Iſt dieſer Beſchluſs des Gemeinderathes dem Handelsmini— 
ſterium zur Kenntnis gebracht worden? Und wenn ja, iſt ein Bericht 
hierüber an das Präſidium herabgelangt, beziehungsweiſe warum 
wurde dieſer Bericht nicht rechtzeitig dem Plenum des Gemeinde— 
rathes bekanntgegeben? 

Mit Recht hat Herr Gem.-Rath Roſenſtingl bemerkt, 
daſs wir nichts ſind, Null und Nichts, wir haben einfach Ja 
und Amen zu ſagen; das andere beſorgen die Herren oben, aber 
es mus endlich einmal hier erwähnt werden, daſs die Be— 
völkerung nicht dazu da iſt, um nur zu zahlen, ſondern dass wir 
auch ein Recht haben zu reden. 

Bürgermeiſter: Ich habe zu bemerken, dafs der Herr Vor— 
redner weiß, dass die Geſchäftsordnung vorschreibt: „Interpellationen 
an den Bürgermeiſter ſind vor der Sitzung einzubringen.“ Ich 
halte mich ſtrenge an die Geſchäftsordnung und gebe jetzt keine 
Antwort und auf dieſe ſo hingeworfenen Fragen ſchon gar nicht, 
weil ich die Geſchäftsordnung nicht verletzen will. (Unruhe links.) 
Das Wort hat Herr Gem.-Rath Dr. Fried jung. 

Gem.⸗Rath Dr. Iriedjung: Meine Herren! Nahezu alle 
Redner ſowohl jener als dieſer Seite haben ſich mit der wichtigen 
Frage beſchäftigt, wie denn diejenigen abzuſtimmen haben, welche 
principielle Gegner der Conceſſionierung der Geſellſchaft Krauß 
& Comp. find, Auch ich habe dem zugeſtimmt, dafs es ein Nachtheil 
für Wien wäre, wenn eine Privatgeſellſchaft die Conceſſion erhielte. 

Ich hätte es für die Pflicht des Staates gehalten, wenn nicht 
bloß dieſe Summe, welche für den Bau der Hauptbahnen, ſondern 
auch die Summen, die für den Bau der Localbahnen nothwendig 
ſind, wirklich aus Reichsmitteln gewährt worden wären. 

Ich hätte es für die Pflicht der Regierung gehalten, dass fie 
ſich ſtark erwieſen hätte und nicht zurückgewichen wäre vor den 
föderaliſtiſchen Elementen des Abgeordnetenhauſes, und wenn ſie 
auch noch die Koſten für den Bau der Localbahnlinien von 
20 Millionen und darüber gefordert hätte. 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 46, 9. Juni 1893. 


was jetzt geſchieht, 


INT —— 


Der Standpunkt der abſoluten Negation, der Standpunkt, 
daſs die Regierung durchaus nicht den Muth findet, vor das 
Abgeordnetenhaus zu treten und die Summe für die Localbahn⸗ 
linien zu verlangen, iſt auch von der Oppoſition nicht eingehalten 
worden. Der Führer der Oppoſition hat allerdings geſagt: Das, 
iſt ein Scandal. (Rufe links: Wahr iſt es!) 
Da hätte ich nun erwartet, dafs die Oppoſition auch den Muth 
finden würde zu erklären: an einem Scandal betheiligen wir uns 
abſolut nicht und wir verweigern die Annahme der Vorlagen. 
Das wäre ein conſequenter Standpunkt geweſen, den ich begriffen 
hätte. Dieſer Standpunkt iſt aber nicht eingehalten worden, weil 
die Oppoſition die Verantwortung nicht auf ſich nehmen wollte, 
eine Thatſache vollſtändig zu negieren, die nicht aus der Welt zu 
ſchaffen iſt, das wir keine andere Wienthal- und Donaucanallinie 
erhalten werden als durch die Geſellſchaft Krauß & Comp. 

Ich tadle die Oppoſition keineswegs, ich ſehe ein, es iſt kein 
anderer Ausweg möglich, ich conſtatiere nur, das die Oppoſition 
zu einer opportuniſtiſchen Taktik in der Angelegenheit übergegangen 
iſt, wozu ich ihr aufrichtig gratuliere. Allerdings, die großen Worte 
ſind dieſelben geblieben, es iſt von Scandal geſprochen worden, 
vielleicht iſt die opportuniſtiſche Taktik auf das viel beſprochene 
Ereignis in der Oppoſitionspartei zurückzuführen, welches in der 
Wahl des Führers der Oppoſition in den Stadtrath ihren Aus— 
druck gefunden hat. Ich ſehe, daſs wir principiell nicht Gegner 
ſind, denn auch hier müſſen die Gegner der Conceſſion für die 
Firma Krauß & Comp. jagen, daßs eine abſolute Negation gegen— 
über dem Willen der Regierung, welche dieſe Summe nicht fordern 
will, nicht möglich iſt. 

Die Frage reduciert ſich darauf, ob wir jene Mehrforderungen 
aufſtellen ſollen, welche Herr Gem.-Rath Dr. Lueger aufgeſtellt hat. 
Das iſt aber eine Frage der Thatſachen, alſo poſitiver Verhältniſſe, 
und ich hätte erwartet, daßs die beiden Herren Redner der Oppo⸗ 
ſition, ſowohl der Herr Gem.-Rath Lueger als der Herr Gem. 
Rath Steiner, auf dieſe Dinge des näheren eingegangen wären. 
Bis jetzt ſteht die Sache fo, dafs der Herr Baudirector mit vollſter 
Beſtimmtheit verſichert, daßs wir dieſe Häuſereinlöſungen auch hätten 
zum Theile machen müſſen, auch wenn die Stadtbahn nicht zu 
bauen wäre, wir würden die Häuſereinlöſungen nothwendig haben 
für die Umlegung des Choleracanals; ebenſo verſichert Herr Gem. 
Rath Roſenſtingl, der ein principieller Gegner der Angelegenheit 
iſt, dafs er eingeſtehen müſſe, dass in dieſem Übereinkommen alles 
Mögliche erreicht ſei. Es gibt ſehr viele Mitglieder auch auf dieſer 
Seite (rechts) des Gemeinderathes, welche, wenn ſie derart beſtimmte, 
klare Thatſachen gehört hätten — ich ſelbſt habe nicht poſitive 
Kenntnis der Localitäten und Bauten — wenn uns klare That— 
Sachen genannt worden wären, aus denen hervorgeht, daſs einzig 
und allein für den Bahnbau die Häuſereinlöſungen nothwendig 
ſind, für den Antrag Dr. Lueger geſtimmt hätten. Die That— 
ſachen ſind nicht vorgeführt worden; denn Redensarten können 
nichts beweiſen gegenüber den poſitiven Mittheilungen des ſach— 
verſtändigen Baudirectors der Stadt Wien, fo daßs auch denjenigen, 
welche principielle Gegner der Conceſſionierung an die Firma 
Krauß & Comp. ſind, nichts anderes übrig bleibt, als auf den 
opportuniſtiſchen Standpunkt einzugehen, auf dem auch die Oppoſition 
bereits ſteht, wobei es ſich nur um die Höhe, die größere oder 
geringere Summe handelt. Ich kann nicht dem Satz zuſtimmen, 
dafs, wenn dieſe Bahn nur durch die Firma Krauß & Comp. 
gebaut wird, ſie lieber gar nicht gebant werden ſollte. Dieſen 
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Standpunkt theile ich nicht und in. feinen Anträgen iſt auch Herr 
Dr. Lueger nicht auf dieſem Standpunkte geſtanden, indem er 
doch für die Annahme des Übereinkommens, wenn auch unter ver- 
ſchärſteren Bedingungen, eingetreten iſt. Da ich durchaus nicht den 
Standpunkt theilen kann, dass dieſes große Werk unmöglich gemacht 
werden ſoll, weil es nicht ſo geſchieht, wie wir es als richtig ein— 
ſehen und es auch nach meiner Meinung beſſer wäre, und das Beſſere 
auch in dieſem Falle der Feind des Guten ſein würde, ſo werde 
ich für den Antrag des Stadtrathes ſtimmen. (Beifall rechts.) 


Gem.-Nath Buſchan (gegen die Vorlage): Sehr geehrte 
Ich glaube, das wäre nicht politiſch. Ich möchte Sie nur auf 


Herren! Als an mich der ehrenvolle Ruf ergieng, für den Gemeinde— 
rath zu candidieren, ſo candidierte ich auf Grund jenes ehrlichen 
Programmes, welches der Wiener Hausbeſitzerverein aufgeſtellt hat, 
und dieſes Programm enthält unter anderem auch den Punkt, dass 
man für die Übernahme in eigene Regie oder Durchführung, ſei 
es von Seite des Staates oder der Stadt, bei allen gewinn— 
bringenden Unternehmungen eintreten ſollte. Dass die Stadtbahn 
gewiſs ein gewinnbringendes Unternehmen ſein wird, darüber 
herrſcht, wie ich glaube, kein Zweifel, trotzdem heute ſchon dieſe 
Außerung gefallen iſt, dass es vielleicht nicht gewinnbringend iſt. 
Ich glaube das Ihnen nicht, dass es nicht gewinnbringend it. 

Nachdem aber dieſes Unternehmen gewinnbringend iſt, ſo 
muss ich, getreu meinem Programm, entſchieden ein Gegner von 
allen Vereinbarungen mit dieſer Geſellſchaft ſein. Der Herr 
Referent war fo gütig, uns durchblicken zu laſſen, daſs wir nur 
Marionetten find, daſs wir nichts ändern können. Er hat es 
deutlich und wörtlich geſagt. Alſo wenn wir nichts ändern können, 
ich alſo auf dem principiellen Standpunkte der Negierung nicht 
beharren kannt, jo mufs ich Sie wenigſtens bitten, dieſes Amen— 
dement, welches unſer Führer Herr Dr. Lueger geſtellt hat, 
nämlich „Auftheilung der halben Koſten für dieſe Mauer“ anzu— 
nehmen. (Beifall links.) 

Gem.-Nath v. Stummer (für die Vorlage): Sehr geehrte 
Herren! Bis jetzt haben beinahe alle Herren ſich mit der Conceſ— 
ſionierung der eigentlichen Stadtbahn an die Firma Krauß 
& Comp. befajst und eigentlich mit der Vorlage ſehr wenig. Ich 
möchte in dieſen Fehler nicht fallen, weil ich wirklich die Debatte 
nicht ausdehnen will. Es wird noch die Zeit kommen, über die 
Sache ſich auszusprechen. Ich möchte nur vor allem auf eine 
Außerung des Herrn Dr. Lueger zurückkommen, welcher geſagt 
hat: Wenn wir dieſes Übereinkommen acceptieren, ſo acceptieren wir 
die Bewilligung der Conceſſionierung an Krauß & Comp., und 
er hat ſich berufen auf die Conceſſionsbedingniſſe § 3, wo dieſes 
Übereinkommen angezogen iſt. Nun, meine Herren! Dieſe Sache 
ſteht eben ſo. Die Conceſſionsertheilung hat leider nicht die 
Gemeinde Wien, ſondern das Handelsminiſterium zu vergeben 
und wird durch die Allerhöchſte Sanction genehmigt. Wenn wir 
daher dieſen Punkt 3 aus den Conceſſionsbedingungen ſtreichen, fo 
bleibt alles beim alten und es kommt dann das vom Gemeinde— 
rathe bereits genehmigte Programm in Übung, in welchem in 
Punkt 4, Alinea 6, was auf der erſten Seite des Berichtes des 
Stadtbauamtes zu leſen iſt, beſtimmt wird, daßs bezüglich dieſer 
Arbeiten nach Fertigſtellung derſelben eine genaue Auseinander— 
ſetzung zu geſchehen hat. Es hängt dies alſo gar nicht zuſammen. 
Allein, meine Herren, es iſt eben, und das muß ausgeſprochen 
werden, von den Herren eine ausgezeichnete und kluge That 
geweſen, dass fie ſich nicht auf dieſen Punkt 4 des Programmes 
eingelaſſen, ſondern vor Ertheilung der Conceſſion ein ſolches 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Nefidenzftadt Wien. — Nr. 46, 9. Juni 1893. 


N RAA RN A? Q Y ? == e 


1203 


— — —— 


—— U— a Dan 


Übereinkommen abzuschließen getrachtet haben. Denn das iſt gewiß: 


„eine genaue Auseinanderſetzung“, das wäre mit den größten 


Schwierigkeiten verbunden. Daſs dies nicht ohne einen Proceſs 
gienge, das iſt jedem von uns klar, und wie außerordentlich 
ſchwierig es iſt, eine Auseinanderſetzung nach dem Baue zu machen, 
das weiß jeder, der ſich mit Bauſachen beſchäftigt. 

Es war daher ſehr klug, eine ſolche Vereinbarung zu treffen. 
Was die Vereinbarung ſelbſt betrifft, ſo ſchließe ich mich den 
Worten des Herrn Baudirectors an. Ich möchte weder zu Gunſten 
des einen noch des anderen Vertragſchließenden ein Wort verlieren. 


Seite 4, letzter Abſatz, des Übereinkommens hinweiſen. Wenn Sie 


das genau durchleſen und die Worte berückſichtigen: „nicht 


expropriiert werden können“, fo werden Sie hier vielleicht eine 
Antwort finden, die ich Ihnen ſonſt gern erläutert hätte. 

Wenn ich mich alſo über die finanzielle Frage des Überein- 
kommens aus ganz beſtimmten Gründen nicht ausſprechen will, jo 
mufs ich doch das eine erwähnen: Wenn gar nichts anderes erreicht 
wäre, als dafs die Gemeinde bezüglich aller anderen Arbeiten mit 
der Grundeinlöſung ſich nicht zu befaſſen hat, ſo wäre das ein 
Vortheil, der gewiss ein außerordentlicher iſt. Die Herren wiſſen 
ja, was eine Grundeinlöſung iſt, wie ſchwer das iſt, und wie man 
vorher gar nicht berechnen kann, was das koſtet. Wenn alſo die 
Gemeinde von dieſer geſammten Verpflichtung ſich im Vertrage 
losgelöst hat, ſo iſt das ein außerordentlicher Vortheil. Damit 
will ich die Sache des Übereinkommens ſelbſt, die Geldfrage nicht 
berühren. 

Nun mus ich mir aber erlauben, auf eine Außerung eines 
Herrn Redners von dieſer Seite zurückzukommen, wobei ich be⸗ 
dauern muss, dafs hier Worte gefallen find, die dem Gemeinde— 
rathe nicht gerade zum Nutzen gereichen werden. Dieſer Herr ſagte 
nämlich: er ſei für das Übereinkommen und gratuliere den Herren, 
die das gemacht haben — welchen Worten ich mich aus vollem 
Herzen anſchließe. Allein dieſer Herr hat gemeint, man wiſſe ja 
gar nichts und hätte eigentlich mit der Trace auf das linke Ufer 
gehen ſollen. Hier fühle ich mich wirklich verpflichtet, dieſen Punkt 
aufzugreifen und Aufklärung zu geben. Das ſieht nämlich ſehr 
ſonderbar gegenüber unſerem Stadtbauamte und gegenüber den 
techniſchen Organen und den Mitgliedern der Verkehrs-Commiſſion 
aus. Ich gebe demnach folgende Erklärung ab. Ich war es ſelbſt, 
meine Herren, der in der Verkehrs-Commiſſion die Frage auf- 
geworfen hat, nachdem die Projecte ſchon fertig geweſen ſind, ob 
es nicht doch noch vortheilhafter wäre, die Linie auf das linke 
Ufer hinüberzulegen. 

Jedesfalls möchte ich, habe ich geſagt, dieſe Frage noch ein— 
mal genauer ſtudieren. Demzufolge iſt ein Comité eingeſetzt worden, 
und es ſind hier im Rathhauſe, im Bureau des Herrn Stadtbau— 
directors auf Grund der vorgelegten Pläne ſtundenlang Verhand— 
lungen gepflogen worden, ob dieſe Linie auf dem linken Ufer 
vielleicht einige Vortheile beſäße. Sie beſitzt nämlich im Überblicke 
wirklich einige Vortheile; allein der Schluſs der Conferenzen 
war — und ich lege darauf Wert, dass Sie das gefälligſt an— 
hören — dafs die Linie auf dem linken Ufer unbedingt ungünſtiger 
wäre, eine Anſicht, die gerade die gegentheilige von der war, die 
ich ſelbſt gehabt habe — und zwar aus verſchiedenen Gründen 
ungünſtiger, weil man eine zweite Überſetzung der Wien haben 
müſste und die Überſetzungen der Wien überhaupt ſehr ſchlecht 
wären, ferner weil, wie Sie wiſſen, principiell angenommen wird, 
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dafs die Wien überwölbt werden wird, und über dieſe Über- 
wölbung der Achſe der Bahn geführt werden müſste. Je öfter man 
die Einwölbung durchſchneidet, umſo ſchlechter wird die ganze 
Tracenführung. Weiters mache ich Sie darauf aufmerkſam, dals 
die Überbrückung des Wienfluſſes hinter der Mollardgaſſe ſtatt— 
finden müſste, und daſs die Mollardgaſſe im Niveau überſchritten, 
aljo abgeſperrt werden müſste. Alle dieſe Erwägungen haben nach 
reiflichem Studium dahin geführt, dafs die Linie auf dem rechten 
Ufer thatſächlich die beſſere iſt. Das wollte und muſste ich con— 
ſtatieren. 

Was nun die weiteren Bemerkungen betrifft und ſpeciell den 
Antrag des Herrn Collegen Dr. Lueger bezüglich der Beitrags— 
leiſtung von weiteren 435.000 fl., fo nis ich jagen, iſt das etwas, 
was ſich eigentlich unſeren Gefühlen entzieht. 

In ſolchen Verhandlungen kann man nicht einfach dem anderen 
vertragſchließenden Theile jagen: „Du muſst eine halbe Million 
mehr bezahlen.“ Ich habe den Verhandlungen nicht beigewohnt, 
kann mir aber den Gang derſelben denken, fie waren gewijs ſehr 
ſchwierig, es war außerordentlich ſchwer, dieſen Kampf zu führen. 
Ich bitte ſich nur den Gang der Sache vorzuſtellen, und da mus 
ich jagen, daſs ich im erſten Augenblick geradezu erſtaunt war 
über die Bedingungen, die wir erzielt haben. Ich muſßs Sie daher 
bitten, den Antrag des Referenten vollinhaltlich anzunehmen. 

Gem.-Nath Schneeweiß: Der Herr Vorredner hat ſoeben 
betont, dafs man die Linie auf dem linken Wienufer nicht ausführen 
konnte, weil das große Hinderniſſe im Gefolge gehabt hätte. Ich 
war ſchon bei der letzten Vorlage und Beſprechung dieſes Projectes 
der Meinung, dass die Anlage auf dem linken Wienufer zweck— 
mäßiger wäre, aus dem einfachen Grunde, weil die Anlage auch 
auf dem rechten Donaucanalufer ſtattfindet und daher die Linie 
fortwährend als Tiefbahn geführt werden könnte. Die Überbrückung 
der Wien beim Hauptzollamte erachte ich nicht für beſonders noth— 
wendig, weil man dort auch umſteigen könnte. Auf der Südbahn 
z. B. ſteigen an Sonntagen 20.000 und mehr Perſonen um, und 
die müſſen einen größeren Umweg machen, als das Hinübergehen 
über die Wien iſt. Ich glaube, das würde viel weniger koſten wie 
die Demolierung des ganzen Parkes vom Invalidenhauſe bis zum 
Reſſelparke, wobei auch noch Häuſer eingelöst werden müssten. Daßs 
am linken Wienufer vielleicht die Häuſer mehr koſten, kann möglich 
ſein, dafür würde aber der Park nicht verſchandelt, die ganze Bahn 
könnte am linken Wienufer fortgehen, und nachdem die Linie auch am 
linken Wienufer hereinkommt, wäre überhaupt keine Überbrückung 
nothwendig bis hinauf, bis ans Ende der Bahn. 

übrigens, wenn Sie dieſem Projecte zuſtimmen, werden Sie 
ſehen, wie ſchön die Sache ausſchauen wird. Die Leute, die nach 
Wien kommen, werden ſtaunen, was das für Kreuzköpfel find, 
die das gemacht haben. Keine Eiſenbahn der Welt bekommt 
den Grund umſonſt. So oft bis jetzt eine Eiſenbahn gebaut wurde, 
hat es geheißen: Sie mufs den Grund einlöſen. Wir aber ſollen 
den Grund umſonſt geben, und da heißt es: Die Conceſſionäre, 
die Bauunternehmung ſchenkt uns was. Man ſoll doch die Bevöl— 
kerung nicht anlügen und irreführen; man ſoll jagen: wir bringen 
zum Nutzen einer fremden Geſellſchaft ein Opfer, denn ſie wird 
den größten Nutzen haben. Ich denke mir auch, die Bahn wird 
ganz rentabel ſein, es iſt eine ganz belebte Linie. Aber das darf 
die Stadt Wien nicht bauen! Weshalb iſt man davon abgegangen, 
daßs man die Bahn ſelbſt baut. Wenn wir die Hoffnung haben, 
daßs fie erträglich fein wird, ſollen wir fie ſelbſt bauen. Wir hätten 
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umſonſt gibt, damit bin ich nicht einverſtanden. Ich werde natür- 
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ſie auf eigenem Grund und Boden; dazu können wir den Grund 


Aber dafs man den Grund einer fremden Geſellſchaft 


lich aus dieſem Grunde gegen die Vorlage ſtimmen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Es iſt ganz eigenthüm⸗ 
lich, wenn man die Debatte, die bisher geführt wurde, verfolgt 
hat, zu ſehen, dass eigentlich zum Gegenſtande ſehr wenig ge— 
ſprochen und daßs noch weniger Erwähnung gethan wird, warum 
eigentlich die Sache zu uns kommt. Und ich glaube, es iſt nicht 
überflüſſig, daſs den geehrten Mitgliedern des Gemeinderathes ins 
Gedächtnis gerufen wird, was denn eigentlich in dem vom Gemeinde— 
rathe genehmigten Programme, welches auch dem Reichs- und 
Landesgeſetze beiliegt, ſeinerzeit beſchloſſen, daher genehmigt worden 
iſt. Im Punkte 4 heißt es bezüglich der Wienregulierung und der 
Stadtbahnlinie zunächſt folgendermaßen (liest): „Das Project der 
Wienfluſs-Regulierung iſt unter Bedachtnahme auf die Stadtbahn— 
anlage auszuarbeiten.“ Dann heißt es weiter (liest): „Die Projects— 
verfaſſung für beide Unternehmungen, für die Wienfluſs-Regulierung 
und Stadtbahn, hat gleichzeitig und im ſteten Einklang ſtattzufinden 
und jo zu erfolgen, dafs die ökonomiſchen Intereſſen beider Unter— 
nehmungen möglichſt gewahrt werden.“ Und endlich heißt es, und 
es wurde dies ſchon vom erſten Herrn Redner erwähnt, „dais 
hinſichtlich der Vertheilung der Koſten jener Anlagen, welche ſowohl 
die Wienfluſs⸗Regulierung als die Bahnherſtellung betreffen, nach 
Fertigſtellung des Projectes eine Auseinanderſetzung ſtattzufinden 
habe in der Richtung, dafs jede Unternehmung nur mit jenen 
Koſten belaftet wird, welche durch dieſelbe bedingt find." Nun, 
meine Herren, ſtellen Sie ſich die Sachlage vor. Ein Unternehmer 
findet fi, er ſchreitet um die Conceſſion ein, bekommt die Con— 
ceſſion, und nun wird das Project ausgeführt. Jetzt haben Sie 
da zwei Intereſſen. Das Intereſſe der Stadt, welche die Wien— 
fluſs⸗Regulierung ausführt, reſpective in letzter Linie das Intereſſe 
der Commiſſion und das Privatintereſſe des mit der Conceſſion 
ausgerüſteten Unternehmers, dem Sie gar nichts mehr anthun 
können. Der hat ſeine Conceſſion, dieſe hat die Unterſchrift der 
Kroue, ihm iſt alſo gar nichts mehr zu thun. Geſetzt, es käme nun 
zu einem Übereinkommen nicht. 

Die Folge davon iſt dann ſelbſtverſtändlich irgend ein Streit— 
fall, der daun irgend einmal entſchieden wird. Ob der ſo entſchieden 
wird, daſs das Intereſſe der Gemeinde Befriedigung und Geltung 
findet, das wiſſen wir nicht. 

Nun hat man die Idee gefaſst, es ſei viel klüger, bevor noch 
jemand die Conceſſion erhält, mit jenen Leuten, welche voraus— 
ſichtlich um die Conceſſion einſchreiten würden und vorausſichtlich, 
ſage ich, die Conceſſion erhalten werden, vor Ertheilung der Con— 
ceſſion in eine Discuſſion über die Augelegenheit einzutreten und 
zu verſuchen, mit ihnen eine Vereinbarung zu treffen. Meine 
Herren! Um Ihnen nur eine Andeutung zu geben über die 
Schwierigkeit der Situation — denn bedauerlicherweiſe wird dieſe 
Discuſſion in öffentlicher Sitzung geführt und es kann niemand 
von jenen Perſonen, die in die Sache eingeweiht ſind, ſo offen 
reden — wie ihm uns Herz iſt, in der einen oder anderen 
Richtung, weil man im Intereſſe der Gemeinde zurückhalten muss 
— um Ihnen eine Andeutung zu geben, will ich Ihnen alſo nur 
das eine ſagen: 14 Sitzungen haben zwiſchen dem Bürgermeiſter 
und den Leuten, welche ſich um die Conceſſion bewerben, ſtatt— 
gefunden, und ich glaube, Sie haben Gelegenheit gehabt, ſowohl 
den Bürgermeiſter als unſeren Baudirector kennen zu lernen, um 


LCN LN NC LAIN: —— — 2 —— —ñ—— . —— E—mTœlü N N N 


zu dem Urtheil zu gelangen, dafs dieſe gewiss für die Gemeinde 
das Allermöglichſte zu erlangen getrachtet haben. Ich glaube auch, 
daſs es ihnen gelungen iſt, und nun ſteht die Sache ſo 
Ihnen das Ergebnis dieſer langwierigen Verhandlungen vorgelegt 
und es wird Ihnen auch angedeutet, daſs das ſchließlich das 
meiſte war, was zu erlangen geweſen iſt. Genehmigt der Gemeinde— 
rath das — ein Beſchluſs, der meines Erachtens ganz ungefährlich 
in jeder Beziehung iſt — dann beſchließen wir, daßs dieſe Leute, 
und zwar nur für den Fall, als dieſe Leute die Conceſſion 
bekommen, dass fie an dieſes Übereinkommen gebunden ſind. 
Und nun denken Sie fi, daßs dieſes Übereinkommen, welches 
ja doch nur die Natur eines Privatvertrages hat, in die Conceſſion 
hineinkommt. Es iſt dann eine Conceffionsbedingung, die genau 
ſo einzuhalten iſt wie jede andere und deren Einhaltung die Behörde 
überwachen muss. Ich glaube, dann iſt die Poſition der Gemeinde 
viel günſtiger, als wenn wir nach Ertheilung der Conceſſion uns 
etwa herumbalgen müſſen und nicht etwa zu einem Reſultate 
kommen. Denn, meine Herren, ſollen wir etwa, wenn wir bei der 
Projectsverfaſſung in Streit kommen und ein Übereinkommen nicht 
erzielt wird, mit der Durchführung der Wienfluſs-Regulierung und 
der Wienthallinie warten? Oder halten Sie es auch für patriotiſcher 
zu ſagen: Beſſer, wenn dieſe Linie gar nicht gebaut wird; ehe 
dieſer Krauß — wer das iſt, weiß ich nebenbei nicht genau — 
1 fl. verdient, fol Wien die Stadtbahn nicht kriegen. Iſt das 
patriotiſcher? Nun, ich will mich in Details nicht verlieren, weil 
ſie eigentlich nicht zur Sache gehören. 

Aber zur Sache gehört, ob dieſes Übereinkommen ſo iſt, dass 
wir es acceptieren können! Ich glaube, die Sache iſt wirklich ſo, 
dafs es gerathen iſt, Ja zu ſagen. Wenn uns von einem Redner, 
der einen Antrag geſtellt hat, empfohlen wird, wir ſollen ſagen, 
wir lehnen das nicht ab — denn ſo weit geht der Redner, der 
geſagt hat, lieber gar keine Stadtbahn als die Krauß'ſche, nicht — 
aber wir verlangen noch die Hälfte der Koſten der Mauer, ſo 
heißt das, ins gemeinverſtändliche Deutſch überſetzt, ungefähr 
Folgendes: Der Antrag wird abgelehnt und wir ſtellen einen 
neuen Antrag. Damit iſt dieſer Krauß & Comp. aus dem 
Worte, und wenn das wirklich wahr iſt, was uns geſagt wird, 
daſs die Firma Krauß & Comp. mittlerweile die Conceſſion 
bekommt, dann iſt der Fall eingetreten, den ich anfangs erwähnte, 
— die haben die Conceſſion und wir haben kein Übereinkommen, 
und dann bitte ich, ſich die Situation der Gemeinde auszumalen! 
Dafs die Form der Annahme, wie fie Herr Dr. Lueger vor— 
ſchlägt, die Annahme mit einer Bedingung, die Ablehnung und 
Stellung eines neuen Offertes bedeutet, das iſt klar. Wir lehnen 
ab und die Leute ſind aus dem Worte. Dazu kommt aber 
noch Folgendes: Wenn es von uns abhienge, ob der Firma 
Krauß & Comp. die Conceſſion ertheilt wird, dann wäre es 
etwas anderes, dann könnten wir wirklich die Poſition ein— 
nehmen, die uns zugemuthet wird. Aber die Herren wiſſen, von 
uns hängt das nicht ab, die Herren ſagen ſelbſt: über unſere 
Köpfe hinweg wird entſchieden, ob dieſe Conceſſion ertheilt wird, 
und da wollen wir lieber, wie man ſagt, mit dem Kopfe durch 
die Wand rennen, lieber auf die Vortheile aus dieſem Überein⸗ 
kommen verzichten und ſagen: es iſt patriotiſcher, wenn wir die 
Stadtbahn gar nicht bekommen. Ob aber die Bevölkerung dem 
zuſtimmen wird, das weiß ich nicht; ich weiß nur, dass es eine 
Menge Leute gibt, die den Kopf ſchütteln und ſagen, einmal ſchon 
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damals hatte er nur zuzugreifen, er hat es aber nicht gethan, 
er hat eine ſolche Stellung eingenommen und ſolche Bedingungen 
gemacht, daſs dieſes Project zugrunde gegangen iſt. 

Ein wahres Glück wird es fein, wenn dies das zweitemal 
nicht geſchieht. Es ſcheint aber eine Geneigtheit vorhanden zu ſein, 
auch ein zweitesmal das Zuſtandekommen der Bahn zu verhindern, 
bloß deshalb, weil möglicherweiſe irgend jemand an dieſer Sache 
etwas verdient. Das iſt offenbar das einzige Motiv. (Rufe links: 
Die Commune!) Nun, wir werden darüber auch noch reden. Wir 
ſind ja dieſen Standpunkt gewohnt, wir hören wieder den Ton, 
den wir vor vielen Jahren täglich gehört haben zu einer Zeit, 
wo es vielleicht hier noch lebhaftere Kämpfe gegeben hat als heute. 
Es wird geſagt: „Die Commune!“ Ja, meine Herren, das be⸗ 
deutet Folgendes: Der Bau durch die Commune, — ein Project, 
welches übrigens, wie ich glaube, zuerſt in der Richtung unter— 
ſucht werden müſste, ob es wirklich Aufgabe der Gemeinde iſt, 
Eiſenbahnen zu bauen, was ich eben nicht weiß — bedeutet die 
Aufnahme eines Anlehens. Da iſt das eine gewijs, dass die 
Gemeinde für die Verzinſung und Tilgung des Anlehens 
aufkommen muſs, und ob dann die Gemeinde ſofort das 
von der Bahn einnimmt, was die Verzinſung und Amortiſation 
erfordert; das, meine Herren, wird heute keiner von Ihnen mit 
Beſtimmtheit ſagen können. (Rufe links: O ja!) Nun, wenn 
jemand „Ja“ ſagt, ſo iſt das eben ein billiges Vergnügen. Wenn 
man aber eine Gemeinde in ein ſolches Geſchäft hineinhetzt, ſo 
muſs man die Haftung dafür übernehmen; daſs das wahr iſt, 
was man ſagt, dafür ſoll man eine Caution leiſten (Sehr gut! 
rechts), dann wird das „Ja“ eine Bedeutung haben; aber „Ja“ 
ſagen und dann hinterher ſagen: „ich habe mich geirrt“ — ſo 
gehen die Dinge nicht! 

Rückſichtlich der Verzinſung, meine Herren, haben Sie offenbar 
die Idee: die Gemeinde ſchafft ein Gut, welches ihr bleibt. Das 
iſt auch nicht richtig. Ich will nur nebenbei bemerken, dafs auch 
die Gemeinde nur Conceſſionärin iſt, d. h. fie darf die Bahn 
bauen und darf ſie betreiben, wenn ſie der Staat nicht einlöst. 
Wenn er von dem Einlöſungsrechte keinen Gebraucht macht, ſo 
erliſcht das Recht nach einer gewiſſen Reihe von Jahren und die 
Bahn fällt anheim wie jede andere Bahn. Bis dahin muſs aber 
das von der Gemeinde inveſtierte Capital amortiſiert ſein. Das 
iſt aber eine Sache, über die nach meiner Anſicht in einer anderen 
Weiſe geſprochen werden ſollte als fo, dafs man leichthin ſagt: 
„Die Gemeinde!“ 

Es bleibt alfo noch die Verkehrs-Commiſſion. Ob dieſe bauen 
wird, weiß ich nicht. Bisher hat es nach den gefassten Beſchlüſſen 
den Anſchein, dass ſie nicht bauen wird. Heute ſteht die Sache jo: 
Die Herren lehnen die Vorlage vielleicht ab; dann wird höchſt— 
wahrſcheinlich die Conceſſionierung an die Firma Krauß & Comp. 
erfolgen und dann haben wir nicht ein Übereinkommen, wir haben 
nicht dieſe Beſtimmungen in der Conceſſion und müſſen uns 
herumbalgen, und welches Reſultat das ergeben wird, weiß ich 
nicht. Vielleicht find dann geſchicktere Hände da, welche das Wirrſal 
beſſer auflöſen, als es diesmal gelungen iſt. Wenn man von der 
Stadtbahn ſo viel Schlechtes ſpricht und ſagt, die Stadtbahn 
werde die Gärten ruinieren und das Grün wegnehmen, ſo möchte 
ich mir doch die beſcheidene Bitte erlauben, man möge uns einmal 
erklären, wo die Stadtbahn, welche eventuell die Gemeinde baut, 
geführt werden ſoll; vielleicht ſollen die Waggons in Luftballons 
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kömmlichen Weiſe auf Schienen fahren wollen und nicht über den 
vierten Stock, ſo müſſen Sie auch ſchließlich auf der Erde fahren. 
Sie ſagen: „Auf dem linken Ufer.“ Das ſind aber bereits ent— 
ſchiedene Fragen; wir können nicht immer die Arbeit auftrennen 
und ſie wieder zuſammennähen, wir müſſen auch vorwärts kommen. 

Es iſt nun einmal entſchieden worden, dass die Stadtbahn 
nicht auf dem linken Ufer gebaut wird. Das exiſtiert aber nicht 
für unſere Herren Heißſporen, welche immerfort die Welt ver— 
beſſern wollen; das ſoll alle Tage anders gemacht werden! (So 
iſt es! rechts.) Meine Herren, ſo iſt eine große Aufgabe nicht zu 
löſen. Sie müſſen endlich einmal einen Beſchlufs reſpectieren, wenn 
Sie auch demſelben nicht zugeſtimmt haben. Der Beſchlußs beſteht, 
die Arbeiten ſind gemacht und darauf wird weiter gebaut. Sie 
haben gehört, am linken Ufer wird nicht gebaut, ſondern am 
rechten Ufer, denn wenn am linken Ufer gebaut würde, jo würde 
das um ſo und ſovielmal mehr koſten ꝛc. 

Eines iſt gewiſs: jede Bahn, die dort geführt wird, 
wird auf dieſe Anlagen einen gewiſſen Einfluss ausüben. Übrigens 
könnte man die zunächſt betheiligte Bevölkerung fragen, was ihr 
lieber iſt, dort dieſe Gartenanlagen oder eine Bahn, welche ſoviel 
Nutzen ſchafft und es ihr ermöglicht, in viel ſchönere und größere 
Gärten mit viel geringeren Koſten zu kommen. Dieſe Verwüſtungen 
werden übrigens nicht ſo arg ſein. Das iſt beſprochen worden, als 
die Projecte hier zur Sprache kamen, als die Beſchlüſſe gefaſst 
wurden, welche ſich auf die Schonung der Gartenanlagen beziehen. 
Das alles iſt ja ſchon hier beſprochen worden, und man kann doch 
nicht aus ſolchen Argumenten, aus ſolchen Hinweiſen einen Schluss 
ziehen, der uns zwingen ſollte, in dieſen Angelegenheiten anders 
zu entſcheiden, als uns hier empfohlen wird. 

Ich glaube, wenn man objectiv urtheilt und erwägt, 
was wir können, wie weit unſere Machtſphäre reicht, und wenn 
man darauf Rückſicht nimmt, ſo muſs man ſagen: Es iſt an der 
Zeit, daſs die Gemeinde ein ſolches Übereinkommen ſchließt. Bekommen 
die Leute die Conceſſion, dann find fie gebunden, dann mußs das 
Vereinbarte in die Conceſſion hineinkommen; bekommen ſie ſie nicht, 
dann iſt kein Schaden erfolgt, und würde auch — was ich nicht 
glaube, ich ſage es offen — die Commiſſion für die Verkehrs: 
anlagen ſelbſt um die Conceſſion einſchreiten, fo. könnte uns dieſe 
auch keine ſchlechteren Bedingungen gewähren, als ſie uns die 
Privatgeſellſchaft gewährt hat; die Bedingungen ſind nicht ſchlecht, 
wenn man die Sache gewiſſenhaft und vorurtheilslos prüfen will, 
und fie bilden in dieſem Sinne doch gewiss ein Präjudiz. Wenn 
wir von der Privatgeſellſchaft das erreichen, fo müſste ſich die 
Commiſſion ſchämen zu ſagen: „Nein, das kann ich nicht thun.“ 
Wenn das die Privatgeſellſchaft thun kann, fo müſste es die Com— 
miſſion auch thun, ebenſo der Staat, wenn er bauen will. 

Das alles ſind Dinge, die — glaube ich — ruhig erwogen 
werden ſollten; man mufs in der Sache ſelbſt urtheilen und ſich 
nicht irre machen laſſen durch Dinge, die nicht hieher gehören. Sie 
werden ja, wenn der Conceſſionsentwurf hieher gelangt, Zeit und 
Gelegenheit haben, Ihrem gepressten Herzen Luft zu machen und 
Ihre Gefühle in jeder Weiſe zum Ausdruck zu bringen. Das kann 
aber gewiss gar keinen Einfluss auf dieſe Angelegenheit haben, es 
wird dieſer Angelegenheit nicht ſchaden und nicht nützen. Nur das 
eine weiß ich, daſs das Intereſſe der Gemeinde gewahrt iſt unter 
allen Umſtänden, was immer geſchehen möge, wenn der Antrag 
des Herrn Referenten angenommen und wenn die Geſellſchaft ge— 
bunden wird, dieſe Bedingungen einzuräumen. Beſſere zu erlangen, 
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wird niemanden gelingen, und darum bin ich dafür, daſs der Antrag 
des Referenten angenommen werde. (Lebhafter Beifall rechts.) 

(Während vorſtehender Rede hat Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Grübl den Vorſitz übernommen.) 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl: Das Wort haben noch, 
und zwar ſämmtliche Herren contra: Dr. Lueger, Nofenftingl 
und Jedliska. 

Gem.⸗Nath Dr. Lueger: Der unmittelbare Herr Vorredner 
hat zuerſt bedauert, dass die Discuſſion in einer öffentlichen Sitzung 
ſtattfindet. Er meinte, er könne nicht fo „von der Leber“ weg 
reden, er könnte nicht das ſagen, was er wollte. Er hätte es 
ruhig ſagen können, denn mehr als der Herr Referent dieſes Über- 
einkommen gelobt hat, mehr als der Herr Baurath v. Stummer 
es gelobt hat, mehr als die anderen Herren es gelobt haben, kann 
er es unter gar keiner Bedingung loben. Intereſſiert hat es mich, 
wie der Herr Dr. Richter uns geſagt hat, wir ſollen doch die 
Beſchlüſſe heilig halten, wir ſollen an den Beſchlüſſen ſtrenge feſt— 
halten. Ja, lieber Herr Dr. Richter! Thun Sie doch das Gleiche 
und halten auch Sie an den Beſchlüſſen ſtrenge feſt! Sie ſind 
dazu verpflichtet, an den Beſchlüſſen ſtrenge feſtzuhalten. Für mich 
ſind die Beſchlüſſe ein wertvolles Material, die Herren ſind aber 
nach dem Statut verpflichtet, die Beſchlüſſe durchzuführen, und 
wenn Sie ſich an die Beſchlüſſe des Gemeinderathes ſtrenge halten 
würden, wenn Sie Ihre ſtatutenmäßigen Pflichten erfüllen würden, 
fo müssten Sie heute den Antrag ſtellen, daſs für die Gemeinde 
um die Conceſſion für dieſe Linien eingeſchritten werde, denn dieſer 
Beſchluſs iſt im Mai vorigen Jahres gefasst worden. 

Ich habe eine Genugthuung gehabt. Sie wiſſen, ich habe 
die Vertagung der Debatte beantragt und habe geſagt, es ſoll 
dieſer Gegenſtand gleichzeitig mit der Conceſſionsurkunde behandelt 
werden. Da hat der Herr Referent und auch der Herr Bürger— 
meiſter geſagt, die Sachen hängen gar nicht zuſammen, das ſind 
vollſtändig getrennte Dinge und, meine Herren, alle Redner nach 
mir haben über das vorliegende Referat eigentlich gar nicht oder 
nur ſehr wenig geſprochen, alle haben über die Conceſſionsurkunde 
geſprochen. 

Der Herr College Roſenſtingl hat bedauert, daſs wir von 
einer Situation in die andere gedrängt werden. Er hat Recht mit 
dieſem Ausſpruch. Es kommt dies ohnehin ſelten vor, dass ein 
Mitglied der Majorität ſich ſo etwas zu ſagen wagt. Es wiſſen's 
alle, aber es traut ſich's nicht jeder zu ſagen. Richtig iſt es, dass 
wir von einer Situation in die andere gedrängt werden. Aber 
wiſſen Sie, wieſo das möglich iſt? Weil wir immer nachgegeben 
haben. Und ſolange es Mitglieder des Gemeinderathes gibt, denen 
ein Augenzwinkern des Sectionschefs Wittek wertvoller iſt als 
die Intereſſen der Gemeinde, inſolange wird's immer ſchlecht gehen. 
(Beifall links.) Wir werden über dieſen Punkt gelegentlich der 
Beſprechung der Conceſſionsurkunde reden. In dem Punkt ſind 
Sie ſogar unſchuldig und ich kann daher um ſo leichter darüber 
ſprechen. 

Der Herr College Dr. Scholz hat unter anderem gemeint, 
daſs das Project gut ſei, weil man nicht über die Wien gehen 
mus oder doch nicht fo oft. Der Ingenieur Herr Baurath von 
Stummer hat uns ausdrücklich erklärt, es werde deshalb die 
Bahn am rechten Ufer geführt, weil mau nicht hinüber mus oder. 
nicht ſo oft. 

Meine Herren, wenn Sie ſie jetzt am rechten Ufer führen, 
ſo müſſen Sie die Wien bei der Verbindung der Wienthallinie 
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mit der ſogenannten Ringſtraßenlinie überbrücken und dann, meine 
Herren, müſſen Sie gerade an der ſchlechteſten Stelle, nämlich 
beim Ausfluſs der Wien in den Donaucanal, über den Wienfluſs 
hinüber. 

Es iſt dies die unglücklichſte Idee, die jemals jemandem ein— 
gefallen iſt, und wenn der Herr Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter 
an uns die Frage richtete: „Ja, wie denkt ihr euch die Sache?“, ſo 
erkläre ich Ihnen, daſs, wenn die Bahn am linken Ufer geführt würde, 
es nur nothwendig wäre, dass dann, wenn die Bahn das Wien— 
thal verläſst und in das Thal des Donaucanals übergeht, ein 
Umſteig errichtet würde. Iſt das ein ſolches Unglück? Und was 
geſchieht, meine Herren? Sie erſparen ſich die Zerſtörung der 
geſammten Parkanlagen vor der Technik, die freilich, wie ein 
anderer Herr geſagt hat, nichts wert ſein ſollen, oder um die die 
Gemeindeinſaſſen nicht trauern, weil ſie mit der neuen Schnackerl— 
bahn ſchneller in eine größere Natur hinauskommen werden. Sie 
erſparen die Zerſtörung des Kinderparkes, die jetzt unter jeder 
Bedingung eintreten muss, und Sie erſparen dem Bezirke Land— 
ſtraße die Abſperrung von der anderen Welt. Sie erſparen ſich aber 
auch die Zerſtörung noch anderer Dinge, und Sie haben es ſo 
leicht: auf der linken Seite fahren Sie ganz einfach hinüber 
zum Donaucanal. Aber natürlich! Die ganz geſcheiten Eiſenbahn— 
ingenieure, die ganz klugen, die alles wiſſen und deren Weisheit 
jo unendlich iſt, daſs fie die größten Dummheiten machen (Heiter— 
keit), dieſe fagen: Ah, die Bahn mus da hinauf auf das Haupt— 
zollamt, fie muss hinaufklettern; wenn fie nicht da iſt, gibt es 
keine Stadtbahn in Wien. So viel, meine Herren, bezüglich der 
Linie. 

Herr Dr. Scholz hat ihnen erklärt, dajs Fogerty von 
uns verlangt hätte, daſs wir ihm 3 Percent garantieren. Das iſt 
gar nicht richtig, das hat er gar nicht von uns verlangt, ſondern 
er hat von uns verlangt, dafs wir ein erbärmliches Eifengerüft 
in Wien aufſtellen laſſen ſollen, und der damalige Gemeinderath 
der Stadt Wien war klug und ehrenhaft genug, dieſes Project 
abzulehnen und demſelben den ſchärfſten Widerſtand entgegenzuſetzen. 
Und ich erkläre Ihnen, ich bin ſtolz darauf, dafs durch meine 
Mitwirkung dieſes Fogerty-Project, dieſes Scheuſal überhaupt be— 
ſeitigt worden iſt (Beifall links); ich bin ſtolz darauf, dafs damals 
der geſammten Welt über gewiſſe Umtriebe und corrupte Beſtrebungen 
die Augen geöffnet worden find. Ich erkläre auch dem Herrn 
Dr. Richter, welcher gemeint hat, die Bevölkerung werde ſtaunen, 
warum man jetzt vielleicht ein zweitesmal das unmöglich machen 
will; die Bevölkerung war damit zufrieden, dafs dieſes Fogerty— 
Project beſeitigt worden iſt, und es war ein Glück für Wien, dafs 
es beſeitigt worden iſt, und ich erkläre ihnen, wenn Krauß & Comp. 
beſeitigt werden wird, wird das wieder ein Glück für Wien ſein 
und kein Unglück. Der Herr Dr. Friedjung hat ſogar die 
Stadtrathswahl in die Discuſſion gezogen und hat gemeint, wir 
treiben jetzt opportuniſtiſche Politik und ich ſei quasi dafür durch 
die Wahl in den Stadtrath belohnt worden. 

Nun, meine Herren, wenn die Mitglieder der Majorität mir 
dankbar ſind und ihrem Danke in ſolcher Weiſe Ausdruck geben, 
ſo freut mich das ganz außerordentlich und ich erkläre Ihnen, wenn 
Sie vielleicht noch anderen Mitgliedern meiner Partei in dieſer 
Weiſe danken wollten, habe ich durchaus nichts dagegen. (Lebhafte 
Heiterkeit.) Eine opportuniſtiſche Taktik, meine ſehr verehrten Herren, 
muſs man immer dann einhalten, wenn man, um wieder einen 
Ausdruck zu gebrauchen, ſieht, daſs der Kopf ſchwächer iſt als die 
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Wand; wenn man ſieht, dafs man mit dem Kopf nicht durch die 
Wand kann, jo muss man ſagen: „Retten wir, was wir retten 
können,“ und das iſt der Zweck des Antrages, den ich geſtellt habe. 
Aber, wenn man immer Angſt hat, mit dem Kopfe durch die Wand 
zu rennen, ſo kann es Ihnen ſo geſchehen, wie ich die Geſchichte 
einmal im Circus mitgemacht habe. Da hat man einem Thiere ein 
Seidenpapier vorgehalten und das Thier hat gemeint, das Seiden— 
papier ſei ſtärker als ſein Schädel, und es iſt nicht durchgeſprungen; 
erſt wie es der Clown zerriſſen hat, iſt das Thier durchgeſprungen. 
Ihnen hält man auch immer das Seidenpapier vor und Sie ſagen: 
„Das iſt eine furchtbar ſtarke Wand, da kommt man mit dem 
Kopfe nicht durch!“ Probieren Sie es nur, rennen Sie nur daran, 
die Geſchichte geht ſchon auseinander. (Heiterkeit) Aber, wenn man 
ſich immer fürchtet, wenn man immer Angſt hat, man thut ſeinem 
Kopfe weh, dann erreicht man nie etwas, dann müſſen Sie ſich 
noch lange plagen. Herr Baurath Stum mer hat auch von ſeinen 
Gefühlen geſprochen. Ich weiß ja, welche Gefühle Herrn Baurath 
Stummer beſecleu. 

Ich kenne ſie ja aus der Commiſſion für die Verkehrsanlagen in 
Wien. Mein Gott! Wittek iſt die Sonne und der Herr Bau— 
rath Stummer iſt offenbar ein Sonnenverehrer (Heiterkeit links) 
und gläubig kniet er nieder vor der Sonne Wittek, und was die 
Sonne Wittek will, das will auch der Mond Baurath Stummer 
(Lebhafte Heiterkeit). Ich kann ſagen, wenn mich etwas in meinem 
Leben gereut hat, iſt es die Stimme, die ich dem Herrn Stummer 
gegeben habe. Bezüglich dieſer Wahl gilt der alte Vers aus Virgil: 
‚Ineidit in Seyllam qui vult evitare Charybdim.“ Wenn ich das 
auf deutſch überſetzen will, heißt es folgendermaßen: „Wir wollten 
einen Prixhuſaren nicht wählen und haben einen Wittekhuſaren 
gewählt“ (Lebhafte Heiterkeit), und manchmal habe ich ein bitteres 
Gefühl mit nach Hauſe getragen, als ich geſehen habe, wie in ſo 
unbedingter Weiſe den Anträgen, welche von Seite Seiner Excel— 
lenz Wittek ausgegangen find, zugeſtimmt wird. Ich musste 
das einmal ſagen, weil uns immer vorgehalten wird, wir richten 
nichts aus, wir ſind nichts. Wir ſind nichts, weil wir auf uns 
nichts halten, wir ſind nichts, weil man nicht mit genügender 
Energie gegen dieſe Elemente vorgeht (Beifall links). Ich ſage Ihnen, 
wenn noch ein paar ſo wie ich hier ſitzen würden, würde Prix 
bei ſolchen Verhandlungen viel mehr ausrichten. Er richtet jetzt 
ſchon mehr aus, aber nicht Ihretwegen — denn Sie oder wenig— 
ſteus Ihre Sprecher bewundern immer — ſondern weil Prix 
ſagen kann: „Das bringe ich nicht durch, weil ſonſt der Lueger 
gar zu wild iſt“ (Lebhafte Heiterkeit), und dann geben Sie ſchon 
ein biſſerl nach. Alſo diejenigen, welche das Reſultat geprieſen 
haben, können auch auf uns dankbaren Blickes hinüberſehen. 

Dr. Richter hat weiter auch gemeint, ja, woher ſoll die 
Gemeinde die Deckung nehmen, und wer weiß, ob wir berechtigt 
ſind, um die Conceſſion anzuſuchen? O ja, meine Herren, es gibt 
jetzt ſchon Gemeinden, welche ſolche Conceſſionen erworben haben. 
Warum ſoll nicht auch die Gemeinde Wien eine bekommen? Und 
was die Deckung betrifft, jo kriegt die Firma Krauß & Comp. das 
Geld auch nicht geſchenkt, es fällt ihr nicht vom Himmel; ſie muß 
es eben aufnehmen, und das hätten wir auch können. 

Was die Rentabilität betrifft, ſo hat ein Baurath geſagt: je 
mehr Perſonen fahren werden, deſto weniger Reingewinn wird man 
erzielen. Ich bin zwar kein Baurath, aber ſo etwas iſt mir in 
meinem Leben noch nicht eingefallen, bei einer reinen Perſonenbahn, 
die ausſchließlich auf dem Erträgnis aus dem Perſonenverkehr 
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beruht, zu ſagen: je mehr Perſonen fahren, deſto ſchlechter wird 
das Erträgnis ſein. 

Dieſe Linie ſoll den Verkehr in den dichteſtbevölkerten Bezirken, 
den ganzen Verkehr der weſtlichen Bezirke bis in die Stadt, in 
den Prater und weiter hinaus zur Franz Joſef-Bahn vermitteln 
— wo ſoll eine Linie ſein, die ein Erträgnis abwirft, wenn nicht 
dieſe Linie? Dieſe Linien werden erträgnisreich ſein, aber das eine 
werden Sie ſehen: es wird auf dieſen Linien der nämliche Scandal 
ftattfinden, der jetzt ſchon auf der Tramway beſteht. Und ſo wie 
die Tramwah⸗-Geſellſchaft alles erreicht, was ſie will, wie gegen— 
über der Tramwah⸗Geſellſchaft Miniſter, Statthalter, Polizeidirector, 
Polizeicommiſſäre, ja ſogar Wachleute (Heiterkeit) ohnmächtig ſind, 
wie dieſer Geſellſchaft gegenüber ſelbſtverſtändlich auch Bürgermeiſter 
und Gemeinderath ohnmächtig ſind, ebenſo ohnmächtig wird gegen— 
über dieſer neuen Geſellſchaft auch die ganze — wie ſoll ich mich 
gut ausdrücken — Reihe von Menſchen ſein, die ich jetzt genannt 
habe. Wir bekommen da eine neue Tramway ⸗-Geſellſchaft, eine neue 
Ausbeutung und ein neues Ausziehen des Volkes. (Zuſtimmung links.) 

Das habe ich ſchon beantwortet, wo die Bahn gezogen werden 
soll. Ich bedauere, daſs ich über dieſen Punkt ſo viel reden muſste. 
Nun zu dem von mir geſtellten Antrage, bezüglich deſſen der Gem. 
Rath Dr. Friedjung nähere Angaben von Thatſachen wünſcht. 
Ich habe den Antrag genau begründet. Ich habe geſagt, Häuſer— 
einlöſungen finden nur ſtatt, weil die Bahn gebaut werden muss; 
ſonſt wären ſie nicht unbedingt nöthig. Rechnen Sie das mit dem 
Zirkel aus. Ich erkläre Ihnen, dafs das Wienthal, durch welches 
der Flufs ſtrömt, in der Breite hinreichend iſt, und es möge doch 
der geehrte Herr Stadtbaudirector ſpeciell bezüglich der Häuſer in 
der Magdalenenſtraße ſagen, wie viel wir einlöſen müssten. Eine 
lächerlich geringe Breite, eine ſolche, auf welcher zum größten 
Theile nicht eine Baulichkeit ſteht, nicht ein Haus, ſondern nur 
rückwärtige Gründe. So ſteht die Angelegenheit. Und da habe ich 
geſagt, das müſſen Sie bezahlen. Außerdem benützen Sie die 
Scheidemauer mit; dieſe müſſen Sie auch machen, wenn auch nicht 
in der Stärke wie jetzt. Darum verlange ich nur die Hälfte. Das 
ſind die Erwägungen, die mich bei Stellung meines Antrages 
geleitet haben. Ich weiß, die Majorität wird ihn ablehnen und 
zur Discuſſion über die Conkeſſionsurkunde wird es gar nicht 
kommen. 


Wenn heute die Botſchaft ins Miniſterhotel gelangen wird, 
daſs Sie den Antrag genehmigt haben, wird morgen die Sache 
hinaufgehen, damit nur ja die Firma Krauß & Comp. ſchleunigſt 
die Conceſſion erhält. Unſere zweite Debatte wird alſo eine frucht— 
loſe fein. Damit fie aber fruchtbar wird, habe ich mir erlaubt, meinen 
Antrag zu ſtellen; lehnen Sie ihn ab, dann ſind Sie wieder um 
eine Stufe herabgeſtiegen. Herr Gem.-Rath Roſenſtingl wird 
dann vielleicht wieder einmal ſagen: Es iſt traurig, wie tief wir 
geſunken ſind. Sehen Sie, und Sie haben doch unter Ihnen einen 
Menſchen, der Sie ſo gern beim Schopf herausziehen möchte auf 
die Höhe, welche Sie einnehmen ſollten, und Sie laſſen es nicht 
thun, weil dies ein bisschen Schmerz verurſacht. 


Wenn Sie Muth hätten, würden Sie auf der höchſten Stelle 
ſtehen. Es würde der Sectionschef Wittek nicht commandieren. 
Jetzt aber commandiert der Sectionschef Wittek, und Sie ge— 
horchen wie wohlabgerichtete — (Rufe links: Gemeinderäthe!) 
Gemeinderäthe. (Lebhafte Heiterkeit, Beifall und Händeklatſchen 
links.) 


Gem.-Nath Schlechter (pro): Nachdem ich im Stadtrathe 
für die vorliegenden Anträge geſtimmt habe, erſcheint es mir auch 
angezeigt, durch einige Worte und rein ſachliche Bemerkungen 
meine Abſtimmung zu motivieren. Ich werde jede perſönliche 
Polemik unterlaſſen und auf gar nichts eingehen, was bisher 
geſprochen wurde, ſondern nur an der Hand der thatſächlichen 
Verhältniſſe zu beweiſen verſuchen, daſs wir im Momente gar 
nicht anders vorgehen können, als die Referenten-Anträge an— 
zunehmen. 

Punkt VIII des Programmes der Wiener Verkehrsanlagen 
beſagt ausdrücklich, dafs die jetzt in Rede ſtehende Linie entweder 
für Rechnung der Commiſſion hergeſtellt werde, wenn ſie es nicht 
als zweckmäßig erachten ſollte, dieſelbe durch ein Privatunternehmen 
herſtellen zu laſſen. 

Hier iſt zunächſt klar, und ich glaube, dass dies vielleicht 
noch nicht ſcharf genug ausgeſprochen wurde, daſs man von vorn— 
herein erwarten muſste, daſs die Commiſſion gar keinen anderen 
Gedanken haben ſollte, als dieſe Linien ſelbſt auszuführen, dass es 
überhaupt gar nicht hätte eintreten ſollen, dafs man ſich damit 
befasste, eine ſolche Linie einem Privatunternehmen zu überlaſſen. 
(Richtig!) 

Vor allem aber hätte ich geglaubt, dafs die Vertreter, die 
wir in die Commiſſion gewählt haben, einſtimmig dafür eingetreten 
wären, dafs dieſe Anlage durch die Commiſſion ſelbſt durchgeführt 
wird. (Erneuerter Beifall.) Ich hätte ferner erwartet, daſs die 
Vertreter des Landes Niederöſterreich, da doch die Stadt Wien 
einen ſo bedeutenden Theil zu den Landesauflagen beiträgt, ſich 
verpflichtet gefühlt hätten, dafür einzutreten. Daſs der Staat dies 
gerne auf jemand anderen überwälzt, iſt erklärlich. Der Staat iſt 
mit dem größten Percentſatze betheiligt, aber es iſt noch immer 
nicht erklärlich, wie das eine Drittel das zweite und dritte Drittel 
herumkriegen konnte. 

Zur Aufklärung möchte ich noch folgenden Umſtand erwähnen. 
Es iſt ja fein Geheimnis, daſs die Commiſſion ſchon darüber ent— 
ſchieden hat. Sie will gar nicht bauen, es iſt ſchon bekannt, daßs 
die Commiſſion dies ausgeſprochen hat, und nachdem wir keine 
Gewalt in dieſer Hinſicht haben, nachdem die Entſcheidung nicht 
unter uns gefällt wird, ſo bleibt nichts übrig, als nunmehr die 
Thatſache hinzunehmen, nachdem die Verhältniſſe einmal ſo liegen. 

Das Conceſſionsgeſuch der Firma Krauß & Comp. datiert 
nicht erſt von 8 oder 14 Tagen, es iſt, wie ich glaube, ſchon vor 
1 bis 2 Jahren überreicht worden, wo es mit den Verkehrsanlagen 
überhaupt noch nicht fo weit war, und dieſes Geſuch musste ſelbſt— 
verſtändlich den Weg nehmen, den jedes Coneeſſionsgeſuch nach 
dem Geſetze zu nehmen hat. Dazu kommt nun noch eines. Es 
läſst ſich doch nicht überſehen, dajs die Firma Krauß & Comp. 
bereits im Beſitze eines ſehr bedeutenden Theiles dieſer künftigen 
Localbahnlinie iſt, denn ſie beſitzt bereits die Strecke zwiſchen der 
Schönbrunnerlinie und Hietzing, welche einen integrierenden Be— 
ſtandtheil der ganzen Wienthallinie bildet, und ich weiß nicht, ich 
habe noch nie gehört, daſs es ein ſolches Expropriationsgeſetz gibt, 
daſs man zu Gunſten einer neuen Eiſenbahn eine bereits beſtehende 
Bahn, wenn auch nur Dampftramway, expropriieren kann. (Gem. 
Rath v. Stummer: O ja!) Wenn dies aber der Fall iſt, dann 


iſt der Vorgang noch verfehlter, den die Commiſſion eingehalten 


hat; denn wenn das wirklich der Fall iſt, was Herr Baurath von 
Stummer beſtätigt hat, daſs man dieſe Bahn hätte expropriieren 
können zu Gunſten der neuen Localbahn, dann finde ich eigentlich 
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keinen Ausdruck für die Vertreter, die die Gemeinde Wien und 
das Land Niederöſterreich in die Commiſſion eutſendet haben. 
(Lebhafter Beifall.) Meine Herren! Nachdem aber die Verhältniſſe 


ſo liegen, ſo ſtehen wir vor der Frage: Iſt es zweckmäßig, das 


Verhältnis bezüglich der Koſtenauftheilung zwiſchen der Wienflufs— 
Regulierung, welche die Gemeinde durchzuführen hat, und der Bahn— 
herſtellung früher zu ordnen, bevor die Coneeſſion ertheilt wird, 
oder dies vielleicht dem ſpäteren Zufalle zu überlaſſen? Und da 
ns jemand, der ernſt denkt, ſagen, unter ſolchen Umſtänden iſt 
es noch beſſer, früher ſchon ein Übereinkommen zu treffen, welches 


die Intereſſen der Gemeinde wahrt, als es dem Zufalle zu über 


laſſen, ob die Jutereſſen der Gemeinde nicht geſchädigt werden. 
Es iſt alſo, wie die Verhältniſſe liegen, für mich kein Zweifel 
mehr, dafs es nicht anders geht, als auf dieſes Übereinkommen, 
welches hier vorgebracht wird, einzugehen. 


Ich glaube aber, meine Herren, es ſpricht auch für eine ge— 
wiſſe Solidität der Bahnunternehmung, das mufs man auch aner— 
kennen, ruhig und objectiv. Die Bahn hätte es vielleicht in ihrem 
zukünftigen Intereſſe gelegen ſehen können, keine Vereinbarung mit 
der Gemeinde zu treffen. Aber einem vorſichtigen Unternehmer wird 

3 lieber fein, ein bindendes Übereinkommen mit der Gemeinde 
getroffen zu haben, denn das trägt zur Solidität des Unternehmens 
und zur Financierung bei und wird auch auswärts einen guten 
Eindruck machen. Dass alſo die Firma Krauß & Com p. ge 
trachtet hat, dieſes Übereinkommen zu vereinbaren, das, mußs ich 
ſagen, halte ich für ein Zeichen der Solidität und das ſoll auch 
von mir anerkannt werden. Ich befinde mich alſo allen Factoren 
gegenüber in der Stellung, dass ich das Gute anerkenne, wo ich 
es finde, aber unter allen Umſtänden bekämpfe, was zu bekämpfen iſt. 


Schließlich möchte ich noch eines erwähnen. Die Coneeſſious: 
werber haben für die Conceſſion, welche fie erwerben wollen, eine 
Caution von 800.000 fl. zu erlegen. Fogert y hat ſeinerzeit eine 
Million erlegt. Dieſe Million iſt in die Caſſen des Staates ge— 
wandert, und die Gemeinde hat keine Stadtbahn bekommen. Ich 
will nicht dazu beitragen, dals vielleicht ein Nachſpiel kommt, und 
dafs die 800.000 fl. auch vielleicht in die Caſſen des Staates 
fließen und die Gemeinde Wien keine Stadtbahn hat. Ich glaube, 
daſs, nachdem dieſes Übereinkommen erſt in Kraft tritt, wenn 
wirklich die Couceſſion verliehen wird, nichts anderes übrig bleibt, 
als dem Antrage des Herrn Referenten zuzuſtimmen. Ich für 
meine Perſon bin vollſtändig beruhigt und glaube, Sie können es 
auch ſein. Heute ſind manche Bemerkungen gemacht worden, die 
man ohneweiters unterſchreiben kann. Ich ſelbſt habe in einer 
gewiſſen Kritik nicht nachgelaſſen; ich glaube aber, das erſte, 
was wir im Gemeinderathe zu thun haben, iſt, daßs die Durch: 
führung der Verkehrsanlagen nicht gehindert und gehemmt wird, 
ſondern dafs dieſelbe, ſoviel wir beitragen können, gefördert werden 
ſoll. In dieſer Richtung bitte ich, die Anträge des Herrn Referenten 
anzunehmen. 


Gem.-Nath Noſenſtingl: Ich bitte um Verzeihung, wenn 
ich Sie nochmals beläſtige. Ich habe vorher geſprochen und glaube 
den Beweis erbracht zu haben, dafs ich mich kurz faſſen wollte; 
ich bin in das Meritoriſche nicht eingegangen. Ich kann ſagen, 
dafs ich principiell mit verſchiedenen Dingen nicht einverſtanden 
bin; nichtsdeſtoweniger bin ich perſönlich apoſtrophiert worden. 
Ein Herr hat vorgebracht, dass ich Dinge geſprochen hätte, welche 
nicht geeignet ſeien, das Anſehen der Commune zu fördern. 
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Nun, meine Herren, man kann verſchiedener Meinung darüber 
fein; ich glaube, Selbſterkenntuis iſt der erſte Schritt zur Beſſerung. 
Ich glaube, man iſt nicht ein ſchlechter Freund desjenigen, dem 
man ſagt, wie die Situation ſteht. Ich habe unſere Situation 
nicht deshalb ſo geſchildert, um jemandem wehe zu thun. Ich liebe 
die Stadt Wien und bin der letzte, der ſo etwas ſagt; ich habe 
es gethan, um das zu charakteriſieren und vielleicht mit der eitlen 
Hoffnung, dafs wenigſtens in Zukunft etwas mannbarer die 
Jutereſſen der Gemeinde wahrgenommen werden gegenüber der 
Regierung und anderen mächtigen Perſonen. Ich weiß es nicht, 
ob nicht dieſe Intereſſen der Gemeinde weniger ins Auge gefaſst 
werden, wenn verſchiedene Mitglieder, die aus dem Gemeinderathe 
in die Verkehrs-Commiſſion geſendet wurden, eine ſo ungeheure 
Nachgiebigkeit beweiſen, die ſchon ins aſchgraue geht. Ich weiß 


nicht, ob ſich die Verkehrs-Commiſſion gewiſſe Dinge erlauben 


würde, wenn ſolche Sachen nicht vorkommen würden, zum Beiſpiel, 
daſs ſolche Vertreter den traurigen Muth haben, Initiativ-Anträge 
zu ſtellen, direct gegen die Beſchlüſſe des Gemeinderathes. (Rufe: 
Hört!) Ich glaube, das ſind die Urſachen, warum die Herren ſo 
auf uns herunterſchauen und ſolche Herren hätten es am wenigſten 
noth, mich darüber zu belehren, ob ich jagen ſoll, was das Intereſſe 
der Commune wahrt oder nicht. Dort ſoll das Intereſſe der Com— 
mune gewahrt werden, indem die Herren den Bürgermeiſter unter— 
ſtützen und ſich auf ihre Füße ſtellen und ſagen: „Wir haben 
ein imperatives Mundt Wir haben alles zu vertreten, was der 
Gemeinderath beſchloſſen hat. Wir haben nicht ſtillzuſchweigen, wenn 
über uns zur Tagesordnung hinweggegangen wird, wenn auf der 
Ringſtraße eine Linie gebaut wird, während wir doch beſchloſſen 
haben, dass dieſelbe auf der Laſtenſtraße gebaut werden ſoll“, und 
zwar ſollten ſie das umſomehr thun, wenn einer päpſtlicher als 
der Papſt iſt und einen Initiativ-Antrag ſtellt direct gegen den 
Willen des Gemeinderathes, die Hochbahn am Franz Joſefs-Quai 
zu bauen. Es iſt nicht das Verdienſt dieſes Herrn, dass dieſe Hoch— 
bahn am Franz Joſefs-Quai vorläufig — ich ſage vorläufig — 
nicht augenommen worden iſt. Sie iſt glücklicherweiſe in der 
Verkehrs⸗Commiſſion abgelehut worden. Ich kann Ihnen aber 
ſagen, mächtige Kräfte wirken noch, die die Hoffnung nicht auf— 
gegeben haben, dafs wir das Scheuſal noch bekommen. 

Fran jagt immer, wir ſollen nicht aufhalten. Die Herren 


drinnen haben die Pläne ſchon jo oft geändert, daſs heute kein 


Strich mehr wahr iſt von dem, was vor eineinhalb Jahren gemacht 
worden iſt. Wir müſſen Ja jagen, die Herren können Ja 
oder Nein ſagen, wie's ihnen beliebt. Die ſitzen monatelang; 
zu uns kommt die Sache heute her, da heißt es: beſchließen! Ich 
habe vor circa zwei Jahren eine Serie von Artikeln geſchrieben 
und in denſelben gejagt: „Friss, Vogel, oder ſtirb!“ Es wird fo 
kommen und es iſt ſo gekommen; es nützt nichts. Da heißt es: „Ihr 
ſeid Böſewichter, Ihr haltet die Arbeit auf.“ Das haben die Herren 
gemacht. Wer hat die Arbeit aufgehalten, wir oder die Herren?! 
Die Herren, weil ſie nicht einig ſind! (Rufe: Schon genug!) Ich 
werde auf einen anderen Punkt übergehen. Ich werde mich ganz 
kurz faſſen. 

Ich bin auch apoſtrophiert worden wegen meines Ausſpruches, 
daſs ich ein principieller Gegner gegen die Führung auf der rechten 
Seite bin. Erinnern Sie ſich, ich war conſequent. Ich habe ein— 


geſehen, daſs die rechte und linke Seite nicht gut iſt, und habe 


ſeinerzeit geſagt, die beſte Löſung wäre die Ableitung des Wien— 
fluſſes; das werden mir auch die Techniker, vom bautechniſchen 
3* 


1210 0 


AU NN NUN NUN N — EE XXX. 


Standpunkt aus beurtheilt, zugeben. Ich verhehle mir nicht, dafs 
dies mit Schwierigkeiten und großen Koſten verbunden wäre. Was 
ich aber damals gemeint habe, meine ich noch heute. Ich habe 
meine Anſicht alſo nicht gewechſelt, ich bin übrigens nicht fo 
arrogant, nur meiner Anſicht Ausdruck zu geben, ſondern ich habe 
gewiegte, erfahrene Eiſenbahn⸗ und Betriebstechniker zu Rathe 


gezogen, die wohl ebenſoviel verſtehen als die Herren, die heute 


das große Wort führen, und dieſe waren alle für die linke Seite. 
Es hat ſogar Mitglieder der Verkehrs-Commiſſion gegeben, die eines 
Abends eingeſchlafen find mit der feſten Überzeugung, dass das 
linke Ufer beſſer ſei, und die des anderen Tages aufgewacht ſind 
mit der feſten Überzeugung, dass das rechte Ufer beſſer ſei. 1 
keit links.) Welche Wendung durch Gottes Fügung! ae) weiß nich 

wie das gekommen iſt. Ich gebe auf ſolche Überzeugungen = 
viel. Allerdings kann mau ſich belehren laſſen. Wollte ich über 
dieſes Kapitel ſprechen, ſo würde es zu weit führen; ich thue es 
nicht, weil man geſagt hat, es hängt nicht mit der Sache zuſammen. 
Verzeihen Sie — ich bin desavouiert worden — und muſs den 
Beweis zu erbringen ſuchen, dass 
mir es ſelbſt ſchuldig, darauf zu antworten. Die Unglücksbahn am 
Rennweg, die man bauen will, ſteht in gar keinem Verhältniſſe zu 
den Koſten und Wirkungen. Ich glaube, man hat ſich ernſthaft gar 
nicht die Mühe genommen, die Verbindungsbahn zu ſtudieren, 
eventuell die Ableitung des Canales ins Auge zu faſſen. Wenn 
man das gethan hätte, wäre man wohl nicht zum Rennweg 
gekommen. Was die Verbindung mit dem Hauptzollamte anbelangt, 
ſo hört man läuten, dafs dieſe Verbindung überhaupt in der Luft 
häugt. Das iſt der zweite Grund, warum das auf dieſer Seite 
geführt wird. Was Sie bei der Eliſabethbrücke einmal ſchauen 
werden, wird ſchrecklich ſein; die Leute werden die Hände über dem 
Kopfe zuſammenſchlagen und ſagen: Das iſt entſetzlich! Sie werden 
nicht begreifen, wie wir zuſtimmen konnten. Darum wird uns heute 
nur die Strecke bis zur Schikanederbrücke vorgelegt. Wir ſpielen 
ſozuſagen die Rolle des Hundes des Alkibiades. (Heiterkeit. ) So 
ſtückelweiſe wird die Sache gemacht. Bis zur Schikanederbrücke geht 
man jetzt. Jetzt beſchließen wir das, und damit iſt eine vollendete 
Thatſache geſchaffen — aber nächſtens kommt die eigentliche 
Schweinerei. (Lebhafter Beifall links.) Dieſe liegt zwiſchen dem 
Schikanederſteg und der Schwarzenbergbrücke. Dann wird man 
ſagen: „Ja, Ihr habt das beſchloſſen. Das geht Schon bis dahin, 
das mufs jetzt gemacht werden.“ So wird es kommen, paſſen Sie 
auf. Es wird ja ſtenographiert; wir werden darauf zurückkommen. 

Gem.-Nath Gerhardus (zur Geſchäftsorduung): Nach den 
ausführlichen Darlegungen des Herrn Referenten und der ebenſo 
ausführlichen Discuſſion, die ſich an einen Gegenſtand geknüpft hat, 
über den wir, ſo wie er vorliegt, klar ſind, und bei dem Umſtande 
endlich, als noch eine Anzahl Redner vorgemerkt iſt, beantrage 
ich den Schluſs der Debatte. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Ich erſuche jene Herren, 
welche den Schluſs der Debatte annehmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Schluſs der Debatte iſt au genommen. Zum Worte 
ſind noch gemeldet, pro der Herr Bürgermeiſter und contra 
Herr Gem.-Rath Jedliéka. 

Mürgermeiſter: Ich bedauere auf das lebhafteſte, dafs wir 
im Gemeinderathe immer die Erfahrung machen, daßs die Herren, 
welche in die Debatte eingreifen, vom Gegenſtande jo ſehr ab— 
ſchweifen, über ganz andere Dinge ſprechen und dadurch eigentlich 
die Sache erſt recht unklar machen. Auch dem unmittelbaren Herrn 


dieſe Auſicht falſch iſt, ich bin 
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Vorredner kann ich dieſen Vorwurf nicht erſparen, denn er hat 
über Dinge geſprochen, die längſt entſchieden find und über die 
heute nicht mehr geſprochen werden ſoll, weil es ſchade um die 
Zeit wäre und weil wir ſie nicht mehr ändern können. 

Es iſt auch gar nicht richtig, was jemand geſagt hat, der Ge— 
meinderath wirkt nichts, er bedeutet nichts — weil es ihm paſſiert 
it, das man feine Meinung nicht theilt. Es iſt ja doch immer 
nur mehr oder minder die perſönliche Überzeugung, die bei auderen 
nicht durchdringt, welche die Urſache iſt, wenn daun jemand ſich be— 
ſchwert und ſagt: „Wir alle miteinander wirken nichts“, weil er 
nicht durchdrungen iſt. So ſteht die Sache nicht. Man hat auch 
andere Herren zu hören, man muſs annehmen: andere haben auch 
etwas gelernt, wiſſen auch etwas, ſtimmen und ſprechen und handeln 
auch im Jutereſſe der Stadt. Und wenn ihre Überzeugung durch— 
geht, hat niemand das Recht, zu behaupten: ich bin ein principieller 
Gegner, ich thue nicht mehr mit. Man mus in Anerkennung auch 
auderer Keuntniſſe und Verhältniſſe das Mandat dieſen Verhält— 
niſſen entſprechend ausüben, und ich muss es ſehr beklagen, wenn, 
von dieſem rein perſönlichen Standpunkte ausgehend, im Gemeinde— 
rathe dieſe Corporation auf ein Niveau heruntergedrückt wird, auf 
welchem ſie gar nicht ſteht. Denn ich habe vor allen anderen 
Gelegenheit, beurtheilen zu können, ob der Gemeinderath Einfluſs 
hat oder nicht, und ich kann ſagen: er hat einen Einfluss, einen 
recht bedeutenden Einfluſs (Widerſpruch links), jawohl, einen be— 
deutenden Einfluſs. 

Ich bin aber der Meinung, daſs, wenn der Gemeinderath 
denjenigen Herren folgen würde, welche bisher immer nur die 
Negative vertreten haben und nicht irgend etwas Poſitives auf— 
weiſen können, dass fie im Intereſſe der Stadt gewirkt haben, 
dann das Niveau des Gemeinderathes herunterſinken würde. (Bravo! 
rechts.) Diejenigen Herren aber, welche die Führung und Mehrheit 
im Gemeinderathe haben, können auf Leiſtungen zurückblicken, auf 
große Leiſtungen im Intereſſe der Stadt. (Rufe links: Bierkreuzer!) 
Und diejenigen Herren, die nun in dieſer Zeit, die für Wien eine 
große iſt, weil ſie die Grundlage für die Entwicklung und Wohl— 
habenheit der Stadt bildet, berufen ſind, die Stadt zu führen und in der 
Mehrheitzu entſcheiden, köunen mit aller Beruhigung auf ihre Leiſtungen 
zurückblicken, und diejenigen, die in der Mehrheit heute für dieſe 
große Angelegenheit ſtimmen, werden ſich den Dank der Bevölkerung 
verdienen. Ich bedauere es lebhaft, wenn nicht in jedem einzelnen 
Mitgliede des Gemeinderathes das Gefühl lebendig iſt, dais hier 
die ganze Corporation mit Einſchluſs einer jeden einzelnen Partei, 
die hier beſteht, geſtärkt werden ſoll und geſtärkt werden mufs, 
und ich bedauere es, wenn hier geſagt wird: „Wir ſind herunter— 
gegangen, wir bedeuten nichts, auf uns hört man nicht, in der 
Verkehrs⸗Commiſſion folgen wir nur dem Winke irgend eines 
noch ſo hochgeſtellten Herrn!“ Ich erkläre das alles für geradezu 
unwahr, und ich erkläre, dass es nicht zu rechtfertigen iſt bei 
jemandem, der ſelbſt Mitglied der Verkehrs-Commiſſion iſt, wenn 
er hier ſo ſpricht, weil ein ſolcher am allermeiſten Gelegenheit 
hat, zu ſehen, mit welcher Energie und mit welchem Erfolge dort 
die Rechte der Gemeinde vertreten werden. (Sehr richtig! rechts.) 
Nur der Wahrheit die Ehre geben, meine Herren, und nicht über 
die Schnur hauen, und nicht bloß für die Gallerie reden, ſondern 
die Bevölkerung belehren, das iſt unſere Aufgabe! (Rufe rechts: 
So iſt es!) Wir vertreten in der Verkehrs-Commiſſion mit aller 
Energie die Rechte der Gemeinde, aber es wäre geradezu lächerlich, 
zu jagen, daſs wir in allen Punkten durchdringen müſſen, zu 
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behaupten, wir hätten in allen Punkten recht, und alles müſſe ſich 
uns fügen. Es ſind ja auch noch andere Competenzen und andere 
Intereſſen, die zuſammen mit den unſerigen unter einen Hut 
gebracht und in eine Harmonie vereinigt werden müſſen; da muss 
doch einmal der eine und einmal der andere nachgeben, ſonſt 
kommt ein großes Werk überhaupt nicht zuſtande. 

Davon bin ich überzeugt, meine Herren: die Stadtbahn 
würde die Stadt Wien nie bekommen, wenn es nach der Anſchauung 
des Dr. Lueger und feiner Genoſſen gienge. (Beifall rechts.) 
Einmal haben ſie ſchon eine Stadtbahn umgebracht und ſie brüſten 
ſich dieſer That; jetzt wollen ſie ein zweitesmal eine umbringen 
und brüſten ſich dieſer That ſchon im vorhinein; denn Herr Dr. 
Lue ger ſagt, es ſei kein Schaden, wenn Krauß & Comp. eben— 
falls zugrunde gehen, es liege nichts daran. Aber ich bitte: dann 
haben Sie eben keine Stadtbahn! Nicht nur Sie, wir alle wollten, 
daſs der Staat die Bahn baue, ich halte das heute auch noch für 
richtig, dafs dieſer Weg angeſtrebt worden iſt; aber ſchon damals 
war es klar, dass dieſes Ziel nicht zu erreichen iſt. Im Programme 
iſt ſchon eine ſolche Beſtimmung aufgenommen worden. Die 
Regierung war dafür nicht zu gewinnen, im Abgeordnetenhauſe ift kein 
Antrag geſtellt worden, im Herrenhauſe iſt das auch nicht geſchehen, 
aus Gründen, die uns vielleicht unangenehm ſind, die aber auch 
endlich gehört werden müſſen. Es ſind ja noch andere finanzielle 
und budgetäre Gründe zu beachten, und der Staat, welcher bezüglich 
der Verkehrsanlagen gewiss nicht wenig für Wien gethan hat, hat 
gefunden, noch 30 Millionen für Localbahnen könne er nicht 
votieren; auch hat er die Anſchauung, dass es nicht gut iſt, das 
Privatcapital von den Localbahnen ganz fernzuhalten und auch 
ſolche Linien ſelbſt zu bauen. Es läſst ſich über dieſe Anſchauung 
ſtreiten, aber die Thatſache ſteht feſt und mit der mußs gerechnet 
werden. Wollen wir nun eine Stadtbahn, anerkennen wir, dass 
eine Stadtbahn im Intereſſe der Entwicklung des Verkehres noth— 
wendig iſt — und wer wollte dies leugnen? — ſo müſſen Sie 
mit dieſer Thatſache rechnen und müſſen dieſen leiſtungsfähigen 
Unternehmer, dem der Bau der Stadtbahn übertragen wird, zu 
binden ſuchen, ſoweit es nur denkbar iſt, damit ein anſtändiger 
Betrieb dieſer Bahn, der dem Publicum entſpricht, eintrete, und 
das geſchieht mit dieſer Conceſſionsurkunde. 

Sehen Sie (zur Linken gewendet), wie Ihre Thaten mit 
Ihren Worten gar nicht übereinſtimmen! Das hat vor mir eigentlich 
ſchon jemand geſagt. Sie ſchimpfen was Platz hat über den Krauß, 
ehe er noch die Conceſſion hat, Sie ſchimpfen über die Bahn, ehe 
fie noch gebaut wird, Sie ſagen, das wird eine Tramway, während 
jedermann weiß, dass eine Localbahn etwas ganz anderes iſt, und 
das ſteht im Programme. Aber Sie ſagen es, Sie laſſen die 
Bevölkerung im Irrthum und im Unklaren. Anſtatt ſie zu belehren, 
beſtärken Sie ſie noch im Irrthum und ſagen, es wird eine Tramway 
und es wird ſo gehen wie bei der Tramway. Aber wenn man das 
Programm liest, ſo ſtellt es ſich als nicht wahr heraus. Vielleicht 
haben übrigens viele von Ihnen gar nicht das Programm geleſen, 
ich weiß das nicht. Da ſchimpfen Sie über die Bahn, aber Sie 
wagen es doch nicht, zu ſagen: „Die Bahn wollen wir gar nicht“ 
oder „wir bitten beim Staate darum, dals die Verkehrs-Commiſſion 
ſie baue“, weil das nicht geſchehen kann; Sie ſtellen auch nicht 
den Antrag, die Gemeinde ſolle ſie bauen — ſo weit wagen Sie 
doch nicht zu gehen. (Gem.-Rath Dr. Lueger: Es kommt ſchon!) 
Ich glaube nicht, das Sie das wagen, denn die Bevölkerung hat 
doch den geſunden Sinn, zu wiſſen, daßs eine Stadtbahn noth— 
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wendig iſt, da der Verkehr mit den Verkehrsmitteln, wie ſie heute 
beſtehen, nicht mehr beſtritten werden kann. Alles ſehnt ſich darnach. 
Bei den Tracen-Commiſſionen iſt es freilich wieder etwas anderes; 
da möchte jeder womöglich eine Halteſtelle bei feinem Haufe haben. 
Alſo die Bevölkerung ſehnt ſich darnach. Sie müſſen doch auch 
ein bisschen mit der denkenden Bevölkerung rechnen, und da beſteht 
ein Widerſpruch zwiſchen Ihren Worten und Ihren Thaten. 

Ich ſage aber ganz ehrlich: ich bin nicht in der Lage, es 
durchzuſetzen, daſs der Staat oder die Verkehrs-Commiſſion dieſe 
Bahn baut, das iſt eine reine Unmöglichkeit. Wenn man das 
beantragt — es ſoll, glaube ich, der Antrag geſtellt werden — ſo 
heißt das nichts, als mit dem Kopfe durch die Wand rennen. Das 
geht einfach nicht. Entweder das Privatunternehmen oder keine 
Stadtbahn — ſo ſteht die Frage, und da bin ich für die Stadt— 
bahn durch das Privatunternehmen (Zuſtimmung rechts), und mit 
mir der weitaus größte Theil der Bevölkerung von Wien, ſoweit 
fie die Frage überhaupt nur ein biſschen ſtudiert hat. 

Es liegt Ihnen hier ein Übereinkommen bezüglich der Theilung 
der Koſten zwiſchen der Wienflufs-Negulierung und der Stadtbahn 
vor. Ein ſolches Übereinkommen müſste nach Feſtſtellung der 
Projecte getroffen werden; das ſteht im Programme. Das ſetzt 
voraus, dass die Conceſſion ſchon gegeben iſt. Iſt die Conceſſion 
ſchon gegeben und wird dann erſt mit dem Unternehmer der Stadt— 
bahn in den einzelnen Fällen unterhandelt, dann gibt es Streitig— 
keiten — darüber gibt es gar keinen Zweifel, das haben wir ſchon 
erlebt; dann liegt dem Unternehmer nicht viel daran, klar zu 
ſehen, und was da herauskommt, wiſſen wir. Es liegt daher im 
eminenteſten Intereſſe der Stadt Wien, dafs im vorhinein ein 
ſolches Übereinkommen getroffen wird, und es iſt intereſſant zu 
schen, dafs von allen Seiten auch anerkannt wird, dass es richtig 
iſt, vorher ein ſolches Übereinkommen zuſtande zu bringen. Der 
Herr Baudirector und der Herr Referent haben Ihnen ausgeführt, 
dafs nach vielen eingehenden Erwägungen dieſe Präliminar-Ver— 
einbarungen zuſtande gekommen und das dieſes Übereinkommen 
günſtig für die Stadt Wien iſt. Möglich, wahrſcheinlich ſogar, 
dafs auch der Unternehmer das Übereinkommen für ſich günſtig 
findet; das iſt doch natürlich, denn ſonſt baut er die Bahn nicht. 
(Zuſtimmung rechts.) Oder glauben Sie vielleicht, es gibt je— 
manden, der die Stadtbahn baut und Sie dann umſonſt in der 
Stadt herumführt? Das wäre freilich das Ideal gewiſſer Herren. 
(Heiterkeit rechts.) 

Kein Privatcapital! Das Privatcapital, ja, es darf kommen 
und darf eine Stadtbahn bauen, aber verdienen darf das Privat— 
capital nichts! Für ſolche Dinge habe ich leider kein Verſtändnis. 
(Rufe links: Das wiſſen wir!) Wenn Sie es wiſſen, iſt es mir 
ja recht. (Heiterkeit.) Nun iſt nach vielen Mühen dieſes für die 
Stadt günſtige Übereinkommen zuſtande gekommen. Jetzt ſagt der 
eine Herr: „Wir werden überraſcht, wir müſſen nur „Ja“ ſagen, 
wir können ohnedies nichts machen.“ Laſſen Sie mich einmal auf 
dieſe Frage kommen! 

Meine Herren! So große Aufgaben, wie ſie ſeit zwei Jahren 
an die Stadt Wien herantreten, ſind noch nicht dageweſen. Glauben 
Sie wirklich, daſs man z. B. dieſes Präliminar⸗ Übereinkommen — 
denn der Gemeinderath hat ja die Entſcheidung, Sie können es 
ablehnen, amendieren, alles Mögliche damit machen, es iſt ja nur 
der andere gebunden, Sie ſind nicht gebunden — mit ein paar 
Commiſſionen, gewählt aus den verſchiedenen Parteien im Gemeinde— 
rathe, abſchließen kann, dafs man ſich da zuſammenſetzen und eine 
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ſchöne große Debatte darüber abhalten kann? Glauben Sie wirklich, 
dafs man eine ſolche geſchäftliche Frage auf dieſem Wege im 
Intereſſe der Stadt Wien löſen könnte? 

Ich glaube das nicht und darum finden Sie bei ſolchen 


großen Fragen immer wirkliche Vorlagen, in allen Punkten durch- 


dacht und vereinbart. Man geht bei dieſen Verhandlungen — ich 
bin ja in der günftigen Lage, von ausgezeichneten Männern unter— 
ſtützt zu werden — ſo weit, um das Intereſſe der Stadt zu 
wahren, als nach der Situation möglich iſt; und hat man die 
äußerſte Grenze erreicht, dann ſchließt man, bindet den anderen, 
mit dem man Vertrag ſchließt, und legt das Ganze dem Gemeinde— 
rathe vor. Nun iſt es an Ihnen, das in allen Details zu beur— 
theilen; 


lehnen. Es iſt daher nicht wahr, dajs man Ihnen geſagt hat 
„Friss Vogel oder Stirb!“ 

Aber gewöhnlich — kann ich ſagen — habe ich das Glück 
gehabt, dafs Sie nach eingehenden Erwägungen nicht in der Lage 
waren, etwas Beſſeres an Stelle des Gebotenen zu ſetzen, und 
darum haben Sie mir zugeſtimmt, wofür ich Ihnen lebhaft danke, 
denn dies war für mich eine Beruhigung in der Richtung, daſs 
ich das Richtige getroffen habe. Aber Ihre Erwägungen und Ihr 
Urtheil waren frei und Sie haben die Entſcheidung nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen und nach gehöriger Juformation gefällt. Sie 
können alſo die Vorlage vollkommen durchberathen und nur das 
geſchieht nicht, was vielleicht einzelne der Herren wollen, dafs zu 
ſolchen großen Verhandlungen fünf, ſechs oder noch mehr Mitglieder 
aller Parteien beigezogen werden, weil ich überzeugt bin, dass dies 
nicht die rechte Art und Weiſe wäre, wie man ſo große Sachen 
im Intereſſe der Stadt behandelt. 

Nun, meine Herren, Herr Dr. Lueger hat auch in einem 
Punkte einen Antrag gegen das Übereinkommen geſtellt. Er will 
nämlich das Unternehmen verhalten, noch einen Theil der Koſten 
zu zahlen. Begründet hat er das nicht, nicht im geringſten. Es 
ſoll einfach geſagt werden: „Die Mauer koſtet ungefähr 800.000 fl., 
ich ſehe gar nicht ein, warum man etwas aufgeben ſoll; die ſollen 
noch 400.000 fl. zahlen!“ 

Nun, meine Herren, es handelt ſich da ja um einen Vergleich. 
Der eine macht die Grundeinlöſungen, der andere die Mauer, die 
Bahn nimmt auch die Einlöſung der Häuſer auf ſich, das iſt alſo 
alles ziffernmäßig und gegenſeitig abgewogen, und man iſt endlich 
zu einem Reſultate gekommen. Kann jetzt der eine Theil hergehen 
und ſagen: Es iſt alles recht, aber wir wollen noch 400.000 fl.? 
Das müßste doch in der Sache feine Begründung finden, und eine 
ſolche Begründung hat Dr. Lueger nicht gegeben. Er hat nur 
einfach hineingegriffen und ſagt: „Mir iſt es doch lieber, wir 
kriegen noch 400.000 fl., folglich ſoll die Unternehmung das zahlen 
und der Bürgermeiſter ſoll darüber mit ihr reden!“ 

Es beweiſen aber alle dieſe Verhandlungen, das wir nicht 
in der Lage ſind, ein ſolches Begehren zu ſtellen, weil wir nicht 
Ausſicht haben, es erfüllt zu ſehen, und ich weiß auch wirklich 
nicht, wie es zu begründen wäre. 

Ich kann mir den Antrag des Herrn Dr. Lueger nur 
damit erklären, daſs er das ganze Unternehmen ruinieren will. 
Ihm liegt ja nichts an der Stadtbahn. „Es iſt kein Unglück für Wien, 
wenn die Firma Krauß K Comp. die Bahn nicht baut, folglich 
machen wir ein Hindernis, damit ſie nicht gebaut nn und ver⸗ 
langen wir daher noch 400.000 fl.] dann erreiche ich — Dr. Lueger 
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finden Sie, daſs das Ganze nichts nutz iſt, können Sie 
noch immer darnach die Entſcheidung fällen und das Ganze ab 
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— vielleicht mein Ziel und die Bahn wird nicht gebaut. Vielleicht 
fit mir die Majorität des Gemeinderathes auf, in der Meinung, 
daſs ſie noch 400.000 fl. erreichen und dajs dies nicht ſchaden 
kann. In dieſer Erwägung könnte ja die Mehrheit doch auch ein— 
mal aufſitzen und einen Antrag annehmen!“ — einen Antrag, nach 
deſſen Annahme ſich Herr Dr. Lueger die Hände reiben würde, 
weil er ſich ſagen könnte: „Jetzt iſt die Stadtbahn ruiniert!“ 
Davor, meine Herren, möchte ich Sie warnen, ich bitte Sie, 
nehmen Sie das Übereinkommen an, das nach meiner Auſchauung 
im höchſten Intereſſe der Gemeinde Wien gelegen iſt, nehmen Sie 
es heute an, weil die Sache dringlich iſt; wenn Sie es ablehnen 
würden, ſo wäre die Stadt Wien wirklich in Verlegenheit, wenn 
der Unternehmer die Conceſſion bekäme, und glauben Sie mir, dajs 
Sie die Verantwortung für die Ausbildung der Verkehrsaulagen voll— 
kommen beruhigt tragen können, denn niemand anderem als Ihnen, 
der führenden Mehrheit, wird die Bevölkerung Wiens den Dank 
ſchulden für dieſes große Werk, das durch Ihre Stimmen geſchaffen 
wurde. (Lebhafter andauernder Beifall und Händeklatſchen rechts.) 

Gem.-Nath Jedlicka: Meine Herren! Es handelt ſich heute 
um ein Übereinkommen mit einer Geſellſchaft, welche auf ſtädtiſchem 
Grund eine Bahn bauen will, nicht zu dem Zweck, um damit der 
Gemeinde Wien, ſondern nur ſich ſelbſt ein Geſchenk zu machen. 
Wir von der Oppoſition ſind mit der Übertragung eines ſolchen 
Rechtes an eine Geſellſchaft nicht einverſtauden, und ich glaube, 
daſs wir das Recht haben, dies hier zu betonen. 

Der Herr Bürgermeiſter hat ja ſelbſt geſagt, dafs man auch 
anderer Herren Meinung anerkennen mußs, folglich erſuche ich, auch 
unſere Meinung anzuerkennen. Jeder denkt eben anders, die Herren 
von drüben denken mit dem Herrn Referenten, weil man ſagt, das 
Beſte, was ſich aus dem Referate machen ließ, hat der Herr Re— 
ferent uns referiert. Ich verdenke das den Herren auch gar nicht, 
weil ſie gewohnt ſind, ſchön brav zu gehorchen und das Denken 
größtentheils dem Stadtrathe zu überlaſſen. (Oho-Rufe rechts.) Wir 
erlauben uns aber, anderer Meinung zu ſein als der Herr Re— 
ferent. Es handelt ſich wieder um ſo eine Geſchichte mit der 
Krauß'ſchen Geſellſchaft. Es iſt mit dieſer Geſellſchaft ein eigenes 
Verhängnis. Ich weiß nicht, wer von den Herren im Stadtrathe 
in dieſelbe jo verliebt iſt, daſs man alles zu ihren Gunſten thun 
will. Es iſt noch gar nicht lange her, iſt ein Herr Referent am 
Tiſche geſtanden und hat uns referiert über den Verkauf von 
Gründen bei der Hundsthurmerlinie, ich glaube, an dieſelbe Ge— 
ſellſchaft, und trotzdem man ſeit den Siebzigerjahren ſchon nach 
Metern rechnet, hat der Herr Referent — damit es beſſer aus— 
ſchaut — uns ein Referat in Klaftern erſtattet und hat beantragt, 
wir ſollen der Geſellſchaft um 15 fl. per Quadratklafter den Grund 
verkaufen, und dazumal hat man noch verkauft, das iſt noch etwas 
anderes, trotzdem der Betrag von 15 fl. nicht einmal dem Drittel 
des Wertes des Grundes entſprochen hat. Heute iſt man wieder 
daran, der Geſellſchaft Krauß & Co mp. ein Geſchenk zu machen, 
diesmal handelt es ſich um ein Geſchenk und nicht um einen 
Verkauf, denn wenn man der Tramway oder der Localbahn den Grund 
zum Bauen ſchenkt und noch dazu die Hälfte von der Mauer, die 
fie ganz erbauen müſste, wenn wir nicht den Wienflujs regulieren 
würden, ſo iſt es ein Geſchenk an dieſelbe Geſellſchaft. 

Es hat uns ein Herr gedroht, wenn wir nicht dem über— 
einkommen zuſtimmen, wird die hohe Regierung über unſere Köpfe 
weggehen und expropriieren. Ich ſehe kein Unglück darin, wenn 
die Regierung ſo vorgehen und über unſere Köpfe weg die Gründe 
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expropriieren würde. Ein jeder expropriierte Grund iſt noch bezahlt 
worden und unſere Gründe müſſen auch bezahlt werden, wenn auch 
expropriiert wird. Dies Geſpenſt fürchte ich nicht. Die Anz 
gelegenheit bezüglich der Mauer, die wir zur Hälfte von der 
Geſellſchaft bezahlt verlangen, iſt meiner Anſicht nach ſo klar und 
ſelbſtverſtändlich, daſs ich nicht hoffe, dass ſich Herren finden, 
welche dagegen ſein können. 
Conceſſion erhält und die Bahn baut, fo muſßs fie eine Mauer 
machen, damit bei eventuellem Hochwaſſer von der Wien kein 
Waſſer auf die Geleiſe hereindringt. Nur müjste fie fie ſtärker 
bauen, weil die Hälfte der Mauer dem Hochwaſſerdruck nicht 
Widerſtand leiſten könnte. Nun wollen wir, nachdem die Mauern 
entſprechend ſtark gebaut werden, fo dafs fie unſerem Zwecke und 
dem Zwecke der Bahn entſprechen, daßs uns die Hälfte entſchädigt 
wird. Dagegen iſt eine Oppoſition; die Herren ſagen, daran 
ſcheitert das ganze Übereinkommen. Wenn auch der Stadtrath mit 
den Bedingungen ſich einverſtanden erklärt hat, ſo müſſen wir doch 
unſer Veto dagegen einlegen. Der Gemeinderath hat das Überein— 
kommen feſtzuſetzen, unter welchen Bedingungen wir der Tramway 
das oder jenes übergeben oder verkaufen. 

Die Sache iſt halt ſo, der Herr Bürgermeiſter iſt gewohnt, 
von feiner getreuen Majorität alles, was im Stadtrathe beſchloſſen 
wird, hier beſtätigt zu bekommen. Es wird hier niemand von den 
Herren ſich in die ganze Tiefe des Studiums der Sache vertiefen, 
ich glaube, die meiſten Herren kommen her, und wenn Sie die 
Anſicht anderer Herren hören, werden Sie „Ja“ ſagen, wir aber 
ſagen „Nein“, und zwar ganz entſchieden „Nein“. 

Wenn der Herr Bürgermeiſter in die Verkehrs-Coumiſſion 
kommt und im Intereſſe der Stadt Wien ſpricht, möchte ich ihm 
etwas empfehlen, was vielleicht von Nutzen für die Bevölkerung wäre, 
und für das Anſehen der Stadt Wien. Wenn der Herr Vürger— 
meiſter nur die Hälfte von dem ſteifen Rückgrate in die Verkehrs— 
Commiſſion mitnimmt, welche er gegen uns zur Schau trägt, dann 
würde manches verhindert worden ſein, aber gegen uns iſt er recht 
maſſiv und ſtramm. Da heißt es: Es geht nicht. Das iſt natürlich; 
wenn man Hofrath werden will, dann mußs man, wenn es ja 
heißt, ja, und wenn nein, nein ſagen. 

Der Anſicht bin ich nicht. Wir haben die Intereſſen der 
zahlenden, aber nicht der genießenden Bevölkerung zu vertreten. 
Es kommt bei einem Übereinkommen immer darauf an, wie man 
ſich auseinanderſetzt. Wenn man bei Abſchluſss eines Überein- 
kommens recht ſchüchtern iſt und ſich nichts zu verlangen getraut, 
dann mus man in den Sack greifen. Nun, den Herren, die die 
Commune vertreten, kommt es ganz leicht an, ſich dort ſchüchtern 
zu zeigen, um nicht nach oben anzuſtoßen, denn Sie greifen 
nicht in ihren eigenen Sack, ſondern ſie greifen in den Sack der 
Bevölkerung, und das thut uns weh. Wenn einem was weh thut, 
dann ſchreit er, und darum ſchreie auch ich, daſs man nicht immer 
und immer der Bevölkerung in den Sack greift. 

Mußs denn eine Geſellſchaft wieder ein Privilegium bekommen, 
welches vielleicht lange Jahre die Bevölkerung ſchädigt und auszieht? 
Haben wir nicht genug an der Gasgeſellſchaft und an der Tram— 
way? Wir dürfen bei dieſen Uniernehmungen gar nichts reden, 
abſolut gar nichts. Die Tramway macht was fie will, fie lässt 20 ſtatt 
30 Wägen fahren. Der Bürgermeiſter kann nichts ändern. Es heißt: 
Die hohe Statthalterei hat es gutgeheißen. Die Tramway fährt 
auf unſerem Grunde, verdient ein Heidengeld und chicaniert die 
ganze Bevölkerung. So wird es auch mit der neuen Bahn ſein. 
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Ich denke, wenn die Geſellſchaft die 
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Rern die Conceffion..ertheilt fein wird, dann wird die Verwaltung 
der Bahn ihr Rückgrat ſteif ſtellen und wird der Herr Bürgermeiſter 
ſchön bitten müſſen, wenn er irgend eine kleine, ſelbſtverſtändliche 
Sache erreichen will. 

Ich verwahre mich dagegen, daſs man in Zukunft ie dem 
Gemeinderathe ſo vorgeht. Ich weiß nicht, wozu der Stadtrath 
beiſammenſitzt; bei jeder Gelegenheit wiederholt es ſich, dafs wir 
erſt etwas von der Sache erfahren, wenn es beinahe zu ſpät iſt. 
Heute auch ſo. Wir wiſſen nichts von dem, was vorgeht, man 
ſagt uns nichts, von dem, was vorgeht; man kommt nur und ſagt, 
jetzt muſs es geſchehen, ſonſt iſt es zu ſpät. Dieſe Art iſt keine 
Art. Der Gemeinderath iſt der Verwaltungskörper des Vermögens 
der Commune und der Stadtrath hat die verfluchte Pflicht, dem 
Gemeinderathe zu ſagen, um was es ſich handelt und nicht nur 
in die Laſt der Verantwortung auf den Gemeinderath zu wälzen, 
denſelben in eine Zwangslage zu bringen (Unruhe, Zwiſchenrufe 
und Lachen.) 

Die Herren können lachen, daran liegt mir nichts, aus Ihrem 
Sacke geht es ja nicht. 

Ich werde übrigens zum Schluſſe kommen, weil ich ſehe, daſs 
das ganze Reden nichts nützt. Es hat der Herr Referent ſchon 
gejagt, dafs der Gemeinderath eine Null iſt, man hält nur Reden, 
damit die Stenographen etwas zu thun und die Gallerien zu lachen 
haben. Der Herr Bürgermeiſter hat wohl geſagt, wir ſind wer; 
nun, wenn wir wer find, fo muſs man unſere Worte, unſer Ver— 
langen auch reſpeetieren. Wir find doch die Vertreter einer Stadt 
von eineinhalb Millionen Einwohner, welche eine koloſſale Steuer 
leiſten. Wird das berückſichtigt, dann wird auch ein Herr, wenn 
er einen noch ſo vergoldeten Kragen hat, das Einſehen haben, daſs 
die Repräſentanten einer ſo großen Stadt das Recht haben, das 
Intereſſe derſelben zu wahren. Es wird uns immer der Vorwurf 
gemacht, dass wir gegen das ſprechen, was der Stadtrath beantragt, 
dafs wir die Arbeit verhindern wollen. Das iſt unwahr, das wird fo 
profeſſionsmäßig hinausgeſchleudert, damit wir als diejenigen gelten, 
welche das Fortſchreiten der Arbeiten hindern. Wir ſind nicht 
gegen die Stadtbahn, wir ſind nur gegen die Art, wie ſie inſceniert 
werden ſoll. Wir find dagegen, dafs man die Wiener Bevölkerung 
wieder auf Jahre hinaus einer Geſellſchaft ausliefert. Wir ſind 
gegen keine Verkehrsanlagen, nur gegen die Art, wie man hier 
vorgeht. 

Wenn man ſich die Außerung des Herrn Baurathes 
Stummer vor Augen hält, dass wir draußen, die wir heute 
mit ſo koloſſalen Laſten belaſtet ſind, uns mit einer eingeleiſigen 
Bahn abſpeiſen laſſen ſollen, dann müſſen wir auch dagegen Stellung 
nehmen, wenn man eine zweigeleiſige machen und einer Geſellſchaft 
übergeben ſoll. Was der Staat draußen betreibt, ſoll eingeleiſig, 
recht pfründnerhaft gebaut werden. Die Geſellſchaft erhält aber eine 
zweigeleifige Bahn, damit fie recht Gelegenheit hat, uns und die 
Bevölkerung auszubeuten. 

Ich komme zum Schluſſe und ich kann nichts anderes thun, 
als an Sie die Bitte richten, im Intereſſe der Bevölkerung den 
Zuſatz⸗Antrag Lueger anzunehmen. (Bravo! bravo! links.) 

Referent (zum Schlußswort): Leider iſt die Zeit ſchon ſo 
vorgeſchritten, daſs ich meiner Pflicht nicht nachkommen kann, auf 
die Einwendungen und Bemerkungen meine Erwiderungen zu 
machen. Ich erſuche Sie, den Antrag, welcher bon Seite des Herrn 
Dr. Lueger geſtellt worden iſt, nicht anzunehmen. Ich glaube, 
dass er nicht ernſt gemeint iſt (Widerſpruch links), daſs er nur 


en 


eine Ziffer herausgreift, nach welcher die Unternehmung 400.000 fl. 
nachlaſſen ſoll. Es iſt von mir ja genau mit Ziffern nachgewieſen 
worden, wie ſich die Verhältniſſe ſtellen, und aus dieſen Ver— 
hältniſſen ein Stück herauszugreifen, iſt ja nicht möglich, ohne 
das ganze Verhältnis zu ſtören. 


Nachdem jeder von den Herren gewiſs ſchon die Überzeugung 
ſich verſchafft hat, wie er zu ſtimmen hat, verzichte ich auf weitere 
Ausführungen und erſuche um Annahme meiner Anträge. (Bravo! 
Bravo!) 

Gem.-Rath Weitmann (zur Abſtimmung): Wegen der 
Wichtigkeit und größeren finanziellen Bedeutung dieſer Angelegenheit 
beantrage ich die namentliche Abſtimmung über den Antrag Lueger. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Es liegt zur Abſtimmung 
der Antrag des Referenten und ein Zuſatzantrag des Herrn Gem.ä 
Rathes Dr. Lueger vor. Ich werde zuerſt den Referenten-Antrag 
und dann den Antrag Lu eger zur Abſtimmung bringen. Zunächſt 
erſuche ich jene Herren, welche damit einverſtanden ſind, dass über 
den Antrag Lueg er namentlich abgeſtimmt werde, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. Ich erſuche nun diejenigen 
Herren, welche mit dem Referenten-Autrage, der dahin geht: 
„Genehmigung des Übereinkommens mit dem Beiſatze, dafs das: 
ſelbe erſt nach der definitiven Ertheilung der Conceſſion an die 
genannte Geſellſchaft in Kraft zu treten habe“, einverſtanden ſind, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Ich bitte nun jene Herren, welche den Zuſatzantrag des Herrn 
Gem.⸗Rathes Dr. Lneger: „Die Dampftramwah-Geſellſchaft hat 
überdies die Hälfte der Koſten der Scheidungsmauer im Betrage 
von 435.734 fl. 40 kr. zu bezahlen“, annehmen wollen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 

Beſchluſs: Das Übereinkommen mit der Dampftramway-Geſell— 
ſchaft vormals Krauß & Comp., betreffend die 
Vereinbarung der Koſtenvertheilung für die Localbahn— 
linien der Wiener Stadtbahn und die Wienfluſs— 


Beiſatze genehmigt, dass dasſelbe erſt nach definitiver 
Ertheilung der Conceſſion an die genannte Geſellſchaft 
in Kraft zu treten hat. 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Der Gegenſtand iſt er— 
ledigt, die Sitzung geſchloſſen. 


(Schluſs der Sitzung 8 Uhr.) 


Stadtrath. 


Hißungen des Stadtrathes. 
Dienstag, den 13. Juni 1893. 
Mittwoch, den 14. Juni 1893. 
Donnerstag, den 15. Juni 1893. 
Freitag, den 16. Juni 1893. 
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Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 30. Mai 1893. 


Vorſitzender: 2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 
Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, v. Neumann, 
v. Götz, Nos ke, 
Dr. Hackenberg, Schlechter, 
Dr. Huber, Schneiderhan, 
Kreindl, Vaugoin, 
Dr. Lederer, Dr. Vogler, 
Matthies, Witzels berger, 
Matzenauer, Wurm. 
Meißl, 


Bürgermeiſter Dr. Prix. 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 


Beurlaubt: St.-R. Rückauf, Dr. Stenzl. 

Entſchuldigt: St.-R. Dr. Lueger. 

Experte: Magiſtrats-Concipiſt Dr. Weiß, Ober-Ingenieur 
Biſchof und Buchhaltungsrevident an 

Schriftführer: Magiftrats- sonen Pfeiffer 


Pice-Bürgermeifler pr. Grübt eröffnet die Sitzung. 

Der Vorſitende begrüßt die neugewählten Mitglieder des 
Stadtrathes, ſpricht ſein Bedauern über das Scheiden des Gem.-Rathes 
Ritt. v. Goldſchmidt aus und beantragt, demſelben den Dank 
und die Anerkennung auszuſprechen. Allſeitige Zuſtimmung.) 
St.⸗R. Dr. Lueger entſchuldigt ſein Ausbleiben wegen einer 
Sitzung des permanenten Gewerbeausſchuſſes, die St.-R. Boſchan 
und Müller ihr Späterkommen wegen einer dienſtlichen Verhinderung. 
Der Vorſitzende verliest die Nachweiſung über die Belaſtung 

des Reſervefonds mit 27. Mai 1893, wonach der Reſervefond per 
500.000 fl. effectiv mit 202.695 fl. 45 ½ kr. belaſtet erſcheint, hiezu 


kommt die Belaſtung mit dem Betrage von 252.829 fl. 74 kr. durch 
Regulierung ſammt Sammelcanälen wird mit dem 


in Ausſicht ſtehende, bereits genehmigte, jedoch noch nicht effeetuierte 
Auslagen, es ſind daher nach Abzug der für unvorhergeſehene Aus— 
lagen in den Bezirken I bis XIX a 500 fl. zu reſervierenden 9500 fl. 
noch 34.974 fl. 80% kr. verfügbar. 

Außerdem ſtehen für Rechnung des Reſervefonds Anträge im 
Geſammtbetrage von 475.855 fl. 98 kr. in Vormerkung, bezüglich 
deren die Genehmigung ausſteht. (Zur Kenntnis.) 

Petition von Bewohnern des XIV. Bezirkes um Schub 
gegen die Anderung der Baulinie in der Sechshauſer Hauptſtraße. 

(Wird dem Referenten zugemittelt.) 

(3423.) St.-R. Meißl referiert über das Anſuchen des Orts— 
ſchulrathes des II. Bezirkes um Bewilligung einer Dotation zur Feier 
des 100jährigen Beſtandes der allgemeinen ſtädtiſchen Volksſchule für 
Mädchen in der Stefanieſtraße im II. Bezirke und beantragt, für den 
genannten Zweck den Betrag von 200 fl. unter dem Vorbehalte zu 
bewilligen, dafs der projectierte Schulbericht noch vor der Drucklegung 
dem Wiener Bezirksſchulrathe behufs Einſichtnahme und eventuelle 
Vervollſtändigung vorzulegen ſei. | 

StR. Mabenauer beantragt die Ablehnung. 

Der Referenten-Antrag wird angenommen. 

(3366.) St.-N. Schneiderhan referiert über die Vergebung 
der Lieferung von Compoſitions-Gasmotoröl für die zu Straßen— 
beſpritzungszwecken errichteten Schöpfwerke und beantragt, dieſe Lieferung 
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dem J. Breuer, XV., Robert Hamerlinggaſſe 9, zu dem angebotenen 
Preiſe, d. i. 34 fl. per 100 kg mit einem Nachlaſſe von 10 Percent: 
auf die Dauer eines Jahres probeweiſe zu übertragen. 

| Angenommen.) 

(3381.) Derſelbe referiert über Geſuche um Aufnahme in den 
Wiener Gemeindeverband aus dem X. Bezirke und beantragt die 
Verleihung der Zuſtändigkeit an: 

Kautz Anton, ſtädtiſcher Taglöhner; 

Bernadinelli Modeſto Matthias, Karrenſchleifer; 

Altrini Antonia Emilia, Tabaktrafikantin; 

Fliegel Johann Stefan, Aviſeur der priv. öſterr. Staatseiſen⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft; 

Kornherr Joſef, Metalldrehergehilfe; 

Konegger Heinrich, Drehervorarbeiter; 

Hudik Auguſtin, Eiſengießergehilfe; 

Jan ous Franz, Schloſſergehilfe; 

Gürth Franz, Geſchäftsdiener; 

Diernberger Joſef, Koſtgeber und Hausbeſitzer; 

Beneſch Joſef, Maſchinenſchloſſergehilfe; 

Blaſchke Franz, Monteur. 

(3393.) Derſelbe referiert über den Antrag des Bezirksausſchuſſes 
des XII. Bezirkes auf Abänderung der projectierten Fahrbahnbreite 
der Bahngaſſe im XII. Bezirke und beantragt die Genehmigung des 
vom Stadtbauamte vorgeſchlagenen Straßenprofiles.[ Angenommen.) 


(3322.) St.-N. Dr. Huber referiert über die Beiſtellung und 
Verabreichung von Armenmitteln pro 1893/4 und beantragt: 

1. Zur Sicherſtellung des Erforderniſſes an Schreib- und Zeichen— 
requiſiten, ſowie an Schreibtheken und Linienblättern für arme Schul⸗ 
kinder an den öffentlichen Volks- und Bürgerſchulen im Wiener Schulz 
bezirke pro 1893/94 im veranſchlagten approximativen Koſtenbetrage 
von 62.934 fl. iſt auf Grund der geänderten Vorſchrift für die Ver— 
gebung der Lieferung vorbezeichneter Requiſiten (Beilage B) und der 
zu genehmigenden Muſtercollection eine öffentliche ſchriftliche Offert⸗ 
verhandlung mit einem Termine von 14 Tagen auszuſchreiben und 
hiebei dem Offerenten freizuftellen, für eine, mehrere oder alle Gruppen, 
und innerhalb einer Gruppe wieder für eine, mehrere oder alle 
19 Bezirke zu offerieren. 

St.⸗R. Schlechter beantragt, den Magiſtrat aufzufordern, 
die Kundmachung der Offertverhandlung derart zu veranlaſſen, dass 
ein vierwöchentlicher Einreichungstermin beſtimmt werde. 

Nach Genehmigung der Vorſchrift für die Vergebung der Lieferung 
und der Muſtercollection wird der Referenten-Antrag mit dem Ab⸗ 
änderungstermin des St.⸗R. Schlechter bezüglich des Einreichungs⸗ 
termines angenommen. 

2. Normen für die Beiſtellung und Verabreichung von Lern— 
mitteln für arme Schulkinder (Beilage A). 


(Angenommen.) 


Referent beantragt: 

Punkt 1. 

Nach Schluſs des Schuljahres, und zwar bis längſtens 15. Juli, 
haben die Schulleiter dem Ortsſchulrathe den muthmaßlichen Bedarf 
an Schulbüchern, Schreib- und Zeichenrequiſiten für das nächſte 
Schuljahr in abgerundeter Ziffer bekanntzugeben. Angenommen.) 

Punkt 2. 

Auf Grund dieſes approximativen Erforderniſſes ſind vom Orts— 
ſchulrathe die Beſtellungen in der Zeit vom 1. bis 15. Auguſt bei 
den betreffenden Lieferanten einzuleiten. (Angenommen.) 
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Punkt 3. 

Die Vergebung der Lieferung der Schreib- und Zeichenrequiſiten 

für arme Kinder erfolgt auf Grund der hiefür beſtehenden Vorſchrift. 
Angenommen.) 
Punkt 4. 

Die Lieferungen ſind gemäß der Beſtellung für jede Schule ſeparat 
verpackt an den Ortsſchulrath vom 1. bis 6. September zu effectuieren, 
damit derſelbe in der Lage iſt, jedem Schulleiter die beanſpruchten 
Bücher und Requiſiten ſchon einige Tage vor Beginn des Schuljahres 
verabfolgen zu können. 

Bevor die Abgabe der Schreib- und Zeichenrequiſiten an die 
Schulleiter erfolgt, müſſen die gelieferten Gegenſtände commiſſionell 
bezüglich der Qualität geprüft und übernommen werden. 

Die Abgabe an die Schulleiter geſchieht ſeitens der Ortsſchul⸗ 
räthe mittels Lieferſcheinen, wofür die Schulleiter Gegenſcheine über 
den richtigen Empfang auszuſtellen haben. (Angenommen.) 

Punkt 5. 

An Stelle der bisherigen Fragebogen ſind Armutszeugniſſe behufs 
Erlangung unentgeltlicher Lernmittel einzuführen und die Formulare 
derſelben dem Armeninſtitute eines jeden Bezirkes in erforderlicher 
Zahl zur Verfügung zu ſtellen. ( Angenommen.) 

Punkt 6. 

Die auf die unentgeltliche Beiſtellung der Lernmittel veflectierenden 
Parteien haben ſich in dem Termine vom 15. Juli bis 15. Auguſt 
in der Kanzlei des Bezirks⸗Armeninſtitutes zu melden, woſelbſt ihnen 
ein Formulare des Armutszeugniſſes einzuhändigen iſt. 

(Angenommen.) 
Punkt 7. 

Die Partei hat das gehörig ausgefüllte, mit der Unterſchrift des 

Hauseigenthümers oder Hausadminiſtrators verſehene Armutszeugnis 


binnen längſtens drei Tagen in der Kanzlei des Bezirks⸗Armen⸗ 


inſtitutes abzugeben. Angenommen.) 
Punkt 8. 

In der Kanzlei des Bezirks-Armeninſtitutes werden die ein⸗ 
gereichten Armutszeugniſſe den einzelnen Armenräthen zugewieſen, worauf 
der betreffende Armenrath ſich durch perſönliche Erhebung von der 
Richtigkeit der von der Partei gemachten Angaben zu überzeugen und 
dieſelbe, mit ſeinen Bemerkungen und ſeiner Beſtätigung verſehen, der 
Kanzlei des Bezirks⸗Armeninſtitutes zurückzumitteln hat. 

Angenommen.) 
Punkt 9, 

Über die von den einzelnen Armenräthen eingelangten Armuts— 
zeugniſſe wird in den Sitzungen des Armenrathes referiert und werden 
dieſelben dann mit dem Antrage auf Gewährung oder Ablehnung dem 
Ortsſchulrathe zur endgiltigen Erledigung übermittelt. 

Bezüglich der Zuerkennung des Bezugsrechtes der Lernmittel 
ſollen folgende Geſichtspunkte ins Auge gefajst werden: 

a) Für Kinder der erſten und zweiten Volksſchulclaſſe iſt nur 
ausnahmsweiſe in beſonders berückſichtigungswürdigen Fällen die Be: 
theilung mit Lernmitteln zuzugeſtehen; 

b) die Betheilung mit ſämmtlichen vorgeſchriebenen Lernmitteln 
iſt auch bezüglich ſämmtlicher Volks- und Bürgerſchulclaſſen nur in 
beſonders würdigen Fällen zuzugeſtehen; 

c) im allgemeinen hat die Zuerkennung des Bezugsrechtes ſich 
auf jene Lernmittel zu beſchränken, deren Anſchaffung den Eltern that- 
ſächlich ſchwere, ja unerſchwingliche Opfer auferlegen würde, und ſind 
daher künftighin die Anträge des Armenrathes geſondert auf unbeſchränkte 
oder beſchränkte Beiſtellung von Lernmitteln zu ſtellen; 
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d) bei Zuerkennung des beſchränkten Bezugsrechtes entfällt die 
Beiſtellung von nachbenannten Gegenſtänden, als: Bleiſtiften, Federn 
und Federhältern, Griffeln, Gummi, Schiefertafeln, Schreib- und 
Zeichenheften; 

e) die Bewilligung zum Bezuge von unentgeltlichen Lernmitteln 
erſtreckt ſich auf die Dauer der Dürftigkeit, reſp. bis zur vollendeten 
Schulpflicht des betheilten Kindes, kann jedoch jederzeit widerrufen 
werden. Demgemäß haben ſich die Armen räthe wenigſtens einmal im 
Jahre von dem Fortbeſtande der Armut der mit Lernmitteln betheilten 
Kinder bis zum Ablaufe der Schulpflichtigkeit zu überzeugen. 

St.⸗R. Dr. Vogler beantragt die Streichung der Worte im 
Punkte 9 e „bis zum Ablaufe der Schulpflichtigkeit“ und am Schluſſe 


dieſes Alinea den Zuſatz: und „alljährlich die Fortdauer der Dürftig- 


keit zu beſtätigen“. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt die Faſſung „und den Fort— 
beſtand der Dürftigkeit ſchriftlich zu beſtätigen“. 

Die Referenten⸗Anträge 9 à be d werden nach dem Referenten- 
Antrag angenommen. 

Desgleichen Alinea e mit der vom St.-R. Dr. Vogler be 
antragten Streichung und dem Zuſatze des St.-R. Dr. v. Billing. 


Punkt 10. 

An die Armenräthe der 19 Gemeindebezirke iſt das Erſuchen zu 
ſtellen, den Geſuchen um unentgeltliche Beiſtellung von Lernmitteln die 
vollſte Aufmerksamkeit zuzuwenden, bei der Beurtheilung der Dürftigkeit 
und Würdigkeit der betreffenden Parteien mit der größten Rigoroſität 
vorzugehen, ſowie bei Gewährung des Bezuges der Lernmittel ſich 
nach vorſtehenden Geſichtspunkten zu halten. (Angenommen.) 

Punkt 11. 

Vom Ortsſchulrathe wird für jedes mit Lernmitteln zu betheilende 
Kind eine Auweiſung ausgefertigt und bis längſtens 16. September 
derjenigen Schule übermittelt, welche das Kind (nach der auf dem 
Geſuche enthaltenen Angabe) beſucht. 

Wenn ein Kind bei Schulbeginn von dieſer Anſtalt in eine 
andere ausgeſchult wird, iſt demſelben die Anweiſung ſofort mitzugeben. 

Die der Anſtalt übermittelten Anweiſungen ſind, mit der fort— 
laufenden Nummer verſehen, anläſslich der Anſchaffung des definitiven 
Lernmittelerforderniſſes dem Ortsſchulrathe zurückzuſtellen. 

Der jeder Anweiſung beigefügte Beſtätigungscoupon iſt abzu- 
trennen, an der Schule aufzubewahren und dem betreffenden Kinde 
im Falle einer Überſiedlung während des Schuljahres mitzugeben. 

(Angenommen.) 
Punkt 12. 

Im Falle einer abweislichen Erledigung ſind die Armutszeugniſſe 

zurückzubehalten und die Schulleiter ſowohl, als auch die Parteien 


von Seite des Ortsſchulrathes noch vor Beginn des Schuljahres von 


der Ablehnung ihres Geſuches zu verſtändigen. 

Die Schulleiter haben die Pflicht, in Fällen berechtigten Zweifels 
an der Dürftigkeit einer Partei an den Ortsſchulrath eine Anzeige zu 
erſtatten, auf Grund welcher eine nochmalige genaue Erhebung der 
Vermögens⸗ und Erwerbsverhältniſſe, eventuell die Einſtellung des 
Bezugsrechtes, zu erfolgen hat. 

Die Lehrkörper werden aufgefordert, allmonatlich im Schuljahre 
die den Schülern übergebenen ſogenannten Armenbücher in Rückſicht 
auf ihren Zuſtand eingehender zu revidieren und überhaupt bei jedem 
gegebenen Anlaſſe auf Schonung der Schulrequiſiten ſeitens der 
Schüler zu dringen. 
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Falls von Lehrperſonen im Verlaufe des Schuljahres ein Miſs⸗ 
brauch oder eine Miſsachtung der von der Gemeinde unentgeltlich 
beigeſtellten Lernmittel beobachtet wird und durch eine Ermahnung der 
Eltern nicht behoben werden könnte, iſt über Anzeige des Schulleiters 
ſeitens des Ortsſchulrathes gegen die betreffende Partei amtszuhandeln. 

St.⸗R. Noske beantragt folgende Faſſung des Alinea 2, des 
Punktes 12. 

„Die Schulleiter haben die Pflicht, alljährlich einmal die Claſſen⸗ 
lehrer über die Dürftigkeit der mit unentgeltlichen Lernmitteln betheiligten 
Parteien einzuvernehmen und eine diesbezügliche Auskunftstabelle dem 
Ortsſchulrathe vorzulegen. 

Ergibt ſich hienach ein berechtigter Zweifel an der Dürftigfeit 
einer Partei, ſo hat neuerlich eine genaue Erhebung der Erwerbs- und 


Vermögensverhältniſſe, eventuell die Einſtellung des Bezuges zu erfolgen. 


Der Referent accommodiert ſich dieſem Antrage. 
Der modificierte Neferenten- Antrag wird angenommen. 


Punkt 13. 

Die Eltern (deren Stellvertreter) ſind aufmerkſam zu machen, 
daſs die Lernmittel Eigenthum der Gemeinde und ſie dafür verant— 
wortlich find, das mit denſelben kein Miſsbrauch getrieben wird, 
insbeſondere, dass dieſelben nicht verkauft oder ſonſt übertragen werden 
dürfen. 

Dieſer Punkt iſt auf der zweiten Seite des Armutszeugniſſes 
oben mit der Überſchrift „Warnung“ zu drucken. 

Die Bücher, Reißbretter, Reißſchienen, Reißzeuge ſind nach 
Thunlichkeit durch Stampiglierung als Eigenthum der Gemeinde zu 
bezeichnen. 

Der Text der Stampiglie hat zu lauten: 

„Warnung! 
Eigenthum der Gemeinde Wien. Un verkäuflich, 
überhaupt unübertragbar.“ 

Womöglich iſt dieſe Warnung bereits vom Lieferanten vor der 
Lieferung in einer ſchwer zu beſeitigenden Weiſe auf dem Objecte an— 
zubringen. 

Um den Verkauf der Bücher hintanzuhalten, iſt die erſte Seite 
und wenigſtens noch zwei ſpätere Seiten des Buches mit dem Schul— 
ſtempel zu verſehen. (Angenommen.) 

Punkt 14. 

Die Schulleiter haben auf Grund der Anweiſungen der an ihrer 
Schule mit Lernmitteln zu betheilenden Kinder dem Ortsſchulrathe bis 
längſtens 15. October unter gleichzeitiger Rückſtellung der Anweiſungen 
und Benützung der eingeführten Formularien einen Ausweis über das 
definitive Erfordernis an Büchern und ſonſtigen Requiſiten, gleichzeitig 
aber auch ein Verzeichnis über eventuell disponible, brauchbare Lern- 
mittel vorzulegen. ( Angenommen.) 

Punkt 15. 

Nach Einlangen der Ausweiſe über den wirklichen Bedarf hat 
der Ortsſchulrath unter Verwendung der an einzelnen Schulen ſich 
ergebenden Überſchüſſe an Lernmitteln die eventuellen Nachtrags⸗ 
erforderniſſe einzelner Anſtalten zu bedecken und etwa noch erforder— 
liche Nachbeſtellungen zu veranlaſſen. (Angenommen.) 


Punkt 16. 

Die Rechnungen über die erfolgten Lieferungen ſind von den 
Contrahenten unter Anſchluſs der Beſtellſcheine und der Empfangs⸗ 
beſtätigung des Ortsſchulrathes in der bisherigen Weiſe zur Adjuſtierung 
und Zahlungsanweiſung vorzulegen. 
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St.⸗R. Dr. Vogler beantragt die Streichung der Worte „in 
der bisherigen Weiſe“. 

Der Referenten⸗Antrag mit der vom St.⸗R. Dr. Vogler 
beantragten Streichung wird angenommen. 


Punkt 17. 


Zum Behufe der Controle über den Verbrauch und über die 
vorräthigen Beſtände der an die einzelnen Schulen ausgefolgten Lern⸗ 
mittel find von den Schulleitern und von den Claſſenvorſtänden nach- 
ſtehende Ausweiſe zu führen: 

1. Ausweiſe über die vom Ortsſchulrathe empfangenen und an 
die Claſſenvorſtände abgegebenen: 

a) Bücher, 
b) Schreib- und Zeichenrequiſiten. 

2. Ausweiſe über die vom Schulleiter empfangenen und an die 
Kinder vertheilten: 

a) Bücher, 
b) Schreib- und Zeichenrequiſiten. 

Die Prüfung dieſer Ausweiſe, beziehungsweiſe des Vorrathes an 
Lernmitteln an Ort und Stelle kann jederzeit vom Magiſtrate ver— 
anlaſst werden, bei welchen Reviſionen die ganze Gebarung nach 
Thunlichkeit einer Controle zu unterziehen iſt. Angenommen.) 

Punkt 18. 

Bezüglich der Beiſtellung von Arbeitsmaterialien für arme Induſtrie— 
ſchülerinnen ſoll keine Anderung eintreten, ſondern dem Ortsſchulrathe 
wie bisher ein Pauſchalbetrag ausgefolgt werden, deſſen Verwendung 
unter Beibringung der Zahlungsbelege nachträglich zu verrechnen iſt. 

Angenommen.) 
Punkt 19. 


Die erforderlichen Schreibhefte ſind bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 


auf Grund einer Anweiſung zu beheben, welche vom Schulleiter, vom 

Ortsſchulrathe und vom Referenten des magiſtratiſchen Schuldepartements 

gefertigt iſt. (An genommen.) 
Punkt 20. 

Am Schlufs des Schuljahres find ſämmtliche vom Gemeinderathe 
unentgeltlich beigeſtellten Bücher und Requiſiten in der Regel den 
Kindern abzunehmen und aufzubewahren, um im nächſten Schuljahre 
nach eventueller Reparatur wieder in Gebrauch genommen zu werden. 

Dem Ermeſſen der Schulleiter wird es überlaſſen, Schulkindern, 
namentlich wenn ſie Aufnahmsprüfungen in einer anderen Anſtalt zu 
machen haben, die von der Gemeinde beigeſtellten Bücher während der 
Ferienzeit zu belaſſen. (Angenommen.) 

Punkt 21. 

Schadhaft gewordene, jedoch reparaturfähige Lernmittel ſind nach 
Schluſs des Schuljahres der nothwendigen Reparatur zu unterziehen 
und hat der Ortsſchulrath die dafür entfallenden Koſten zu verrechnen. 
— Zeichenrequiſiten, als: Reißbrett, Reißſchiene, Reißzeug, Lineal, 
Dreieck, Maßſtab, Federmeſſer, Zeichenkreide, Tuſch, Farben, Tuſch— 
ſchalen, Pinſel, Wiſcher, Bleiſtifthülſen, ſollen dort, wo hinreichend 
Raum und Käſten zur Aufbewahrung vorhanden ſind, in Verwahrung 
des Zeichenlehrers bleiben und nur mit deſſen Erlaubnis in der Schule 
benützt oder auch zeitweilig mit nach Hauſe genommen werden dürfen. 

(An genommen.) 
Punkt 22. 

Die Localconferenzen haben ſich alljährlich am Schluſſe des Schul⸗ 
jahres über die Qualität der gelieferten Lernmittel, ſpeciell über die 
des Schreib-, Zeichen- und Handarbeitsunterrichtes auszuſprechen und 
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über ihre bezüglichen Wahrnehmungen dem Bezirksſchulrathe zu be— 
richten. (Angenommen.) 

Desgleichen werden nachſtehende Formularien in der vom Refe⸗ 
renten beantragten Faſſung angenommen: 


Armutszeugnis 
kraft deſſen beſtätigt wird, dafs... 
CCC wohnhaft, derartig dürftig iſt, daſs 
er (ſie) die Lernmittel (Bücher und ſonſtige Schulrequiſiten) für 
(ihr.) aide nicht zu beſchaffen vermag. 

Unterſchrift des Hausherrn (Sausadminiſtrators). 


Warnung. 
Die Eltern (deren Stellvertreter) werden aufmerkſam gemacht, daſs die 
Lernmittel Eigenthum der Gemeinde und ſie dafür verantwortlich ſind, 
dafs mit denſelben kein Miſsbrauch getrieben wird, insbeſondere daſs 
dieſelben nicht verkauft oder ſonſt übertragen werden dürfen. 


Perſonalien der Pittſteller. 


Mi...... 8 
Alter: 

Gewerbe, Beſchäftigung: eee 
Stand: 

DINO Ben nee A 
Einkommen, Verdienſt: CCN 


Vater: 


Zuſtändigkeitsgemeinde: 

) ⁰˙¹ð.]àààA ³˙·w¹ꝛ¹A 
e TC 
Stand: 

Wohnort: 


Einkommen, Verdient ñ 


Mutter: 


Zuſtändigkeitsgemeinde: 
Anzahl der Kinder: im Alter von. bis. Jahren. 


Verzeichnis der ſchulpflichtigen Kinder, für welche um die unent⸗ 
geltliche Beiſtellung von Lernmitteln angeſucht wird. 


| Schule, welche das Kind 

Name After] vom 15. September ab be-Claſſe 
ſuchen wird 

Eu — 

m J ³ĩWAsA³ ͤ URS WuErSe ee 

. 8 _ u ger ES 

75 3 a 

be ID 1 

5 SPEER 8 he: 


Unterſchrift der Partei: 


4* 
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Bemerkungen des mit der Erhebung betrauten Armenrathes. 


— GE" 
Unterſchrift des Armenrathes: 


Antrag des Armenrathes (der Commilfion). 


über Beſchluſs des Armenrathes (Commiſſion) vom 

wird beantragt: a) die unentgeltliche Beiſtellung aller Lern- 

mittel, 

bp) die unentgeltliche Beiſtellung von Büchern, 
Zeichenrequiſiten und Arbeitsmateriale zu 
bewilligen. 

Vom Armenrathe des Bezirkes: 

Der Obmann: 


Erledigung. 


Dem Antrage des Armenrathes wird hiemit a 
ſtattgegeben. 
Wien m mn 8 18.— 


Für den Ortsſchulrath des Bezirkes: 
Der Obmann: 


Anweiſungs⸗Nr. 
Anweiſung 
zur unentgeltlichen Peiſtellung von Lernmitteln. 
a) (der ſämmtlichen) eee 
b) (beſchränkt) 


2 
2 Name: 
0 
S J . _ . 
8 
I Alter: 
Beſucht S 85 8 gaſſe 
angeblich 5 | d 9 Bezirk o platz Nr. ae 
Nummer des bezüglichen, beim Ortsſchulrathe erliegenden 
Armutszeugniſſes: 


NB. Dieſe Anweiſung iſt an der Schule, welche das obige Kind 
thatſächlich beſucht, mit der fortlaufenden Nummer zu verſehen und an⸗ 
läſslich der Auſchaffung des definitiven Armen-Lernmittelbedarfes anher 
rückzumitteln. 

Lom Ortsſchulrathe des 
Wir 8 189. 
Der Obmann: 


Anweiſungs⸗KÄ tr. Claſſe 
Veſtätigung, 
daſs i e 
. Jahre alt, 
. Gemeinde-Bezirke a) mit ſämmtlichen Lernmitteln, 
b) mit Büchern und Zeichen- 
requiſiten, 


c) mit Arbeitsmaterial 
betheilt wurde. 


Schulſtempel: 


NB. Dieſer Coupon iſt abzutrennen, an der Schule aufzubewahren 
und dem betreffenden Kinde im Falle einer Überſiedlung während des 
Schuljahres mitzugeben. 
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Weiters beantragt Referent, die Controlstabellen in der von der 
Buchhaltung vorgelegten Faſſung zu genehmigen. (Beilage C und D.) 
| | Angenommen.) 
Hiemit erledigt ſich der Antrag des Gem. -Rathes Kaſpar, 
betreffend die Einſetzung eines Localcomités, der Antrag der Budget⸗ 
Commiſſion (Budgetberathung 1893), betreffend die Vergebung der 
Lernmittel in kleineren Loſen und die diesbezüglich von der Genoſſen— 
Schaft der Papier-Verſchleißer ꝛc. überreichten Eingaben. . 

(3092.) St.-N. Dr. Huber referiert über die Erbserklärung 
bezüglich des Nachlaſſes nach Joſef Graf Curletti und beantragt, 
dem k. k. ſtädt.⸗del. Bezirksgericht Innere Stadt Wien lediglich 
zum Zwecke der Abkürzung der Abhandlungspflege gemäß § 120 des 
Abhandlungs⸗Patentes die ſchriftliche Erklärung des Inhaltes abzugeben, 
dafs die Gemeinde Wien noe. des Wiener allgemeinen Verſorgungs— 
fondes die bedingte Erbserklärung zum dritten Theile des Nachlaſſes 
nach dem am 1. Februar 1892 zu Wien verſtorbenen Domherrn 
Joſef Grafen Curletti auf Grund des Geſetzes nicht einbringen wird. 

Angenommen.) 

(3427.) St.-R. Dr. v. Billing referiert über das Anſuchen 
des Franz Hierhammer, Buchdruckers, um Verleihung des Bürger⸗ 
rechtes und beantragt die Geſuchsgewährung. Angenommen.) 

(3526.) Derſelbe referiert über den neuerlichen Bericht des 
Magiſtrates, betreffend die Organiſation der Controle der currenten 
Arbeiten und Lieferungen. 

Referent beantragt: 

1. Die von dem Erſteher der currenten ſtädtiſchen Arbeiten und 
Lieferungen in der nächſten Contractsperiode auszuführenden Neu— 
herſtellungen, ſowie jene Neparatursarbeiten, bei welchen die Ver⸗ 
dienftfumme per Fall den Betrag von 200 Kronen überſteigt und bei 
denen ihrer Natur nach die qualitätgemäße Leiſtung nach Ablauf einer 
gewiſſen Zeit conſtatiert werden kann, unterliegen neben der allgemeinen 
Haftung ſeitens des Contrahenten für die Erfüllung ſeiner Verpflichtungen 
überhaupt, auch einer ſolchen für die ſolide und contraetgemäße Arbeits⸗ 
leiſtung, deren Dauer ſich über den Reſt des Jahres, in welchem die 
Ausführung erfolgte und auf das ganze nächſtfolgende Jahr erſtreckt. 
In der Regel iſt die Evidenzhaltung dieſer Haftung für ſolide und 
contractgemäße Herſtellung nur bei Neuherſtellungen und ſolchen Re- 
paratursarbeiten durchzuführen, bei welchen die Verdienſtſumme im 
Einzelfalle 200 Kronen überſteigt und bei denen ihrer Natur nach die 
qualitätmäßige Leiſtung noch nach Ablauf einer gewiſſen Zeit conſtatiert 
werden kann; 

2. für die aus dieſen Haftungen entſpringenden Verbindlichkeiten 


hat jeder Contrahent eine Caution zu erlegen, deren Betrag mit der 
Hälfte der im § 9 der Vorſchrift für die Beſtellung ſtändiger ſtädt. 
Contrahenten bei der Umarbeitung des Tarifes vom Stadtbauamte 


in Vorſchlag gebrachten Ziffern, jedoch nicht unter 20 Kronen für 
jeden einzelnen Bezirk und jede einzelne Arbeitsgattung feſtzuſetzen iſt; 

3. der Magiſtrat wird beauftragt, wegen eventueller Beſtellung 
eigener Bauaufſeher für die Überwachung der currenten Arbeiten ent⸗ 
ſprechende Vorſchläge zu erſtatten. (Angenommen.) 

(3218.) Derſelbe referiert über den Antrag des Gem. Rathes 
Wünſch wegen gänzlicher Auflaſſung und Abräumung des allgemeinen 
Friedhofes in Währing und des Ortsfriedhofes daſelbſt und beantragt. 
die Kenntnisnahme des Magiſtratsberichtes über das hinſichtlich des 
Pfarrfriedhofes Verfügte (gänzliche Auflaſſung und Abräumung des 
Währinger Ortsfriedhofes, Feſtſetzung einer Friſt von zwei Jahren zur 
Exhumierung ꝛc.) unter Gewärtigung des Berichtes über den ſtädtiſchen 
Währinger Friedhof. 
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SP. Dr. Lederer beantragt, es ſei dem Bürgermeiſter 
bekanntzugeben, dass zu einer derartigen Kundmachung kein Anlass 
vorhanden und dieſelbe derzeit nicht nothwendig ſei. 

Der Antrag des St.⸗R. Dr. Lederer wird abgelehnt; der 
Referenten⸗Antrag wird angenommen. 

(3217.) Derſelbe referiert über den Antrag des Gem.⸗Rathes 
Steiner wegen gänzlicher Auflaſſung und Abräumung des alten 
iſraelitiſchen Friedhofes in Währing und beantragt, den Magiſtrats⸗ 
bericht auf Ablehnung dieſes Antrages genehmigend zur Kenntnis zu 
nehmen. Angenommen.) 

(3491.) St.-N. Ritt. v. Neumann referiert über die Bau⸗ 
linienbeſtimmung für die Sechshauſer Hauptſtraße im XIV. und 
XV. Bezirk und beantragt, die nach dem miniſteriellen Plane geneh— 
migte Baulinie in der Sechshauſer Hauptſtraße bis einſchließlich des 
Hauſes Nr. 16 bei einer Straßenbreite von 15°17 m aufrecht zu 
halten und hinſichtlich der weiteren Baulinienbeſtimmungen in dieſer 
Straße gemäß dem Stadtraths⸗Beſchluſſe vom 29. März 1893 
Bericht zu erſtatten. 

St. R. Matze nauer beantragt, daſs es bezüglich der Bau— 
linie für das Haus Nr. 14 Sechshauſer Hauptſtraße bei der vom 
Miniſterium beſtimmten Baulinie zu verbleiben hat. 


Der Antrag des StR. Matzen auer wird abgelehnt; 


der Referenten⸗-Antrag angenommen. 

(3479.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef Rodler 
um Baubewilligung für den Umbau des Hauſes VIII., Lerchengaſſe 11, 
und beantragt die Beſtätigung der beantragten Ertheilung des Bau⸗ 
conſenſes, beziehungsweiſe Genehmigung des Thorportales mit einem 


Vorſprunge von 015m über die Baulinie der 11˙38 m breiten 


Lerchengaſſe gegen Abzug der hiezu erforderlichen Grundfläche von 
0:45 m? von dem zur Straßenerweiterung abzutretenden Grunde. 
(Angenommen.) 

(3525.) H.-R. Schneiderhan referiert über das Detailproject 
für den Zubau zur Bürgerſchule Gaudenzdorf, Schönbrunnerſtraße 39/41, 
und beantragt: 

1. das vorgelegte Detailproject, deſſen Koſten vom Stadtbauamte 
mit 20.859 fl. 66 kr. veranſchlagt werden, mit dem Maximalkoſten⸗ 
betrage von 20.000 fl. zu genehmigen; 

2. den Bauconſens für dieſen Zubau unter der Vorausſetzung, 
daſs bei der abzuhaltenden Bau-Commiſſion gegen den Bau keine 
Einwendungen erhoben werden, zu ertheilen; 


3. die Vergebung der erforderlichen Arbeiten und Lieferungen in. 


der in der Koſtenzuſammenſtellung anmerkungsweiſe erſichtlich gemachten 
Art zu genehmigen, und 
4. den Termin für die Vollendung des Baues mit 1. September 
d. J., jenen für die Möbellieferung aber mit 10. September d. J. 
feſtzuſetzen. (Angenommen.) 
(3463.) St.-N. v. Götz referiert über das Anſuchen des Anton 
Trillſamer um Baubewilligung für den Bau einer Scheune auf 
der Grundparcelle 762, XIII. Bezirk, Ober⸗St. Veit, und beantragt 
die Zugeſtehung der in Frage kommenden Bauerleichterung. 
(Angenommen.) 
(3478.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Eliſabeth 
Prunner um Conſens zur Wiederherſtellung der durch den Brand 
zerſtörten Badeanſtalt in Dornbach und beantragt, für die projectierten 
Bauführungen den Conſens gegen dem zu ertheilen, dafs die Geſuch⸗ 
ſtellerin einen auf dieſer Realität auf ihre Koſten zu intabulierenden 
Revers ausſtellt, wonach ſich dieſelbe verpflichtet, die neu aufzuführenden 
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| Dbjecte und den zu renovierenden Wohntract nad) Ablauf eines Jahres 


über jedesmaliges Verlangen der Gemeinde Wien gänzlich zu demolieren. 
Angenommen.) 

2176.) St.-R. Noske referiert über die Sicherſtellung der. 
Canal und Senkgrubenräumung in den. Vorortebezirken vom. 1. Juli 
1893 an und beantragt: 

1. Vom 1. Juli⸗1893 an iſt- die Räumung der Hauptcanäle und 
Hauscanäle in nachstehend bezeichneten Theilen des Gemeindegebietes, und 
zwar auch inſofern, als daſelbſt private Unrathsobjecte in die communale 
Räumung bisher nicht einbezogen waren, von der Gemeinde an Unter⸗ 
nehmer zu vergeben. Dieſe Gebietstheile ſind: Simmering im XI. Bezirke, 
Ober⸗Meidling und Gaudenzdorf im XII. Bezirke, Penzing. und 
Breitenſee im XIII. Bezirke, Sechshaus im XIV. Bezirke, der XV. Bezirk, 
der verbaute Theil des XVI. Bezirkes bis zur Montleartſtraße und 
einer gedachten nördlichen. Verlängerung derſelben, jedoch mit Ein— 
ſchluſs des Wilhelminen-Spitales, Hernals im XVII. Bezirke, Währing, 
Weinhaus, Gerſthof, Pötzleinsdorf im XVIII. Bezirke, Ober⸗Doͤbling, 
Unter⸗Döbling, Heiligenſtadt und Nussdorf im XIX. Bezirke. 

St.⸗R. Kreindl beantragt, dafs in allen Orten, die ländlichen 
Charakters find, eine obligatoriſche Senkgrubenräumung nicht ſtatt⸗ 
zufinden habe. 

SR. Wurm beantragt, den Magiſtrats⸗Antrag als Grund⸗ 
lage zu nehmen, jedoch auszuſcheiden: St. Veit, Gerſthof, Pötzleins⸗ 
dorf, Heiligenſtadt, Nuſsdorf und Grinzing. (Wird zurückgezogen.) 

Der Referenten-Antrag wird angenommen. 

2. In jenen Bezirkstheilen der Bezirke XI bis XIX, in welchen 
ſich Senkgruben befinden, ſind dieſe Unrathsobjecte nur inſofern in 
die communale Räumung einzubeziehen, als dies entweder bisher der; 
Fall war, oder wenn ſeitens eines Hauseigenthümers darum angefucht 
wird oder das Bezirksamt die Einbeziehung aus ſanitären Gründen 
verfügt, weil der Hauseigenthümer den ihm gegebenen Weiſungen rück⸗ 
ſichtlich einer ordnungsmäßigen und regelmäßigen Reinigung nicht 
entſprochen hat; die Räumung hat ſodann durch den Contrahenten 
des betreffenden Bezirkes oder Section zu erfolgen. 

über die von den St.⸗R. Schneiderhan und Dr. Lederer 
gegebenen Anregungen modificiert Referent feinen Antrag wie folgt: 

2. In jenen Bezirkstheilen der Bezirke XI bis XIX, in welchen 
ſich Senkgruben befinden, find dieſe Unrathsobjecte nur inſoferm in die; 
communale Räumung einzubeziehen, als a) dies entweder bisher der. 
Fall war, b) wenn ein Hauseigenthümer nicht ſelbſt in der Lage iſt, 
die Räumung zu beſorgen, in welchem Falle er um communale 
Räumung anzuſuchen hat, c), das Bezirksamt die Einbeziehung aus 
ſanitären Gründen verfügt, weil der Hauscigenthümer den ihm ge— 
gebenen Weiſungen rückſichtlich einer ordnungsmäßigen und regelmäßigen 
Reinigung nicht entſprochen hat. 9 5 ’ . 

Die Räumung hat in allen dieſen Fällen durch den ſtädtiſchen 
Contrahenten des betreffenden Bezirkes oder Section zu erfolgen. 

Der modificierte Referenten-Ankrag wird ange— 
nommen. . 

3. Die Vergebung der Canal- und Senkgrubenräumung in den 
bezeichneten Gebietstheilen hätte für den Zeitraum vom 1. Juli 1893 
bis 30. Juni 1896 zu erfolgen. Angenommen.) 

4. Die Vergebung der Canal» und der zwangsweiſen Senkgruben⸗ 
räumung hat nach Bezirken, beziehungsweiſe Sectionen, und zwar in 
der Art zu erfolgen, daſs für die Räumung der Haupt⸗ und Haus⸗ 
canäle und der Senkgruben in jenen Bezirkstheilen, in welchen die 
Einſchätzung der Senkgruben vollendet i, ein Jahrespauſchale zu 
offerieren iſt. e en 
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Die zwangsweiſe Räumung der Senkgruben in jenen Bezirks⸗ 
theilen, in welchen die Einſchätzung noch nicht vollendet iſt, und die 
facultative Räumung der Senkgruben iſt nach Einheitspreiſen zu ver⸗ 
geben, welche nach dem Cubikmeter des Aushubes für jede Section 
aufzuſtellen ſind und den Offerten als Grundlage zu dienen haben. 

Die Vergebung erfolgt nur gemeinſam für die Canal- und die 
zwangsweiſe, beziehungsweiſe facultative Senkgrubenräumung. 

St.⸗R. Schlechter beantragt die Erſetzung des Wortes „zwangs⸗ 
weiſe“ durch „obligatoriſch“. 

Der Antrag des St.⸗R. Schlechter wird abgelehnt; der 
Referenten⸗Antrag angenommen. 

5. Der Gemeinderaths⸗Beſchluſs vom 28. October 1892, 
Z. 5796, beziehentlich vom 12. November 1889, Z. 6743, wird 
rückſichtlich der Gebüren bei jenen Häuſern, in welchen ſich nebſt dem 
Hauscanale auch noch eine oder mehrere Senkgruben befinden, dahin 
abgeändert, daſs ab 1. Jänner 1894 in ſolchen Häuſern die ſcala— 
mäßige Canalräumungsgebür nur nach Maßgabe der richtiggeſtellten 
Jahreszinſe jener Wohnungen zu entrichten iſt, bei welchen die zu den- 
ſelben gehörigen Aborte in den Hauscanal münden. 

St.⸗R. Schlechter beantragt, dafs in Häuſern, in welchen ſich 
Senkgruben und Aborte befinden, nicht der ganze Zinsbetrag zur Grundlage 
genommen, ſondern die halbe ſcalamäßige Gebür zu entrichten iſt. 

St.⸗R. Schneider han beantragt, daſs nur die ſcalamäßige 
Canalräumungsgebür zu entrichten ſei. 

Der Referent accommodiert ſich dieſem Antrage. 

Der modificierte Referenten⸗Antrag lautet daher: 

Der Gemeinderaths-Beſchluſs vom 28. October 1892, Z. 5796, 
beziehentlich vom 12. November 1889, Z. 6743, wird rückſichtlich der 
Gebüren bei jenen Häuſern, in welchen ſich nebſt dem Hauscanale 
auch noch eine oder mehrere Senkgruben befinden, dahin abgeändert, 
daſs ab 1. Jänner 1894 in ſolchen Häuſern nur die fcalamäßige 
Canalräumungsgebür zu entrichten iſt. (Angenommen.) 

6. Die nach dieſen Beſtimmungen erfolgende Vergebung der 
Canal⸗ und Senkgrubenräumung durch die Gemeinde iſt in entſprechender 
Weiſe zu verlautbaren. 

(Angenommen; Punkt 5 an den Gemeinderath.) 

(3394.) Derſelbe referiert über die Mehrkoſten für die Neu— 
pflafterung der Weinberggaſſe in Währing und beantragt die Ge— 
nehmigung des Nachtragskoſtenanſchlages mit dem adjuſtierten Erforder— 
niſſe von 563 fl. 34 kr. (Angenommen.) 

Schluſs der Sitzung. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 31. Mai 1893. 
Vorſitzende: 1. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Meißl, 
Boſchan, Müller, 
v. Götz, v. Neumann. 
Dr. Hackenberg, Noske, 
Dr. Huber, Schlechter, 
Kreindl, Schneiderhan, 


Dr. Lederer, 
Dr. Lueger, 
Matthies, Witzelsberger, 
Matzen auer, Wurm. 
Boücgermeiſter Dr. Prix. 


Vaugoin, 
Dr. Vogler, 
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Beurlaubt: St.⸗R. Rückauf. Dr. Stenzl. 
Experte: Baudirector Berger. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Commiſſär Appel. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl eröffnet die Sitzung. 

In das Verhandlungs⸗Comité puncto Einlöſung des Hauſes 
Or.⸗Nr. 104 Kaiſerſtraße, VII. Bezirk, werden gewählt die St.⸗R. 
Vaugoin, v. Neumann und Dr. Vogler. 

(3468.) St.-R. Meißl referiert über das Ergebnis der Offert— 
verhandlung wegen Neupflaſterung der Rauſchergaſſe im II. Bezirke 
mit dem Koſtenbetrage von 7528 fl. 18 kr. und 300 fl. Pauſchale 
und beantragt, das Beſtbot des Franz Böck mit 25˙5 Percent Nach— 
laſs zu genehmigen. (Angenommen.) 

(3484.) Derſelbe referiert über die Nichtbezahlung der Taxe für 
die zufolge Stadtraths-Beſchluſſes vom 29. October 1891, Z. 2984, 
erfolgte Verleihung der Zuſtändigkeit an Georg Anton W... 
und beantragt die Annullierung der Aufnahme des Genannten in den 
Wiener Gemeindeverband. ( Angenommen.) 

(3415.) St.-N. Matzenauer referiert über verſchiedene Her- 
ſtellungen in den Fondsguthäuſern Nr. 10 und 10 b in Kaiſer⸗Ebers⸗ 
dorf und die Beſtellung eines Hausbeſorgers und beantragt, die Her— 
ſtellungen mit dem bedeckten Koſtenbetrage vom 1468 fl. 60 kr. zu 
genehmigen und die Hausbeſorgerſtelle ab 1. Mai 1893 mit 15 fl. 
monatlich zu dotieren und dieſe Auslage auf das Gebarungsreſultat 
des Fondsgutes zu verweiſen. (Angenommen.) 

(3335.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Albert Dub 
um Bekanntgabe der Baulinie und des Niveaus der verlängerten 
Igelgaſſe innerhalb feiner Realität Einl.⸗Z. 299 im IV. Bezirke, 
Hungelbrunngaſſe Nr. 28, und beantragt, es kann mit Rückſicht darauf, 
daſs das bezügliche Hauptreferat (Zahl 5872) auf der Tagesordnung 
des Gemeinderathes ſteht, vor Erſtattung desſelben und Beſchluſs— 
faſſung des Gemeinderathes darüber eine meritoriſche Entſcheidung 
nicht erfolgen. Angenommen.) 

(3465.) St.-R. Vaugoin referiert über eine Graberhaltungs⸗ 
widmung und beantragt, die Widmung des k. u. k. Majors Friedrich 
Loehr bezüglich des Grabes Gruppe 16 c, Reihe 16, Nr. 11, am 
Wiener Central⸗Friedhofe anzunehmen. ( Angenommen.) 

(3490.) Derſelbe referiert über eine Graberhaltungswidmung 
und beantragt, die Widmung des Adolf R. v. Lo ehr, k. k. Sections⸗ 
chef, für das Grab ſeiner Gattin Maria Loehr am Wiener Central— 
Friedhofe Gruppe 46 D, Reihe 9, Nr. 5, anzunehmen. 

(Angenommen.) 

(3371.) Derſelbe referiert über eine Graberhaltungswidmung 
und beantragt, die Widmung der Zerline Lehmann für die einfache 
Gruft Gruppe 31 B, Reihe 14, Nr. 3, am Wiener Central-Friedhofe 
anzunehmen. (Angenommen.) 

(3467.) Derſelbe referiert über eine Graberhaltungswidmung 
und beantragt, die Widmung des Joſef Dereani bezüglich des 
Einzelgrabes Gruppe 46 A, Reihe 14, Nr. 3, am Wiener Central 
Friedhofe anzunehmen. Angenommen.) 

(3290.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit von Be- 
erdigungskoſten nach 192 Parteien aus dem XVI. Bezirke mit dem 
Betrage von 252 fl. und beantragt, die Abſchreibung zu bewilligen. 

(An genommen.) 

(3181.) St.-. Dr. Huber referiert über die Herſtellung einer 

neuen Orgel in der Kirche St. Florian in Matzleinsdorf im V. Bezirke 


Jh und beantragt, die Herftellung der neuen Orgel nach dem (billigeren) 
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Offerte des Franz Strommer mit dem Koſtenbetrage von 2640 fl. 
zu genehmigen. 

St.⸗R. Schlechter beantragt die Vertagung. 

St.⸗R. Dr. v. Billing ſtellt zu dem Referenten-Antrage den 
Zuſatz⸗Antrag, es ſei jedoch in das Übereinkommen aufzunehmen, daſs 
die Zahlung erſt dann angewieſen wird, wenn durch zwei von der 
Gemeinde zu beſtellende Sachverſtändige die Orgel ausprobiert und 
als vollſtändig gut befunden wurde und zu dieſem Zwecke den Ton— 


künſtler Joſef Vockner und den Kammerpianiſten und Lehrer für 


Clavier, Orgel und Harmonielehre Joſef Labor zu beſtellen. 

Referenten⸗Antrag und Zuſatz-Antrag Dr. v. Billing ange 
nommen. 

(3267.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Gertrud 
Weißenſteiner um unentgeltliche Aufnahme ihrer zwei Kinder in 
den Kindergarten des XV. Bezirkes und beantragt, dies Anſuchen zu 
gewähren und die unentgeltliche Aufnahme in dieſen Kindergarten 
unter den gleichen Modalitäten wie im XVIII. und XIX. Bezirke 
dem Ortsſchulrathe, im Einvernehmen mit dem Bezirksvorſteher, 
anheimzuſtellen. 

StR. Matzenauer ſtellt den Zuſatz-⸗Antrag, alle Bezirks⸗ 
ämter anzuweiſen, derlei Angelegenheiten unter gleichen Verhältniſſen 
dem Bezirksvorſteher, im Einvernehmen mit dem Ortsſchulrathe, zur 
Erledigung abzutreten. (Angenommen.) 

(3300.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Dr. E ber— 
ſtaller um Ausſtellung einer Löſchungserklärung bezüglich des auf 
Grund⸗Parc. 839 in der Gemeinde Saubersdorf haftenden Waſſer— 
leitungs⸗Servitutsrechtes. (Vertagt.) 

(3240.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Jakob Franz 
Neugebauer um Einwilligung zur Löſchung der auf der Realität 
Einl.⸗Z. 508, VI., Gumpendorferſtraße 25, zu Gunſten der Ge— 
meinde haftenden Verbindlichkeiten und beantragt, die Ausſtellung der 
erbetenen Löſchungserklärung auf Koſten des Geſuchsſtellers zu bewilligen. 

(Angenommen.) 

(3247.) Derſelbe referiert über Ergänzungswahlen in den Armen- 
rath des VII. Bezirkes und beantragt, die Wahl des Franz Homolka, 
Tiſchlers, Zollergaſſe 28, und Franz Dorn, Volksſchullehrers, Weſt— 
bahnſtraße 30, mit der Functionsdauer bis 1898, beziehungsweiſe 1896 
zu beſtätigen. Angenommen.) 

(3087.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des penſionierten 
Magiſtratsconcipiſten Joh. P..... um Verleihung des Titels eines 
Magiſtratscommiſſärs und beantragt die Abweiſung. Angenommen.) 


(3214.) Derſelbe referiert über die Turnberichte der Communal⸗ 
Mittelſchulen für den II. Semeſter des Schuljahres 1892/93 und 
beantragt die genehmigende Kenntnisnahme. (Angenommen.) 

3383.) Derſelbe referiert über drei Geſuche aus dem XVIII. Be⸗ 
zirke um Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband 
und beantragt, die erbetene Zuſicherung zu ertheilen: 

Nigrovics Johann, Zimmermannsgehilfe; 

Jakobovics Johann, Diurniſt; 

Klein Ludwig Otto, Dienſtmann. (Angenommen.) 

(3275.) Derſelbe referiert über fünf Geſuche aus dem I. Bezirke 
um Verleihung des Bürgerrechtes. Das Bürgerrecht wird ver— 
liehen: 

Reiſinger Anton, Anſtreicher; 

Urbanek Friedrich, Hofſchneider; 

Wieſer Alex., Hotelier und Hausbeſitzer; 

Riedel Anton, Muſiklehrer und Compoſiteur. 
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(3426.) Ht.-R. Schlechter referiert über das Anſuchen des 
Leopold Lechner um Bewilligung zur Herſtellung eines Brunnens 
auf Parc. 657/1 und 65 7/2, Mitterberg in Baden, und beantragt, 
die Zuſtimmung zu ertheilen gegen Einhaltung der feſtgeſetzten Bedin⸗ 
gungen. Angenommen.) 

Über Antrag des Vice⸗Bürgermeiſters Dr. Richter, mit welchem 
Antrage ſich der Referent einverſtanden erklärt, wird ferner beſchloſſen 
der Zuſatz: „unter einer beſtändigen, auf Koſten des Geſuchſtellers 
ſeitens der Gemeinde durchzuführenden Aufſicht und unter vollſtändigem 
Ausſchluſſe irgend eines Sprengmittels.“ 

(3444.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Gewerbeſchul— 
Commiſſion um Geſtattung der Verlegung des Lehrlings⸗Turncurſes 
vom XVIII. Bezirke, Klettenhofergaſſe 3, nach Schulgaſſe 19 ab 
Schuljahr 1893/94 und beantragt, der Gewerbeſchul-Commiſſion 
ſtatt des Turnſaales in der Klettenhofergaſſe jenen der Schulgaſſe 19 
für die Sonntag⸗Nachmittage zum Zwecke der Ertheilung des Turn— 
unterrichtes an Lehrlinge vom Winter 1893/94 an gegen Einhaltung 
der Beſtimmungen des Stadtraths⸗Beſchluſſes vom 10. September 1891, 
3. 1517, zu überlaſſen. (Angenommen.) 

(3436.) Derſelbe referiert über das Anſuchen von Anna 
Schloſſers Erben als Eigenthümer des Hauſes Nr. 37 Haupt⸗ 
ſtraße, IV. Bezirk, und Jul. Krimsky um Übertragung des von 
J. Krimsky sen. erworbenen 3 aus der Kaiſer 
Ferdinande-Wafferleitung an die Schloſſer'ſchen Erben. 

(Wird vertagt.) 


(3387.) Pice-Bürgermeifter Dr. Richter referiert über die 
Penſionierung des Verwalters der Verſorgungsanſtalt in Ybbs Auguſt 
Guggenberger und beantragt die Bewilligung der normalmäßigen 
Penſionsbezüge im Geſammtbetrage von 1330 fl. jährlich. 

Angenommen.) 

(3386.) Derſelbe referiert über die Penſionierung des Verwalters 
der Verſorgungsanſtalt in Mauerbach Friedr. Erler und beantragt, 
die normalmäßigen Penſionsbezüge per 2050 fl. zu bewilligen. 

(Angenommen.) 

(3537.) Derſelbe referiert über die Penſionierung des Con⸗ 
ſeriptionsamts⸗Directors Joſef Martini und beantragt, den normal— 
mäßigen Penſionsbezug von jährlich 2560 fl. zu bewilligen und demſelben 
das Bürgerrecht mit Nachſicht der Taxen zu verleihen. 

(Angenommen; bezüglich des Bürgerrechtes an 
den Gemeinderath.) 

(3539.) Derſelbe referiert über die Penſionierung des Con⸗ 
ſeriptionsamts⸗Adjuncten Johann Gabriel und beantragt, den 
normalmäßigen Penſionsbezug von jährlich 2466 fl. zu bewilligen. 

(An genommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 

(3580.) St.-N. Schneiderhan referiert über das Anſuchen des 
Vereines zur Verherrlichung kirchlicher Feſte in Altmannsdorf, XII. Be⸗ 
eh, um einen Beitrag für die Frohnleichnamsproceſſion und beantragt, 
demſelben einen Beitrag von 80 fl. zu bewilligen und zur Ausgabs⸗ 
Rubrik XLI einen Zuſchuſscredit in derſelben Höhe zu genehmigen. 

| Angenommen.) 

(3506.) Hf.-R. v. Götz referiert über das Anſuchen von 
Hießbergers Erben, XIII., Hütteldorf, Hauptſtraße Nr. 25, 
Conſer.⸗Nr. 17, um Bewiligung zur Aufſetzung eines neuen Dach⸗ 
ſtuhles auf dieſes Haus und beantragt die Beſtätigung des Antrages 
des magiſtratiſchen Bezirksamtes auf Bewilligung. Angenommen.) 
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(3555.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Guſtav und 
Moriz Seidl um Bewilligung zu baulichen Herſtellungen (Seiten⸗ 
tract und Stockwerh, XIII., Hacking, Bahngaſſe 3, und beantragt, 
den Antrag des magiſtratiſchen Bezirksamtes auf Ertheilung der Be⸗ 
willigung zu beſtätigen. (Angenommen.) 

(3563.) St.-N. Dr. Cederer referiert über das Anfuchen des 
Marktcommiſſariats⸗Acceſſiſten Richard Auer um Urlaubsverlängerung 
in der Dauer von zwei Monaten und beantragt die Geſuchsgewährung. 

(Angenommen.) 

(3453.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Diurniſten 
Arthur Langer um Proviſionierung und beantragt, demſelben eine 
Proviſion von 80 kr. per Tag (unter Anrechnung eines Diurnums 
von 2 fl.) zu bewilligen. 

St.⸗R. Boſchan beantragt, nach den Normen dem Genannten 
(unter Anrechnung des Diurnums von 1 fl. 80 kr.) 72 kr. pro Tag 
als Proviſion zu bewilligen. 

Der Antrag des St.⸗K. Boſchan wird angenommen. 

(3529.) St.⸗R. Dr. v. Willing referiert über die Penſionierung 
des Hauptcaſſa⸗Controlors Karl Krupitz und beantragt, die normal— 
N e von jährlich 2050 fl. zu bewilligen. 

Angenommen) 

(3536.) Derselbe referiert über die Penſionierung des Nacht— 
8 Laternanzünders der ehemaligen Gemeinde Lainz im 
XIII. Bezirke, Joſef Doppler, und beantragt, demſelben eine Penſion 
von jährlich 252 fl. zu bewilligen. (Angenommen.) 
3543.) Derſelbe referiert über das neuerliche Anſuchen des 
A. B. Schneiders im XV. Bezirke, um Verleihung der Zuſtändigkeit 
und beantragt die Abweiſung. (Angenommen.) 

(3504.) St.-N. Ritt. v. Neumann referiert über das An⸗ 
ſuchen des Friedrich Wagner um Baubewilligung für Nr. 29 
Reinprechtsdorferſtraße 42, Siebenbrunnengaſſe, V. Bezirk, und be⸗ 
antragt die Beſtätigung des Magiſtrats⸗Antrages auf Ertheilung der 
Bewilligung unter Genehmigung der Riſalitanlagen mit einem Vor⸗ 
ſprunge von 0˙08 m und einer Länge von 3°80 m, beziehungsweiſe 
441 m gegen compenſationsweiſe Uberlaſung des erforderlichen 
. per 0:66: m? Angenommen.) 


18500.) $E-R. Dr. Vogler referiert über das Anſuchen der 
Schuldienerswiktwe Adelheid Paulini um Penſionsanweiſung und 
beantragt, der Genannten die ihr nach der Penſionsvorſchrift für die 
Beamten und Diener der beſtandenen Gemeinde Dornbach ab 1. April 
1893 gebürende Witwenpenſion von jährlich 71 fl. 20 kr. im Gnaden⸗ 
wege auf 100 fl. zu erhöhen und außerdem im Gnadenwege von 
demſelben Zeitpunkte an auf die Dauer eines Jahres für die minder- 
jährige Tochter Aloiſia einen Erziehungsbeitrag von 50 fl. zu bewilligen 
und beides aus den eigenen Geldern flüſſig zu machen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(3488.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Oberlehrers- 
wilwe-Barbara Pkaichinger um Penſionsanweiſung und beantragt, 
der Genannten eine Penſion von 566 fl. 66 / kr. auf die Dauer 
der MWitrvenfihaft und Erziehungsbeiträge von je 56 fl. jährlich für 
die fünf Kinder bis zur Erreichung des Normalalters oder einer 
früheren Verſorgung und dieſe Bezüge ab 1. Mai 1893 vorläufig 
aus der: Wiener Lehrerpenſionscaſſa gegen ſeinerzeitige entſprechende 
Abrechnung mit der n.⸗ö. Landes⸗Lehrerpenſionscaſſa zu bewilligen. 

Angenommen.) 

(3508.) 51. A. Witeleberger referiert über das Project für 

die Neupflaſterung der Burggaſſe zwiſchen⸗Gürtelſtraße und VII. Bezirk 
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mit dem Koſtenbetrage von 6332 fl. 27 kr. und beantragt die Ge— 
nehmigung. ( Angenommen.) 

(3545.) Ht.-R. Kreindl referiert über die Renovierung und 
Inſtandſetzung des Armenhauſes in Pötzleinsdorf und beantragt, die⸗ 
ſelbe mit dem auf den Reſervefond des Jahres 1893 zu verweiſenden 
Koſtenbetrag von 637 fl. 42 kr. zu genehmigen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(3477.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Sigmund 
J. Stern um Baubewilligung für Cat.⸗Parc. 173/2 und 174, 
C.⸗Nr. 231, Einl.⸗Z. 145 Währing, Or.⸗Nr. 71 Herrengaſſe im 
XVIII. Bezirke, und beantragt die Beſtätigung des Antrages des 
magiſtratiſchen Bezirksamtes auf Ertheilung der Baubewilligung unter 
Genehmigung zweier Riſalite mit einem Vorſprunge von 0˙15 m 
und einer Länge von 3˙59 m und 3˙60 m gegen Abzug des hiezu 
erforderlichen Grundes per 1˙07 m? von dem zur Straße abzutretenden 
Grunde. Angenommen.) 

(3544.) Derſelbe referiert über das Project für die Erbauung 
eines Haupt-Unrathscanales in der Rothenhofgaſſe und am Bürgerplatz 
im X. Bezirke mit dem veranſchlagten und bedeckten Koſtenerforderniſſe 
von 4785 fl. 97 kr. und beantragt die Genehmigung. 

(Angenommen.) 

(3464.) Derſelbe referiert über die mit dem Betrage von 100 fl. 
genehmigte Inſtandhaltung des Pflaſters im Stalle Nr. 1 des Nuſs⸗ 
dorfer Schlachthauſes im XIX. Bezirke und beantragt, die Koſten⸗ 
überſchreitung mit dem Betrage von 199 fl. 85 kr. zu genehmigen. 

(An genommen.) 

(3437.) §t.-R. Wurm referiert über das Anſuchen der Allg. 
öſterreichiſchen Baugeſelſchaft um Parcellierungsbewilligung, betreffend 
Grundb.⸗Einl. Nr. 1360 Inzersdorf, X. Bezirk, und beantragt, nach 
Maßgabe der vorgelegten Pläne die Bewilligung unter den vom 
Magiſtrate beantragten Bedingungen zu ertheilen. Angenommen.) 

(3475.) St.-N. Müller referiert über die Vereinbarung mit 
der Dampftramway⸗Geſellſchaft vormals Krauß & Cie. bezüglich der 
Koftenvertheilung für die Localbahnlinien der Wiener Stadtbahn und 
der Wienfluſs⸗Regulierung ſammt Sammelcanälen und beantragt, 
dieſes Übereinkommen zu genehmigen, jedoch habe dasſelbe erſt nach 
definitiver Conceſſionsertheilung an die genannte Geſellſchaft in Kraft 
zu treten. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt die Vertagung dieſes Gegen: 
ſtandes zum Zwecke der Drucklegung des Referates ſammt Tabellen 
und Vorlage des Entwurfes der Conceſſion ſowie der Conceſſions⸗ 
bedingungen. 

Letzterer Antrag wird angenommen. 

(3499 und 3581.) Derſelbe referiert über die Note der k. k. 
n.⸗ö. Statthalterei vom 29. Mai 1893, 3. 37301, in Betreff nach— 
träglicher Aufnahme von Zuſätzen und Erläuterungen zu dem waſſer⸗ 
rechtlichen Conſenſe für die Sammelcanal⸗Anlage am linken Donau⸗ 
canalufer und beantragt die Kenntnisnahme. (Angenommen.) 

(3550.) St.-R. Wurm referiert über das Anſuchen des Emil 
Ritt. v. Förſter noe. der Allgemeinen Depoſitenbank um Bewilligung 
zum Baue auf einem Theile der erſt abzutheilenden Realität Grundb.⸗ 
Einl. 1081 I., Teinfaltſtraße, und beantragt, den Antrag des Magi⸗ 
ſtrates auf Ertheilung der Baubewilligung zu beſtätigen. 

( Angenommen.) 

(3548.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Marie Weber 
um Bewilligung zum Umbaue des Hauſes Einl.⸗Z. 474, Or.⸗Nr. 86 
Lerchenfelderſtraße, Or. Nr. 1 Lerchengaſſe, VIII. Bezirk, und bean: 
tragt die Beſtätigung des Magiſtrats⸗Antrages auf Ertheilung der 
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Bewilligung unter Genehmigung des Riſalites in der Lerchenfelder— 
ftraße mit einem Vorſprunge von 0:15 m und der beiden Riſalite in 
der Lerchengaſſe mit einem Vorſprunge von je 0°25 m gegen Abzug 
des erforderlichen Grundes per 5˙52 m? von dem zur Straßenver— 
breiterung abzutretenden Grunde. Angenommen.) 

(3416.) Derſelbe referiert über den Fortſchritt des Baues des 
Amtshauſes im XIX. Bezirke und beantragt, den Bericht des Magi— 
ſtrates, wonach anläſslich des Zimmermannsſtrikes der Vollendungs— 
termin mit 1. October 1893 nicht wird aufrecht erhalten werden 
können, zur Kenntnis zu nehmen. (Angenommen.) 

(3483.) Derſelbe referiert über eine Grundentſchädigung XVII. Bes 
zirk, Hernalſer Hauptſtraße 78, und beantragt, die Schadloshaltung 
für den in der Hernalſer Hauptſtraße und Weinhauſerſtraße abzutretenden 
Straßengrund per 176°67 m? mit 25 fl. per Quadratmeter und für 
den in der Weinhauſerſtraße abzutretenden Grund per 215˙49 m? mit 
17 fl. per Quadratmeter, zuſammen mit 8080 fl. 8 kr. zu beſtimmen 
und den Übernahmspreis für den einzulöſenden Straßengrund per 
14°16 m? mit 32 fl. per Quadratmeter, alſo mit 453 fl. 12 kr. zu 
beſtimmen. ( Angenommen.) 

(2956.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef Fabian 
um käufliche Überlaffung der Bauſtelle II der Hühnerhof-Realität Einl. 
Z. 1751, V. Bezirk, im Ausmaße von 411˙48 m? zum Preiſe von 
28 fl. per Quadratmeter und beantragt die Genehmigung. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(3582.) St.-N. Schlechter referiert über den Ban eines Wohn— 
hauſes durch Wenzel Bauer auf Parcelle Nr. 418/3 in Payerbach und 
beantragt, die Zuſtimmung zur Ertheilung der Baubewilligung zu geben. 

Angenommen.) 

(3440.) St.-R. Matthies referiert über das Anſuchen des 
Johann Mataſek um Bewilligung zur proviſoriſchen Bauführung 
auf nicht parcelliertem Pachtgrunde Grundb.⸗Einl. 55, III. Bezirk, am 
Arſenalweg (Eigenthum der Auſtro-belgiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft), 
und beantragt die Beſtätigung des Magiſtrats-Antrages auf Bewilligung 
gegen Ausſtellung eines intabulationsfähigen Demolierungsreverſes. 

(Angenommen.) 

(3215.) Derſelbe referiert über die Vorſtellung des Karl Koppel 
und Wagner, I., Neuthorgaſſe 17, gegen den feuerpolizeilichen 
Auftrag des magiſtratiſchen Bezirksamtes vom 12. Jänner 1892, 
3. 3864, und beantragt die Abweiſung mit dem Bemerken, dafs die 
beanſtändeten Lichthoföffnungen bereits mit Thüren, welche mit Eiſen— 
blech beſchlagen ſind, verſehen ſind, jedoch noch eine Beſichtigung durch 
das Stadtbauamt angezeigt erſcheint. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt einfach die Abweiſung, 
womit Referent einverſtanden iſt. 

Modificierter ReferentenP-Antrag angenommen. 

(3330.) St.-R. Dr. Hackenberg referiert über eine Grund— 
entſchädigung IV., Große Neugaſſe 6 und 8, und beantragt, die 
Schadloshaltung für den Grund per circa 71˙61 m? und circa 
70915 m?, ſohin zuſammen per 142525 m? mit 24 fl. per Quadrat- 
meter zu beſtimmen. Angenommen.) 

(3438.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Neuen Wiener 
Tramway⸗Geſellſchaft wegen Erhöhung der Fahrgeſchwindigkeit auf 
der Strecke Weſtbahnlinie —Hütteldorf und beantragt vom ſtraßen— 
polizeilichen Standpunkte dieſer Geſchwindigkeitserhöhung gegen dem 
zuzuſtimmen, daſs die Bewilligung nur auf Widerruf gegeben werde 
und dafs künftig nach Maßgabe der fortſchreitenden Verbauung an der 
Hütteldorferſtraße ſtreckenweiſe eine Herabſetzung der Fahrgeſchwindigkeit 
eintrete. (Angenommen.) 
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(3346.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Wiener 
Tramway⸗Geſellſchaft um Bewilligung zur Errichtung einer Unter— 
ſtandshütte für die Tramwahkutſcher auf der Praterſpitzwieſe und 
beantragt die Abweiſung. (Angenommen.) 

(2971.) Derſelbe referiert über den Statthalterei-Erlaſs vom 
30. April 1893, Z. 29885, betreffend die Genehmigung der Sommer— 
fahrordnung der Neuen Wiener Tramway-Geſellſchaft, und beantragt 
die Kenntnisnahme. (Angenommen.) 

(3305.) Derſelbe referiert über zehn Geſuche aus dem XVIII. Be— 
zirke um Aufnahme, beziehungsweiſe Zuſicherung der Aufnahme in den 
Wiener Gemeindeverband und beantragt, 

die Zuſtändigkeit zu verleihen: 

Berke Johann, Tiſchlergehilfe; 

Maximovich Alexander, Garderobier; 

Senhofer Anna, Köchin; 

Müller Johann, Tiſchlergehilfe; 

Kraßl Anton, k. k. Polizeiagent; 

Schück Ferdinand, Hufſchmied; 

Hrdlicka Joſef, Schneider; 

Scholz Joſef, Briefträger; 

Hauke Andreas, Schloſſergehilfe, 

und die Zuſicherung zu ertheilen: 

Stritter Joſef, Muſiker. (Angenommen.) 

(3274.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef Hackhofer 
um Bewilligung zur Herſtellung eines Abortzubaues und Canaliſierung 
XIX. Bezirk, Nussdorf, Färbergaſſe Nr. 7, beziehungsweiſe den Reeurs 
gegen die Bemeſſung der Canaleinmündungsgebür und beantragt unter 
Umgangnahme von dem vom Bezirksamte gebrauchten Abweiſungs— 
grunde in die meritoriſche Erledigung einzugehen. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt, dem Reeurſe in beiden Punkten 
ſtattzugeben und ſohin den Act zur competenten Amtshandlung dem 
Bezirksamte zurückzuſtellen. 

Letzterer Antrag wird angenommen. 

Schluſs der Sitzung. 


Bezirksausſchüſe. 


(Ausſchreibung der Ergänzungswahl eines Bezirksausſchnſſes aus 
dem 3. Wahlkörper des IX. Bezirkes Alſergrund.) 


Behufs Durchführung der auf Grund des § 21, Abſatz 8, 
der Gemeinde-Wahlordnung für Wien vorzunehmenden Ergänzungs— 
wahl für den Bezirksausſchuſs des IX. Bezirkes Alſergrund wird 
Folgendes bekanntgemacht: 

Dieſe Wahl wird nach den für die Wahl der Mitglieder des 
Gemeinderathes geltenden Beſtimmungen und auf Grund der 
richtiggeſtellten diesjährigen Gemeinderats - Wählerliften vor— 
genommen. 

Für die Wahl werden amtliche Stimmzettel ausgegeben und 
iſt jeder andere nicht behördlich ausgegebene Stimmzettel un— 
giltig. 

Die Stimmzettel ſind in allen Rubriken vollſtändig aus— 
zufüllen und auf denſelben ein Candidat namhaft zu machen. 

Die Herren Wähler werden eingeladen, ſich am unten an— 
geſetzten Tage und Orte mit ihren Legitimationsurkunden perſönlich 
einzufinden. 


5 
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Für verloren gegangene oder unbrauchbar gewordene Legiti— 
mationsurkunden, reſpective Stimmzettel werden jedem Wahl— 
berechtigten über perſönliches Verlangen im Steuer- und Wahl⸗ 
cataſter, I., neues Rathhaus, Hochparterre, und am Wahltage 
ſelbſt durch den Vorſitzenden der Wahl-Commiſſion Duplicate aus— 
gefolgt, wenn die Identität des Wählers zweifellos ſichergeſtellt iſt. 

Die Abgabe der Stimmzettel beginnt an jedem Wahltage 
um 8 Uhr morgens und wird um 4 Uhr nachmittags beendet, 
daher auf Wähler, welche nach Schluss der Stimmenabgabe er— 
scheinen, keine Rücksicht genommen werden kann. Genau um 4 Uhr 
nachmittags werden die Thüren des Wahllocales geſchloſſen und 


können von da an nur mehr diejenigen, welche ſich zu dieſer Zeit 


im Wahllocale befinden, ihre Stimmen abgeben. 

Nach Schluss der Stimmenabgabe wird die Eröffnung der 
Stimmzettel und die Stimmenzählung in Gegenwart der ſich etwa 
einfindenden Wähler vorgenommen. 

Als gewählt iſt derjenige anzuſehen, welcher die abſolute 
Mehrheit der abgegebenen giltigen Stimmen erhalten hat. 

Konnte ein Ergebnis durch die erſte Abſtimmung nicht erzielt 
werden, ſo iſt zu der engeren Wahl zu ſchreiten. 

Das Recht, ſich an der engeren Wahl zu betheiligen, iſt durch 
die Betheiligung an der erſten Wahlhandlung nicht bedingt. 

Bei der engeren Wahl ſind die Wähler an die Abgabe be— 
hördlich ausgefertigter Stimmzettel nicht gebunden. 

Sie haben ſich auf jene Perſonen zu beſchränken, die bei der 
erſten Wahl die relativ meiſten Stimmen für ſich hatten. Bei 
Stimmengleichheit wird durch das Los entſchieden, wer in die 
engere Wahl einbezogen werden ſoll. 

Die Zahl der in die engere Wahl zu bringenden Perſonen 
iſt immer die doppelte von der Zahl der noch zu wählenden 
Mitglieder. 


Jede Stimme, welche auf eine nicht in die engere Wahl ge. 


brachte Perſon fällt, iſt als ungiltig zu betrachten. 

Als gewählt bei der engeren Wahl iſt derjenige anzuſehen, 
welcher die meiſten der abgegebenen giltigen Stimmen erhalten 
hat. Ergibt ſich bei der engeren Wahl Stimmengleichheit, ſo ent— 
ſcheidet das Los. 

Einwendungen gegen die ſtattgefundene Wahl ſind innerhalb 
der acht auf den Wahltag folgenden Tage bei dem Stadtrathe der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien einzubringen. 

Die Wahl findet am 15. Juni 1893, die eventuelle 
engere Wahl am 17. Juni 1893 ſtatt. 


Ort und Zahl der vorzunehmenden Wahlen. 


Die Herren 


Wähler aus dem eee 


Wahlen 


Irt der Wahlen 


I. Section 
All 


Gemeindehaus, IX., Währinger— 
ſtraße 43, Sitzungsſaal im 1. Stock 
| . —— 1éErgänzungs⸗ 
Gemeindehaus, IX., Währinger- wahl mit vier— 


II. Section 


III. N 1 85 
N ſtraße 43, Sitzungsſaal im 2. Stock jähriger 
Wahlkörper Ze res N | Functions⸗ 

Gemeindehaus, IX., Währinger— dauer 


N ſtraße 43, Armeninſtitutslocale 
. im Parterre 


Anzahl der | 


Allgemeine Nachrichten. 


Ayprovifionierung. 
(Borſtenviehmarkt vom 6. Juni 1893.) 


1. Auftrieb 


auf dem freien Markte: 
4265 Stück 
5593 „ 


Jungſchweine 
Fettſchweine 


Summa u 9858 Stück 


Angekauft wurden: 


für Wen 8338 Stück 
für das Land... 685 „ 
unverkauft blieben. .... 835 „ 
2. Preisbewegung: 
x 3 bis 45 fr TE 
Jungſchweine .. von 33 bis 45 fr. per Kg. Lebendgewicht. 


Fettſchweine . „ 37: an > 
Der Geschäftsverkehr war ruhig und haben ſich nur die Preiſe 
der Fettſchweine um 1 kr. per Kilo gebeſſert. 


* 


(Pferdemarkt vom 6. Inni 1893.) 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 378 Pferde. 
Preis: für Gebrauchspferde 90—500 fl. per Stück. 
„ Schlachtpferde Seh 3 
Der Markt war ziemlich lebhaft. 


«„ % 0 * 


* ** 
* 


(Stechviehmarkt vom 7. Juni 1893.) 
1. Auftrieb: 
Kälber Waidner 2083, Kälber lebend 2181, Lämmer 
Waidner 328, Lämmer lebend 553, Schafe Waidner 
203, Schafe lebend 1967 


2. Preisbewegung: 


Kälber Waidner per Rane. von 34 bis 58 kr. 
Kälber lebend . / „ 30 „ 52 kr. 
Lämmer Waidner „ Paar. von 4 bis 10 fl. 
Lämmer lebend . „ ee N, 
Schafe Waidner „ K e von 24 bis 38 kr. 
Schafe lebend UUUUUDmDmh . „ 17 „24 kr. 
Schafe lebend . „ Baar. von 10 bis 16 fl. 


Auf dem Jungviehmarkte wurden um 120 Stück Kälber mehr 
zugeführt. Bei ruhigem Verkehre verurſachten die großen Zufuhren 
einen Preisrückgang von 2 bis 4 kr. per Kilo. 

Auf dem Schafmarkte wurden um 410 Stück Schafe weniger 
aufgetrieben. Die Kaufluſt war bei den Preiſen der Vorwoche 
ziemlich lebhaft. | 

Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 8. Juni 1893 
28 Stück Maſt- und 229 Stück Beinlvieh aufgetrieben. 
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Hanitäts angelegenheiten. 
Beſuch der ſtädtiſchen Volksbäder im Mai 1893. 


männliche weibliche 
Perſonen Perſonen 
II. Bez., Treuſtraße 60 3332, davon 2640 692 
(Eröffnet Auguſt 1892.) 
III. Bez., Apoſtelgaſſe 18 — 
(Eröffnet Auguſt 1891.) 
V. Bez., Einſiedlerplatz — 
(Eröffnet Auguſt 1890.) 
VI. Bez., Ufergaſſe 4 
(Eröffnet Auguſt 1892.) 
VII. Bez., Mondſcheingaſſe9 — 
(Eröffnet December 1887.) 
VIII. Bez., Florianigaſſe 30 — 
(Eröffnet Auguſt 1892) 
IX. Bez., Wieſengaſſe 17 — 
(Eröffnet Auguſt 1892.) 
X. Bez., Erlachplatz 
(Eröffnet Auguſt 1890.) 


5884, „ 4804 1080 


8747, „ 7120 


5427, „ 


4005 
2449 
5950 


Gewerbeangelegenheiten. 


(Genoſſenſchaft der Erzeuger von Spiritus, Liquenr, Eſizg, 
Schaumwein, Preßhefe und Senf.) Bei der am 5. April d. J. 


unter Intervention des Genoſſenſchafts-Commiſſärs Magiſtrats⸗ 


rathes Wopolensky vorgenommenen Wahl wurde Herr Moriz 


Eiſenſchimmel, Liqueur-Erzeuger, wohnhaft IV., Favoriten | 
ſtraße 4, zum Vorſteher, und Herr Alfred Abeles, Liqueur 


und Eſſig⸗Erzeuger, wohnhaft V., Fockygaſſe 24, zum Vorſteher— 
Stellvertreter gewählt. 

(Einſpänner⸗Genoſſenſchaft.) Bei der am 30. Mai d. J. 
unter Intervention des Genoſſenſchafts-Commiſſärs Magiſtrats— 
Secretärs Johann Hulka in der Gehilfenverſammlung der Wiener 
Einſpänner vorgenommenen Wahl wurde Herr Joh. Joſ. Müller 
zum Obmann und Herr Joſef Loquai zum Obmann— 
Stellvertreter gewählt. 


* * 
. 


(Ausweis über das dehrlingsſtellen-Nachweiſe amt 
des Wiener Magiſtrates.) 


Vom 1. bis 31. Mai 1893 wurden vorgemerkt: 


Meiſteranmeldungen 45 
Lehrlingsanmeldungen . 47 
Vermittlungen 17 


Seit dem Beſtande des Lehrlingsſtellen-Nachweiſeamtes 


(d. i. feit 2. Mai 1888): 


Meifteranmeldungen . . . . 4149 
Lehrlingsanmeldungen . . . . . . 4748 
Vermittlungen. . 2269 


| 
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Buubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen find die Geſchäftsuummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts— 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Vaubewilligungen wurden überreicht: 
Vom 5. Juni bis 8. Juni 1893. 


Für Neubauten: 
Haus, Große Mohrengaſſe 18, Komödiengaſſe 2, von Jakob 
Egg, Bauführer A. Goldenberg (3854). 
Haus, Kleine Stadtgutgaſſe, Grundb.-Einl. 1205, Bauſtelle III, 


II. Bezirk: 


von Lorenz Waldmann, Bauführer Th. Bauer 
(3875.) 

, „ Haus, Novaragaffe, Grundb.⸗Einl. 1205, Bauſtelle II, von 
Lorenz Waldmann, Bauführer Th. Bauer (3876). 

0 „ Mäkzerei, Baugruppe 37, Handelsquai, von der Hüttel— 
dorfer Bierbrauerei⸗Actien⸗Geſellſchaft, 
Bauführer J. Prokop (3903). 

N „ Haus, Gzerningaffe, Grundb.-Einl. 4059, von Johann 
Henninger, Bauführer J. Ev. Adler (3915). 

Ei „ Ecke der Flugbachgaſſe und Volkertſtraße, Grundb.⸗Einl. 4304, 


von Ferd. Strobl, Bauführer Fr. Waas (3953). 

Haus, Uugargaſſe 54, Bauſtelle VI, von Em. u. Ed. Schwein— 
burg, Bauführer Ed. Schweinburg (3861). 

Haus, Joſefſtädterſtraße 67, von Adolf Zatzka, Bauführer 
Ludwig Zatzka (3909). 

Haus, Porzellangaſſe 24 a, von Martin Jäger, Bauführer 
Th. Bauer (3888). 

Familienhaus, Lainz, Bauparc. 34518, Grundb.⸗Eiul. 298, 
von Emil und Serafine Czetz, Bauführer Franz Beyal, 
Maurermeiſter (15034). | 

Villa, Dornbach, Heuberggaſſe, Parc. 406/1, Einl.⸗Z. 519, 
von Max Kropf, Bauführer Johann Steinmetz, Bau— 
meiſter (19238). 

Villa leinſtöckig), Joſefsdorf, Einl.⸗Z. 73/29, Kahlenberg, von 
Leopoldine Stift, Bauführer Max Kaiſer (10594). 


III. Bezirk: 
VIII. Bezirk: 
IX. Bezirk: 
Bezirk: 


Biz 
„Bez ik 


Für Zubauten: 

Zubau, Schiffmühlenſtraße 7, von Katharina Beiger, Bau— 
führer J. Breinöß!l (3869). 

Zubau, Reinprechtsdorferſtraße 31, von Karl und Joſefa 
Becker, Bauführer J. Schweitzer (3904). 

Zubau, Högelmüllergaſſe 6, von H. Wagner, Vauführer 
A. Sallatmayer (3934). 

Sechshaus, Ullmanuſtraße 65, von Matth. Fleiſchhacker, 

Bauführer Otto Ettmayer (12778). 

Ouertract, Hernals, Steinergaffe 9, von Anton Las nicka, 
Bauführer Georg Kowakit, Maurermeiſter (19239). 

Dber-Döbling, Schloßgaſſe 12, von Anton Oſtheimer, 
Bauführer Joh. Pecival (10551). 


II. Bezirk: 
V. Bezirk: 
„ " 

Best, 
XVII. Bezirk: 
XIX. Bezirk: 


Für Adaptierungen: 


Kohlmeſſergaſſe 6, von Ig. Steiner, Bauführer C. Frick 
3957). 


I. Bezirk: 


II. Bezirk: Kloſterneuburgerſtraße 28, von Johann Kreutzer, Maurer— 
meiſter (3847). 
7 „ Taborſtraße 12, von Johann Kreutzer, Maurermeiſter 


(8931). 

Reinprechtsdorferſtraße 31, von Karl und Joſefa Becker, 
Bauführer J. Schweitzer (3904). 

Gartengaſſe 23, von Joſef Schweiger, Vauführer? 


V. Bezirk: 


„ 7 
(3935). 
VI. Bezirk: Blümelgaſſe 1, von Adolf Kronfeld, Bauführer Chr. 
Gatty (3849). | 
VII. Bezirk: Lindengaſſe 12, von Ferd. Dehm und F. Olbricht, 
Stadtbaumeiſter (3865). 
IX. Bezirk: Maria Thereſienſtraße 11, von Joh. Pecival, Stadt— 
baumeiſter (3894). | 
XVI. Bezirk: Ottakring, Langegaſſe 96, von Julius Halla noe. Auguſt 
Pratke, Bauführer Julius Halla (24123). 
5 „ Ottakring, Langegaſſe 74, von Julius Halla noe. Thereſe 
Merkharts, Bauführer Julius Hal la (24578). 
XVII. Bezirk: Hernals, Wilhelmsgaſſe 36, von Johann Riedmaun, 
Bauführer Franz Kaindl, Maurermeiſter (19240). 
Für diverſe (geringere) Bauten: 
II. Bezirk: Wächterhaus, Pareelle 3170, Stromſtraße, von Franz 
Bernert, Stadtbanmeifter (3873). 
1 „ Stall, Heiſtergaſſe 6, Gießmaungaſſe 5, von Karl Fiſcher, 


Bauführer A. Oberländer (3925). 
* 
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III. Bezirk: 
ductiv-Geſellſchaft der Wiener 
ſelcher, Bauführer F. Gutmann (3973). 
IX. Bezirk: Rohrcanal, Strudelhof, von Sr. königl. Hoheit Herzog von 
Würtemberg, Bauführer Joh. Nowak (3955). 
XIII. Bezirk: Magazin, Breitenſee, Flötzerſteig, Conſer.-Nr. 185, von 
Wilhelm Nagl, Bauführer? (14998). 
Steinzeug-Rohrcaual, Penzing, Bahngaſſe 7, von Aloiſia 


Fleiſch 


ö Szanballeg, Bauführer Joſef Drbal, Manurer— 
meiſter (14999). 
n 5 Zwei Aborte, Hietzing, Gloriettegaſſe 13, von Leopoldine 


Krenn, Bauführer Joſef Kopf, Baumeiſter (15084). 

XIV. Bezirk: Nudolfsheim, Sturzgaſſe 47, von Leopold Eigner, Bau— 
führer Johann Schrepfer, bürgerl. Stadtmaurermeiſter 
(12508). 


Geſuche um Varcellierung wurden überreicht: 


V. Bezirk: Siebenbrunnengaſſe, Grundb.-Einl. 1099, von Sam. und 
Karoline Steiner (3900). 


Geſuche um Vaulinienbeſtimmung wurden überreicht: 


II. Bezirk: Grundb.⸗Einl. 2483, zwiſchen der Tabor- und Prager Reichs— 
ſtraße, von Adolf Parkas (3895). 

Obere Donauſtraße 45, von Guſtav Ritter von Leon (3928). 

0 „ Heiſtergaſſe 6, Gießmaunsgaſſe 5, von Karl Fiſcher (3926). 

III. Bezirk: 48920 12, Erdbergſtraße 17, von Wilhelm Beetz 

920). 

Saleſianergaſſe 11, von Ihrer Durchlaucht Prinzeſſin Karl 
von Arenberg (3959). 

VI. Bezirk: e 18, von Magdalena Praeceptor 
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XVII. Bezirk: Hernals, Parc. 16 in der Blindengaſſe, VIII. Bezirk, reſp. 
Hernals, Gürtelſtraße 4/6, von Juliana Schaffer und 
Francisca Dalecky (19362). 

Hernals, Mariengaſſe 22, von Joſefa Noſſek (19438). 


XIX. Bezirk: Nuſsdorf, Hauptplatz 3, von Georg und Barbara Stöhr 
(10490). 


Gewerbeaumeldungen vom 29. Mai 1893. 


(Fortſetzung.) 

Straßmeier Francisca — Milchmeiergewerbe — III., Erdbergermais 1998. 

Gomolka Amalie — Milch-Verſchleiß — II., Springergaſſe 18. 

Dvorak Anna — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Wienerſtraße 18. 

Fried Julie — Pfaidlerin — II., Pillersdorfgaſſe 2. 

Fiſcher Franz — Schuhmacher — II., Hannovergaſſe 8. 

Müller Leopold — Spiritnoſen-Verſchleiß in handelsüblich verſchloſſenen 
Gefäßen — II., Prager Reichsſtraße 2. | 

Krämer Bernhard — Theeſchank — II., Große Schiffgaſſe 16. 

Kapek Barbara — Tiſchlergewerbe — XI., Simmering, Hauptſtraße 16. 

Glück Schifre — Trödlerin — II., Rembrandtſtraße 28. 

Frauendienſt Auna — Verſchleiß von Canditen, Sodawaſſer und Frucht— 
ſäften — II., Taborſtraße 41. 

Newes Julie — Verſchleiß von Gebetbüchern, Kalendern und Heiligen— 
bildern — II., Taborſtraße 3. 

Zeiner Florian — Vereinscaſſier — XIV., Rudolfsheim, Floragaſſe 5. 

Gradinger Franz — Victualien⸗Verſchleiß — III., Löwengaſſe 1. 

Schuſter Pauline — Marktvictnalienhandel — II., Karmelitermarkt. 

Swoboda Eduard — Marktvictualienhandel — III., Auguſtinermarkt. 

Plußkal Anna — Wäccheputzerin — XVIII., Währing, Herrengaſſe 92. 

Reska Thereſia — Zeitungs⸗Verſchleiß — II., Greifeneckergaſſe 21. 


* * 
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Gewerbeaumeldungen vom 30. Mai 1893. 


Härtl Andreas — Bäcker — III., Obere Weißgärberſtraße 2. 

Stingl Joſefine — Bäckergewerbe — XVII., Hernals, Ottakringerſtr. 74. 

Kremſer Leopold — Brantweinſchank — XVIII., Neuſtift am Walde, 
Wienerſtraße 17. 

Winkler Franz — Drechslergewerbe — XVIII., Währing, Schulgaſſe 60. 

Kunze Auguſt — Einſpänner — XIX., Ober⸗Döbling, Barawitzkag. 3. 

Langer Karl, Damm Franz — Feigenkaffeebrennerei — XII., Altmanns— 
dorf, Breitenfurtherſtraße 16. 

Ockermüller Joſef — Fleiſchhauer — XVII., Hernals, Gürtel, Markt. 

Sixt Karl — Fleiſchhauer — XVII., Hernals, Ottakringerſtraße 70. 

Preclik Barbara — Fragnergewerbe — XVII., Hernals, Leopoldig. 14. 

Seitl Johann — Gaſtwirt — VIII., Wickenburggaſſe 5. 
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Club der Beamten der Wiener Bank- und Credit-Znftitnte — Gaſt- und 
Schankgewerbe (Nichtbetrieb) — J., Johannesgaſſe 4. 


Hula Emanuel, Pohl Joſef — Gemiſchtwarenhandel — J., Steindl— 
gaſſe l, MEN 

Köhler Ida — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, Cottage⸗ 
gaſſe 13. 


Appenzeller Robert — Gold- und Silberarbeitergewerbe — XII., Unter— 
Meidling, Erlgaſſe 20. 

Mräz Anton — Grünwarenhandel im Umherziehen — XVII., Hernals, 
Joſefigaſſe 12. nr 

Macek Magdalena — Grünzeughändlerin — IX., Simondenkgaſſe 11. 

Klein Roſa — Handel mit neuen Herrenkleidern — XVIII., Währing, 
Hauptſtraße 30. . 

Maly Adolf — Handel mit Natur- und Kunſtblumen — XVIII., Währing, 
Kreutzgaſſe 33. N 

Sladek Paul — Maſchinenſchloſſer — XVII., Hernals, Ottakringer— 
ſtraße 70. 

Pamlitſchka Barbara — Milchmeiergewerbe — XVI., Ottakring, Haupt- 
ſtraße 214. (Das Weitere folgt.) 


—— 


Inhalt: 
Gemeinderath: 


Sitzungen des Gemeinderathe sp 1191 
Stenographiſcher Bericht über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes 
vom 6. Juni 1893. 
Inhalt: 
Mittheilungen des Vorſitzenden: 
1. Entſchuldigung des Gem. -Rathes Gregorig wegen Fern⸗ ei 


Seife 


r . a ea 91 
2. Beurlaubung der Gem.-Räthe Dr. v. Billing, Herold, 

Ni auf und H iyhssn”s Aye 1191 
3. Reſignation des Herrn Zag ôrski auf fen Mandat als 

Mitglied des Bezirksſchulrathes ·VwLwꝛm .. 1191 


Interpellation: 

4. Gem.⸗Rath Tomo ha, betreffend die Inſtandſetzung der Haupt— 
ſtraße in Währing und die Wiederaufnahme des Tramway— 
verkehres daſelbſt 

Antrag: 

5. Gem.⸗Rath Seiler, betreffend die Errichtung von Kühlanlagen 

im Schlachthauſe zu St. Marx zur Conſervierung des Fleiſches 1192 
Einlauf: 

6. Petition einer Wählerverſammlung in Margarethen, betreffend 
die Begebung des Anleheus für Waſſerleitungszwecke ausſchließlich 
im Wege einer öffentlichen Offertverhaudlun gg 1192 

7. Desgleichen, betreffend die Errichtung eines Pferdeſchlacht— 
hauſes auf der Area des ſtädtiſchen Pferdemarktes im V. Bezirke 1192 

Referate: 

8. Gem. Rath Kreindl, betreffend die Reconſtruction und Adap— 
tierung des Armenhauſes in Pötzleinsdorf 1192 

9. Gem.⸗Rath Joſef Müller, betreffend das Übereinkommen mit 
der Dampftramway-Geſellſchaft vormals Krauß & Comp., 
betreffend die Vereinbarung der Koſtenvertheilung für die Local⸗ 
bahnlinien der Wiener Stadtbahn und der Wienfluſs-Regulierung 


e 8 a „% „„ „„ * 
7 


ſammt Sammelcanälenn———:: 2 
Stadtrath: 

Sitzungen des Stadtratheee s „ 1214 
Bericht über die Stadtraths⸗Sitzung vom 30. Mai 10. 174 
Bericht über die Stadtraths⸗Sitzung vom 31. Mai 1893 ... . 1220 

Bezirksausſchüſſe: | 

Ausſchreibung der Ergänzungswahl eines Bezirksausſchuſſes aus dem 

III. Wahlkörper des IX. Bezirkes Alſergrunnn de 223 
Allgemeine Nachrichten: 

Approviſtonierung: 

Borſtenviehmarkt vom 6. Juni 189oe gg 1224 
Pferdemarkt vom 6. Juni 189g9g3 rennen 1224 
Stechviehmarkt vom 7. Juni 189... rennen 1224 

Sanitätsangelegenheiten: 

Beſuch der ſtädtiſchen Volksbäder im Mai 18h 2 1225 


Gewerbeangelegenheiten: . 2 
Genoſſenſchaft der Erzeuger von Spiritus, Liqueur, Cifig, Schaum- 1 


wein, Preßhefe und SeunUUUUU ) U): 225 
Einſpänner⸗Genoſſenſchaft c dee dir 1225 
Ausweis über das Lehrlingsſtellen-Nachweiſeamt des Wiener 

Magiſtrates .. e Se 12²⁵ 

Baubewegung: 

Geſuche um Baubewilligungen vom 5. bis 8. Juni 1893: 2.8. 8% 1225 
Gewerbeaumeldungenn w. e were a ee 12% 
Kundmachungen. 


Beilage: Mittheilungen des ſtatiſtiſchen Departements des Wiener Magiſtrates 
pro April 1893. Ä 


Herausgeber: Die Gemeinde Wien. — Verantwortlicher Redacteur: Dr. Friedrich Edler v. Radler, Secretär des Wiener Magiſtrates. 
Papier aus der k. k. priv. Pittener Papierfabrik. — J. B. Wallishauſſer's k. u. k. Hof⸗Buchdruckerei, Wien. 
Juſeraten⸗Annahme bei Otto Maaß (Haaſeuſtein & Vogler), Wien, I., Walfiſchgaſſe 10. 


